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Vorwort. 


Unter  den  Schwierigkeiten  der  VerÖflfentlichung  droht  heute  die 
rechtswissenschaftliche  Monographie  völlig  zu  ersticken,  mit  ihr  aber  gerade 
der  Zweig  der  juristischen  Literatur,  dem  bisher  weitaus  in  erster  Linie, 
vor  Kommentaren  und  Lehrbüchern,  die  Förderung  der  wissenschaftlichen " 
Erkenntnis  zu  danken  war.  Müßte  in  Zukunft  auf  sie  verzichtet  werden, 
so  könnten  nicht  nur  neue  Schöpfungen  der  deutschen  Gesetzgebung  nie- 
mals zum  Range  ihrer  Vorgänger  aufsteigen ,  sondern  es  wäre  auch  die 
gesamte  deutsche  Rechtswissenschaft  einem  Niedergange  ohnegleichen  preis- 
gegeben. Diese  Gefahr  zu  bannen,  ist  ernste  nationale  Pflicht;  um  zu 
ihrer  Erfüllung  nach  ihren  Kräften  beizutragen ,  hat  sich  die  Leipziger 
Juristenfakultät  entschlossen,  unter  dem  Namen 

„Leipziger  rechts  wissenschaftliche  Studien" 
in  zwangloser  Reihe  und  ohne  Beschränkung  auf  bestimmte  Rechts- 
gebiete juristische  Monographieen  herauszugeben ,  die  zu  ihrer  wissen- 
schaftlichen Tätigkeit  Beziehungen  haben,  insbesondere  Habilitations- 
schriften und  solche  Arbeiten,  die  unter  Leitung  oder  auf  Anregung 
eines  ihrer  Mitglieder  gefertigt  worden  sind. 

Leipzig,    April  1922. 

Die  Juristen -Fakultät. 

Dr.  Heinrich  Siber, 
derzeit  Dekan. 
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zugeeignet 


Vorwort. 


Die  Frage  nach  dem  Schicksal  der  evangelischen  Stifter  in  Deutsch- 
land ist  durch  die  Staatsumwälzung  neu  in  Fluß  gekommen.  Es  hängt 
an  ihnen  ein  nicht  unwichtiges  Stück  Reformationsgeschichte ,  und  die 
ihren  Kapiteln  anvertrauten  Dome  und  Stiftskirchen  haben ,  abgesehen 
von  ihrem  kirchlichen  und  Kunstwerte ,  für  die  Landschaften ,  in  denen 
sie  aufragen ,  die  Bedeutung  eines  religiösen  Symbols.  Die  Rechtslage 
dieser  Stifter  in  Vergangenheit  und  Gegenwart  dürfte  daher  ein  allgemeines 
Interesse  beanspruchen.  Für  das  Hochstift  Meißen,  dessen  Sitz  auf  hoch 
ansteigendem  Fels  sich  mit  der  Heimstätte  des  Hauses  und  Staates  Sachsen 
so  eng  berührt,  triflPt  dies  in  besonderem  Maße  zu.  Darin  sehe  ich  die 
Rechtfertigung .  das  Rechtsgutachten ,  das  ich  der  Leipziger  Juristen- 
Fakultät  erstattet  habe,  einem  weiteren  Kreise  zugänglich  zu  machen. 

Mit  Absicht  ist  jeder  Hinweis  auf  die  von  den  beteiligten  Stellen 
für  und  wider  gegebenen  Ausführungen  und  Mitteilungen  unterblieben. 
Dafür  hat  mancher  Punkt  gegenüber  dem  Gutachten  eine  Erweiterung 
oder  Vertiefung  erfahren.  Der  Anhang  fügt  die  wichtigsten  der  ver- 
werteten Urkunden  hinzu,  die  bisher  nicht  veröffentlicht  sind,  und  einen 
Abdruck  der  die  katholische  Diözese  Meißen  wiederherstellenden  Aposto- 
lischen Konstitution  vom  vorigen  Jahre. 

Den  Syndici  der  beiden  Stifter .  überjustizrat  Dr.  R  ö  ß  n  e  r  in 
Meißen  und  Notar  R.  Sulzberger  in  Würzen ,  bin  ich  für  die  mir 
bei  Benutzung  der  Archive  und  Akten  bereitwilligst  geleistete  Hilfe  zu 
lebhaftem  Dank  verpflichtet.  Dem  Meißener  Archiv  wünschte  ich  eine 
ähnlich  vorzügliche  Registrande,  wie  sie  seit  1916  das  Wurzener  Archiv 
besitzt.  Das  letztere  wurde  daher  für  die  Vorgänge  des  19.  Jahrhunderts 
von  mir  stärker  herangezogen ;  seine  Akten  enthalten  auch  die  Meißener 
Stücke   in  Abschriften ,   weil   sich   damals   die  beiden  Stifter  gegenseitig 


—    VI    - 

ganz  auf  dem  laufenden  erhalten  haben.  Mein  besonderer  Dank  gilt 
meinem  Fakultätskollegen  Erwin  Jacob i,  der  schon  als  Korreferent 
das  Gutachten  und  nunmehr  auch  diese  Veröffentlichung  durch  manchen 
Hinweis  auf  Staats-  und  verwaltungsrechtliche  Gesichtspunkte  gefördert 
hat,  endlich  auch  der  ganzen  Leipziger  Juristen-Fakultät,  die 
diese  Schrift  als  erste  in  die  Reihe  der  von  ihr  herausgegebenen  „Leipziger 
rechtswissenschaftlichen  Studien''  aufzunehmen  die  Güte  hatte. 

Leipzig,  im  April  1922. 

Alfred  Schultze. 
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Erster  Teil. 
Die  geschichtlichen  Vorgänge. 

A.  Vor  der  Reformation. 

§  1. 
Meißen. 

Das  Bistum  Meißen  *)  war  ein  katholisches  Bistum ,  wie  andere 
auch.  Der  Bischof  war  der  kirchliche  Regierer  seiner  Diözese,  der 
Ordinarius  judex  im  Sinne  des  kanonischen  Rechts.  Das  Bistum  war  aber 
zugleich  Hochstift  im  Sinne  des  damaligen  deutschen  Staatsrechts.  Der 
Bischof  war  Reichsfürst,  Träger  weltlicher  öffentlicher  Gewalt  im  Stifts- 
territorium ,  das  nicht  identisch  mit  der  Diözese  war.  Eine  scharfe  be- 
griffliche Trennung  zwischen  den  beiden  Zuständigkeiten  als  episcopus 
und  als  princeps  war  dem  damaligen  Recht  fremd. 

Zur  Ausbildung  einer  vollkommenen  und  restlosen  Landesherr- 
schaft über  das  bischöfliche  Territorium,  wie  z.  B.  die  rheinischen 
Erzbischöfe  und  Kurfürsten,  der  Bischof  von  Würzburg  u.  a.,  gelangte 
der  Meißener  Bischof  nicht.  Das  Hindernis  war  sein  Verhältnis  zum 
Markgrafen  von  Meißen,  in  dessen  Territorium  der  Streubesitz  des  Stifts 
ringsum  eingebettet  war  und  dessen  wichtigste  Burg  und  festester  Stütz- 
punkt am  Sitze  des  Bischofs  selbst ,  in  Meißen ,  gelegen  war  *).  Der 
Markgraf  hatte  zwar  niemals  die  Kirchen-  oder  Stiftsvogtei  im  eigent- 
lichen Sinne  über  das    bischöfliche  Territorium ,  war   niemals  Verwalter 


*)  Hauck- Herzog,  Realencyklopädie  für  protestantische  Theologie  und  Kirche, 
3.  Aufl  ,  Art.  , Meißen',  Bd.  12  S.  512;  Christian  Ernst  Weiße,  Geschichte  der  chur- 
ßächsischen  Staaten,  Bd.  1  (1802)  S  24 ff.,  30ff.;  Carl  Heinrich  v.  Römer,  Staatsrecht  und 
Statistik  des  Churfürstenthums  Sachsen,  Teil  1  (1787)  S.  70ff.;  Eduard  Machatschek,  Ge- 
schichte der  Bischöfe  des  Hochstiftes  Meißen  (1H84)  S.  11  ff. 

*)  Siehe  die  Fassung  in  dem  Indult  des  Papstes  Bonifaz  IX.  vom  12.  Dezember  1399 
in  Codex  diplomaticus  Saxoniae  Regiae  II  2  Nr.  752  S.  285:  „quod  in  Castro  suo  in 
Misna,  quod  unum  de  melioribus  fortalitiis  sui  marchionatus  existit  et  per  quod  idem 
marchionatus  ut  plurimum  defenditur  et  a  noxiis  praeservatur,  sit  sedes  cathedralis 
ecciesiae  Misnensis". 

1 


—     2     — 

der  biscliöf  Hellen  Immunitätsrechte .  sei  es  als  beamteter  oder  belehnter 
Vogt  ^).  Solche  Vogteien  haben  in  bezug  auf  Meißen  andere  Herren- 
geschlechter früher  besessen,  und  sie  waren  von  den  Meißener  Bischöfen 
schließlich  sämtlich  bis  zum  14.  Jahrhundert  zurückerworben  oder  ab- 
gestoßen ^).  Aber  der  Markgraf  war  der  starke  Nachbar,  der  sein  Terri- 
torium in  zielbewußter  Politik  vergrößerte  und  abrundete ,  der  zum 
Kurfürsten  und  einem  der  mächtigsten  Reichsfürsten  wurde,  auf  dessen 
militärischen  Schutz  vor  allem  der  Bischof  für  seinen  Stiftsbesitz  voll- 
ständig angewiesen  war.  So  entstand  ein  Schutzverhältnis ,  das  durch 
Schutzverträge,  die  sich  vom  14.  Jahrhundert  an  wiederholten,  als  ver- 
tragsrechtliches ausgestaltet  war. 

Den  Typus  eines  solchen  Schutzvertrags  zeigt  schon  der  am  31.  Au- 
gust 1384  zwischen  dem  Bischof  Nicolaus  von  Meißen  und  dem  Mark- 
grafen Wilhelm  geschlossene  Vertrag ,  wodurch  jener  sich  verpflichtete, 
das  Stift  nicht  auszutauschen  noch  an  irgendeinen  anderen  zu  bringen, 
dem  Markgrafen  nach  seinem  Vermögen  zu  raten,  zu  helfen  und  zu 
dienen,  dieser  sich  verpflichtete ,  den  Bischof  und  sein  Stift  getreulich 
zu  schützen  und  zu  verteidigen  ^). 

Somit  war  die  Rechtsgrundlage  gegeben  für  die  praktische  Hand- 
habung einer  Schatzherrlichkeit  der  Wettiner  über  das  Hochstift.  Dabei 
kam  ihnen  die  Vorstellung  einer  sich  mit  der  Ausbildung  der  Landes- 
herrlichkeit vom  König  auch  auf  die  weltlichen  Landesherren  über- 
tragenden advocatia  ecclesiae ,  einer  aus  dem  weltlichen  Herrscherberuf 
selbst  abgeleiteten  Schirmvogtei  oder  Schutzvogtei  zu  Hilfe  ^).  Die 
Wettiner  nannten  sich  nun  „erbliche  Schutzfürsten"  des  Stiftes  Meißen, 
ebenso  wie  der  anderen  beiden  sächsischen  Stifter  Naumburg  und 
Merseburg. 

Diese  „Schutz Verwandtschaft"  führte  zu  einer  bis  zum  Ausgang  des 
Mittelalters  steigenden  Abhängigkeit  der  Meißener  Bischöfe  vom  Hause 
Sachsen ,  sowohl  in  politischer  als  sogar  in  kirchlicher  Hinsicht.  Es 
fand  dies  in  allen  möglichen  Einwirkungen  auf  die  militärischen  und 
finanziellen  Leistungen,  besonders  auch  allgemein  darin  seinen  Ausdruck, 
daß  die  Bischöfe   zum  Beschicken   der   sächsischen  Landtage    angehalten 


ä)  Werminghoff,  Verfassungsgeschichte  der  deutschen  Kirche  im  Mittelalter  (1913) 
S.  78  f.  und  93. 

*)  Erich  Riehme,  Markgraf,  Burggraf  und  Hochstift  Meißen,  philos.  Dissertation 
Leipzig  (1906)  S.  1141,  135,  141.  Zustimmend  Rudolf  Zieschang,  Die  Anfänge  eines 
landesherrlichen  Kirchenregiments  in  Sachsen  am  Ausgange  des  Mittelalters  in  Beiträgen 
zur  Sachs.  Kirchengeschichte  Heft  23  (1910)  S.  13. 

^)  Codex  diplomaticus  Saxoniae  Regiae  H  2  Nr.  685  S.  212;  dazu  Riehme  a.  a.  0. 
S.  136  f.;  Zieschang  a.  a.  0.  S.  191,  24,  26;  Otto  Richter  in  Mitteilungen  des  königl. 
Sachs.  Altertumsvereins  Heft  28  (1878)  S.  1171 

•)  Zieschang  a.  a.  0.  S.  26;  auch  Georg  Müller  in  Beiträgen  zur  Sachs.  Kirchen- 
geschichte Heft  9  (1894)  S.  "401 
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wurden  und  deren  Beschlüsse  auch  als  für  ihre  Stiftsgebieto  maßgebend 
anerkennen  mußten.  Im  Verhältnis  zum  ßeich  nahmen  sie  die  Vermitt- 
lung der  sächsischen  Fürsten  vielfältig  an ;  daß  sie  von  ihnen  auf  den 
Reichstagen  sich  mit  vertreten  ließen ,  wurde  geradezu  feststehender 
Brauch.  Auf  die  Besetzung  des  Bistums  mit  Mitgliedern  der  sächsischen 
Adelsgeschlechter ,  nicht  selten  mit  solchen ,  die  schon  vorher  in  ihren 
Diensten  gestanden  hatten ,  übten  die  Wettiner  einen  bedeutenden  tat- 
sächlichen Einfluß .  ob  sie  schon  ein  Nominationsrecht  im 
Sinne  des  kanonischen  Rechts  trotz  eifrigen  Bemühens  vom  Papst  nicht 
zu  erlangen  vermochten^). 

Dessenungeachtet  ist  das  Bistum  nicht  eigentlich  landsässig 
geworden.  Es  hat  die  Reichsunmittelbarkeit  und  die  Reichsstandschaft 
nicht  eingebüßt.  Es  ist  den  Wettinern  nicht  gelungen,  den  Bischof  ganz 
aus  dem  Reiche  „auszuziehen".  Er  blieb  ., Reichsfürst"  und  wurde  als 
solcher  bis  ins  16.  Jahrhundert  in  den  von  Reichs  wegen  ausgestellten 
Urkunden  bezeichnet^*).  Noch  durch  Dekret  vom  26.  Juli  1541  be- 
stätigte Kaiser  Karl  V.  ausdrücklich  dem  Bischof  Johann  VIII.  auf 
dessen  Beschwerde  gegen  Herzog  Heinrich  von  Sachsen,  daß  der  letztere 
und  das  Haus  zu  Sachsen  den  Bischof  und  sein  Stift  Meißen  „bey 
der  possession  ires  fursten  stannds  auch  der  fürstlichen  rechten  ge- 
rechtigkaiten  regalien  und  freyhaiten  bey  dem  reich  auch  des  reichs 
anschlegen  ungeirrt  bleiben  lassen  sollen''  %  Selbst  nach  der  Um- 
wandlung des  Stifts  infolge  der  Reformation  blieb  diese  Rechtsauffassung 
lebendig.  Kurfürst  Johann  Georg  I.  gebraucht  seinerseits  in  der  Kapi- 
tulation vom  21.  August  1611  die  "Wendung:  ..weill  das  Stifft  Meißen 
ein  Reichsstandt  unndt  Reichs  Lehn  ist"  ^). 

Auf  der  vertragsrechtlichen  Grundlage  des  Schutzverhält- 
nisses war  vermöge  der  politischen  Machtgestaltung  die  Stellung  des 
Bischofs  eine  zwischen  Reichsstandschaft  und  sächsischer  Landstandschaft 
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')  Über  alles  dies  jetzt  am  eingehendsten  und  zuverlässigsten  Zieschang  a.  a.  0. 
S.  49  ff.,  57  ff.,  128  ff.,  zusammenfassend:  S.  125  ff.,  149. 

'*)  Nachweise  bei  Zieschang  a.  a.  0.  S.  47  ff. 

*)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1430  S.  373.  Siehe  auch  die  folgenden  Urkunden, 
besonders  Nr.  1456  S.  386  (Auszug  vom  10.  August  1548  aus  einem  Vertrage  zwischen 
dem  Kaiser  und  dem  Kurfürsten  Moritz)  und  Nr.  1475  S.  402  (Vertrag  zwischen  Kurfürst 
August  und  Bischof  Johann  IX.  vom  18.  Januar  1559). 

»)  Hauptstaatsarchiv  Loc.  9000,  Acta  das  Stift  Meißen  betreffend  1611  fol.  101; 
Christian  Ludwig  Stieglitz  d.  j..  Das  Recht  des  Ho«'hstifts  Meißen  und  des  CoUegiatstifta 
Würzen  auf  ungehindertes  Fortbestehen  in  ihrer  gegenwärtigen  Verfassung  (1834)  S.  20 
Anm.  2.  Siehe  auch  das  Gutachten  des  Geheimen  Rats-Kollegiums  an  Kurfürst  Johann 
Georg  I.  in  Pharamundns  Chlodovaeus  (Kanzler  von  Ludewig),  Unschuldige  rechtliche 
Nachricht  von  der  Naumburgzeizischen  vom  Jahre  1717  unterlassenen  Postulation  (1726) 
S.  105  unter  II  §  2:  ,so  seynd  die  vorberührte  3  Stifter  und  sede  vacante  die  Capitula 
«elbst  gleichsam  Heichsständc". 

1* 
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schwankende  geworden  ^^) ,  ähnlich  wie  es  auch  sonst  damals  im  Reiche 
mannigfach ,  auch  in  dem  Verhältnis  zwischen  weltlichen  Machthabern, 
z.  B.  zwischen  dem  Hause  Sachsen  und  den  Grafen  von  Mansfeld ,  der 
Fall  war  "). 

Neben  dem  Bischof  stand  das  Domkapitel  mit  den  Rechten 
und  der  Selbständigkeit,  wie  sie  am  Ausgang  des  Mittelalters  in 
Deutschland  üblich  waren  ^^).  Auch  in  Meißen ,  wie  anderswo ,  rekru- 
tierte sich  das  Kapitel  in  wachsender  Regelmäßigkeit  aus  heimischen 
Adelsgeschlechtern.  Das  gab  den  Markgrafen  und  Kurfürsten  einen 
mittelbaren  Einfluß  auf  seine  Haltung  und  Geschäftsführung.  Ein 
Privileg  des  Papstes  Sixtus  IV.  vom  9.  Juni  1476  machte  dann  die  Zu- 
gehörigkeit zum  Adel  oder  als  Ersatz  dafür  den  Besitz  einer  höheren 
akademischen  Würde  —  Doktor  oder  Licentiat  der  Theologie  oder  der 
beiden  Rechte  oder  eines  der  beiden  Rechte  oder  Magister  der  Medizin  — 
zur  festen  und  ausnahmslosen  Aufnahmebedingung  i^).  Dazu  traten 
Präsentationsrechte  der  sächsischen  Fürsten  für  die  Domherrenstellen  mit 
maiores  praebendae ,  nämlich ,  außer  einem  alten  Patronat  für  eine  von 
ihnen  selbst  gestiftete  Stelle ,  kraft  päpstlicher  Indulte  im  Jahre  1399 
zunächst  für  4 ,  im  Jahre  1422  für  noch  weitere  3  Kanonikate  ^*).  Im 
Jahre  1413  wurden  durch  Papst  Johann  XXIII.  2  fernere  Kanonikate 
für  Theologieprofessoren  der  Leipziger  Universität  reserviert,  die  Rektor 
und  Universität  nominierten  ^^).  Die  von  den  15  Kanonikaten  mit  maiores 
praebendae  noch  übriggebliebenen  5  wurden  schließlich  auf  Grund  päpst- 
lichen Indultes  mit  Konsens  des  Bischofs  und  Kapitels  in  den  Jahren 
1481/82  gleichfalls  dem  fürstlichen  Präsentationsrecht  unterstellt  ^^),  das 
damit  auf  das  ganze  Domkapitel  sich  erstreckte  ^^).     In  der  Verwaltung 


1°)  Vgl.  das  kennzeichnende  Nebeneinander  von  Reichstags-  und  Landtagsbesuch 
noch  in  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1475  S.  402;  Stieglitz  S.  5  Anm.:  superioritas 
territorialis  subordinata  des  älteren  deutschen  Staatsrechts. 

*»)  Vgl.  Erich  Hempel,  Die  Stellung  der  Grafen  von  Mansfeld  zum  Reich  und  zum 
Landesfürstentum  (1917),  und  dazu  Alfred  Schnitze  in  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung 
für  Rechtsgeschichte  Bd.  40  Germ.  Abt.  S.  368  f. 

^2j  Vgl.  die  näheren  Angaben  bei  Kunz  v.  Brunn  gen.  v.  Kauffungen,  Das  Dom- 
kapitel von  Meißen  im  Mittelalter,  Leipziger  philos.  Diss.  1902. 

J3)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1193  S.  238;  Kunz  v.  Kauffungen  S.  84  f.;  Zie- 
schang  S.  141.  Vgl.  im  allgemeinen  Paul  Hinschius,  Das  Kirchenrecht  der  Katholiken 
und  Protestanten  in  Deutschland,  Bd.  II  (1878)  S.  6t>ff.;  Aloys  Schulte,  Der  Adel  und 
die  deutsche  Kirche  im  Mittelalter  (Kirchenrechtliche  Abhandlungen,  herausgeg.  von 
Ulrich  Stutz,  Heft  68  und  64),  1910;  Hans  Erich  Feine,  Die  Besetzung  der  Reichsbistümer 
vom  Westfälischen  Frieden  bis  zur  Säkularisation  (ebenda,  Heft  97  und  98),  1921,  S.  13  ff. 

1*)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  2  Nr.  752  S.  285  und  Nr.  907  S.  450. 

«)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  11  Nr.  7  S.  9  ff.  und  Nr.  10  S.  16  f. 

")  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1239  und  1241  S.  263  f.  Vgl.  die  Bestätigungs- 
buUe  von  Innocenz  VIII.  v.  1489,  ebenda  Nr.  1266  S.  278. 

")  Kunz  V.  Kauffungen  S.  37;  Riehme  S.  137;  Zieschang  S.  139. 
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des  Domkapitels  stand  unter  anderem  das  Stiftsbauamt  mit  seinem 
Stiftsbaufonds,  der  f  a  b  r  i  c  a.  Ihm  lag  in  erster  Linie  die  Er- 
haltung und  Ausbesserung  des  Doms  ob  ^*).  Bei  Sedis Vakanz  hatte  das 
Kapitel  die  Administration  des  Bistums  und  die  Wahl  des 
neuen  Bischofs.  Die  Wahl  war  rechtlich  eine  freie  im  Sinne 
des  kanonischen  Kechts.  Die  Wettiner  hatten,  wie  erwähnt,  das  Nomi- 
nationsrecht  für  den  Bischofsitz  nicht  erlangt  *^). 

§2. 
Würzen. 

Die  Kirche  zu  Würzen  war  eine  Kirche,  bei  der  seit  langem  die 
(rcistlichkeit  zu  einem  Kollegium,  einem  Kapitel  zusammengeschlossen  war. 
Sie  war  also  ecclesia  collegiata,  Stiftskirche  im  Sinne  des  kanonischen 
Rechts  ^^).  Sie  gehörte  zur  Meißener  Diözese  und,  wie  die  Stadt  Würzen, 
zum  Territorium  des  Bischofs  von  Meißen .  unterstand  also  mit  ihrem 
Stiftsbesitz  seiner  geistlichen  und  weltlichen  Hegierung.  Er  war  ihr 
Territorialherr,  ihr  Stiftsherr. 

Ihr  Kollegiatkapitel  war  ähnlicli  dem  Domkapitel  organisiert.  Seine 
Statuten  hatten  noch  1476  mit  Genehmigung  des  Bischofs  eine  sehr  um- 
fängliche Redaktion  erfahren  ^^).  Das  Erfordernis  adliger  Geburt  scheint 
nicht  bestanden  zu  haben.  Bei  der  Besetzung  der  Kanonikate  übte  der 
Bischof  das  Recht  der  ersten  Bitte,  der  primariae  preces  aus,  d.  h.  das 
Recht,  nach  seinem  Regierungsantritt  auf  die  zuerst  ledig  werdende  Kapitel- 
stelle eine  Anwartschaft  zu  vergeben.  Der  Widerstand  des  Kapitels  da- 
gegen wurde  1469  in  einem  Vergleich  mit  dem  Bischof  aufgegeben  ^^).  Das 
Kapitel  nahm  unter  den  Ständen  des  Hochstifts  den  ersten  Platz  ein^^). 

Bischof  Johann  VI.  (von  Salhausen)  baute  sich  gegen  Ausgang  des 
15.  Jahrhunderts  in  Würzen  ein  neues  Schloß  ^^*).  Seitdem  war  Würzen 
noch  häufiger  und  länger,  als  früher,  Residenz  der  Bischöfe  und  Sitz  der 
Stift-Meißenschen  Regierung;  dauernd  war  dies  der  Fall  unter  dem 
letzten  als  Katholik  gewählten  Bischof  Johann  IX. 


")  Das  Nähere  bei  Kunz  v.  Kauffungen  S.  109  ff. 

")  Kunz  V.  Kauffungen  S.  123  ff.;  Georg  Müller  a.  a.  0.  S.  48. 

**)  Darüber  im  allgemeinen  Ulrich  Stutz  in  Holtzendorfl'-Kohler,  Encyklopädie  der 
Rechtswissenschaft,  siebente  Auflage,  Bd.  V  S.  30Ö.  Siehe  über  die  Geschichte  des  Stiftes 
zu  Würzen:  Christian  Schöttgen,  Historie  der  Chur-Sächsischen  Stiffts-Stadt  Wurtzen, 
Leipzig  1717.  Handschriftl.  Ergänzungen  dazu  von  I.  C.  G(ibelhausen)  1768  (Standort: 
Landesbibliothek  in  Dresden). 

")  Schöttgen  S.  183.  Abdruck  daselbst  im  Anhang  S.  63ff.  und  bei  Lünig, 
Teutsches  Reichsarchiv,  Spicilegium  Ecclesiasticum,  Continuatio  I  S.  839 ff.  (Die  dort 
angegebene  Jahreszahl  1505  bezieht  sich  auf  spätere  Anhänge  zu  den  Statuten.) 

")  Schöttgen  S.  175  ff. 

")  Schöttgen  S.  215. 

"»)  Schöttgpn  S.  59;  Machatschek  a.  a.  0.  S.  5ö7. 
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B.     I>ie  BeloriBiatioii  in  den  beiden  Stiftern. 
I>ie  Kapitulation  von  1581. 

§3. 

Dies  war  in  den  hier  wesentlichen  Punkten  der  Rechtszustand  des 
Bistums  und  der  beiden  Stifter  zur  Zeit,  als  die  lieformation  einsetzte. 
Dem  Druck  der  Stiftsuntertanen  und  seit  dem  Tode  Herzog  Georgs  (1539) 
der  Albertiner  widerstand  das  Bistum  noch  geraume  Zeit.  Die  ent- 
scheidende Wendung  vollzog  sich  unter  Bischof  Johann  IX.  (von  Haugwitz). 
Die  einzelnen  Vorgänge  brauchen  nicht  berührt  zu  werden  2*).  Hier 
interessieren  nur  die  rechtlichen  Formen  der  Umwandlung.  Die  treibende 
Kraft  war  Kurfürst  August.  Ein  bei  der  Wahl  des  Bischofs  Johann  IX. 
geschlossener  Vertrag  von  1555  hatte  bereits  vorgearbeitet.  Die  Refor- 
mierung des  Hochstifts  vollendete  dann  ein  Vertrag  zwischen  Kurfürst  und 
Bischof  vom  18.  Januar  1559  ^^).  Das  Bistum  war  ein  evangelisches 
Bistum  geworden.  Der  dem  Augsburger  Eeligionsfrieden  von  1555  in 
§  18  2^)  eingefügte  „geistliche  Vorbehalt",  dessen  Verbindlichkeit  freilich 
ja  nicht  unbestritten  blieb ,  war  unbeachtet  gelassen  ^^).  Ein  fernerer 
Vertrag  zwischen  Kurfürst  und  Bischof  vom  20.  Februar  1565  überwies 
noch  dem  Kurhause  die  Verleihung  sämtlicher  Prälaturen  und  Pfründen 
innerhalb  des  Domkapitels ,  nicht  bloß  der  maiores  praebendae  (Voll- 
pfründen), und  nahm  davon  zugunsten  freier  bischöflicher  Kollatur  nur 
7  Vikarien  aus,  die  aber  ebenfalls  einzig  und  allein  Augsburgischen 
Konfessionsverwandten  offenstehen  sollten.  Als  Zweck  aller  kurfürst- 
lichen Verleihungen  war  ausdrücklich  „die  Erhaltung  gelehrter  Leute  in 
den  Universitäten,  Bestellung  der  Consistoria,  Zulegung  der  Pfarrer  und 
Kirchendiener  oder  andere  milde  Sachen"  bestimmt  worden  2®).  Also 
Anpassung  an  die  Bedürfnisse  der  neuen  Lehre! 

In  der  Stiftskirche  zu  Würzen  war  die  neue  Lehre  schon  vorher 
durch  eine  Visitationskommission  eingeführt  worden,  die  Kurfürst  Johann 
Friedrich  1542  damit  während  seiner  im  Anschluß  an  den  „Fladenkrieg*' 
ihm  zugefallenen  kurzen  Schutzherrlichkeit  über  Würzen  betraut  hatte. 
Dabei  waren  die  Pfarrechte  von  St.  Wenzel  auf  die  Stiftskirche  über- 
tragen, es  war  also  die  letztere  zur  Haupt-  und  Pfarrkirche  der  Stadt 
gemacht   und   an  ihr  eine  Superintendentur  begründet  worden,    die  man 


2*)  Vgl.  Wilhelm  Puckert,  Wie  wurden  Dom  und  Domkapitel  zu  Meißen  dem 
Augsburgischen  Bekenntnis  gewonnen  und  gesichert?     Leipzig  (0.  J.)  S.  5  fF. 

25)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1475  und  1476  S.  400  ff.  in  zwei  Versionen,  vgl. 
über  diese  Puckert  a.  a.  0.  S.  6  N.  2. 

20)  Karl  Zeumer,  Quellensammlung  zur  Geschichte  der  deutschen  Reichsverfassung 
in  Mittelalter  und  Neuzeit,  2.  Aufl.,  S.  345. 

2')  Dazu  Puckert  a.  a.  0.  S.  9  ff. ;  später  wurde  dies  aber  durch  das  Osnabrücker 
Friedensinstrument  wettgemacht  (unten  C). 

28)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1483  S.  407. 
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ihrem  Pfarrer  verliehen  hatte  ^^).  Das  Stiftskapitel  hatte  sich  aber 
schließlich  doch  behauptet,  und  es  kam  erst  1580  zwischen  ihm  und 
dem  Stadtrat  zu  Würzen  durch  das  Eingreifen  des  Bischofs  Johann  IX. 
zu  einem  Vergleiche ,  in  dem  die  Augsburgische  Konfession  endgültig 
sichergestellt,  aber  auch  das  Kapitel  in  seinen  bisherigen  Gerechtsamen 
bestätigt,  über  Bestellung  und  Besoldung  der  Kirchen-  und  Schuldiencr 
Bestimmung  getroffen  und  für  diesen  Zweck  ein  Teil  der  Stiftseinkünfte 
herangezogen  wurde  ^°). 

Die  Wandlung  der  Kechtsform  des  Hochstifts  sollte  nach  dem 
allmählich  reifenden  Plane  des  Kurfürsten  August  noch  tiefer  greifen  ^*). 
Wiederum  sollte  dies  nicht  durch  einseitigen  Machtspruch  des  Kurfürsten, 
sondern  auf  dem  Wege  des  Vertrages  mit  den  beteiligten 
Faktoren   geschehen.     Man   wählte   im   Jahre   1581    folgenden   Weg: 

Der  Bischof  Johann  IX.  resignierte  am  20.  Oktober  1581  auf  Stift 
und  Kirche  Meißen  zu  Händen  des  Domkapitels  als  des  zur  Neuwahl 
berufenen  Organs  unter  der  Auflage,  daß  die  Regierung  („gubernatio") 
des  Stifts  dem  Kurfürsten  August  „ad  certos  annos"  „in  commendam" 
gegeben  werde.  Der  Bischof  entband  die  stiftischen  Vasallen  und  Unter- 
tanen ihrer  ihm  geleisteten  Eide  und  wies  sie  an  das  Domkapitel  als 
„ihre  rechte  ordentliche  Obrigkeit",  bis  dieses  sie  wieder  an  „eine  andere 
Herrschaft  verweisen  würde". 

Das  Domkapitel  „postulierte"  den  Kurfürsten  mit  dem  Ersuchen, 
gsich  der  Administration  des  Stiftes  zu  unterfangen".  Der  Kurfürst 
nahm  das  Stift  „in  commendam"  an  und  auf.  Vorher  hatte  er  sich 
mit  dem  Kapitel  auf  eine  das  Nähere  in  27  Artikeln  regelnde,  vom  10.  Ok- 
tober 1581  datierte  „Kapitulation"  vereinigt.  Die  Commenda  wurde  aber 
nicht  bloß  auf  „certos  annos"  begründet,  sondern  lt.  Artikel  27  auf  die 
Lebenszeit  des  Kurfürsten  August  und  diejenige  seines  Sohnes  Herzog 
Christian,  der  nach  seinem  Regierungsantritt  die  Kapitulation  wiederum 
handschriftlich  vollziehen  sollte  ^*). 

Die  „postulatio"  ist  eine  Einrichtung  des  kanonischen  Rechts.  Sie 
tritt   an   die  Stelle  der  „electio",    wenn  der  Person  des  in  Aussicht  Ge- 


«•)  Schöttgen  S.  122  ff.,  550 ff.;  Machatschek  a.  a.  0.  S.  733f.  Siehe  den  Vertrag 
vom  Ostermontag  1542  bei  Friedrich  Hortleder,  Handlungen  und  Außschreiben  von  den 
Ursachen  des  Teutschen  Krieges  1546/47,  Gota  1645,  Bd.  1  S.  1306f.  Ziff.  7. 

**)  Dieser  Vergleich  ist  (unvollständig)  abgedruckt  bei  Schöttgen  S.  129  ff  und  bei 
Lünig,  Teutsches  Reichsarchiv ,  Spicilegium  Ecclesiasticum ,  Continuatio  I  S.  862.  Siehe 
dazu  Stieglitz  a.  a.  0.  S.  14. 

")  Er  wollte  damit  offensichtlich  den  Prohibitivbestimmungen  des  Religionsfriedens 
von  1555  begegnen.  So  mit  Recht  Ernst  von  Nostitz  in  Landtagsakten  1848,  Beilagen 
zur  2.  Abt.  S.  276. 

")  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  H  3  Nr.  1487  S.409f.,  Nr.  1489  S.  410  f.,  Nr.  1490  S.  411f., 
Nr.  1491  S.  412  f.  und  Nr.  1492  S.  413  ff.  Die  Resignationsurkunde  des  Bischofs  auch  bei 
Länig  a.  a.  0.,   Spicilegium  Ecclesiasticum,  Pars  11,  Anhang  S.  99.    Es  ist  sehr  bedauer- 
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nommenen  ein  kanonisches  Hindernis  im  Wege  steht  ^^).  „Administrator" 
im  deutschen  Reichsstil  hieß  derjenige ,  welcher ,  ohne  Bischof  im  vollen 
Sinne  zu  sein ,  die  Stelle  des  Bischofs  versah  und  die  Verwaltung  des 
Bistums  führte.  So  der  zum  Bischof  Postulierte,  der  kraft  päpstlicher 
Dispensation  die  Verwaltung  des  Bistums  führte ,  obwohl  er  wegen  des 
mangelnden  30.  Lebensjahres  noch  nicht  die  Bischofsweihe  erhalten  hatte  '*). 
Aber  auch  der  zum  Bischof  Erwählte  oder  Postulierte ,  der  noch  vor 
erhaltener  päpstlicher  Konfirmation  mit  Einwilligung  des  Domkapitels 
die  Landesregierung  und  bischöfliche  Jurisdiktion  übernahm  und  ausübte  ^^). 
Sodann  nach  der  früheren  kurialen  Praxis,  wer  bereits  ein  Bistum  hatte, 
aber  noch  außerdem  ein  ferneres  kraft  Postulation  haben  sollte  ^^).  End- 
lich der  Laie,  dem  ein  Stift  vom  Papst  „in  commendam"  gegeben  war, 
in  der  Weise,  daß  er  die  Spiritualia  durch  einen  vicarius  wahrnehmen 
lassen ,  die  Temporalia  aber  selbst  administrieren  und  die  zuständigen 
Grefälle  für  sich  einziehen  sollte^'). 

Das  waren  die  durch  die  Verweltlichung  des  katholischen  Amter- 
wesens  am  Ausgang  des  Mittelalters  eröffneten  Möglichkeiten,  die  in  den 
Reformationsvorgängen  für  die  Kompromisse  der  neuen  mit  der  alten  Zeit 
die  ßechtsformen  hergeben  mußten  und  sich  nun  auch  bei  der  Ueber- 
leitung  der  Stifter  in  das  Regiment  der  evangelischen  Fürsten  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Rechtskontinuität  zur  Not  verwenden  ließen.  Die 
Ausschaltung  der  päpstlichen  Machtvollkommenheiten  verstand  sich  ja 
dabei  von  selbst.  Der  hier  für  Meißen  gewählte  Modus  hatte  bereits  bei 
manchen  anderen  deutschen  Stiftern  seine  Vorgänge.  So  bei  den  branden- 
burgischen Bistümern ,  bei  diesen  sogar  unter  Aufzwingung  eines 
Administrators  aus  dem  kurfürstlichen  Geschlecht,  wohl  kraft  des  vorher 
vom  brandenburgischen  Kurfürsten  durch  päpstlichen  Indult  erlangten 
Nominationsrechts  für  den  Bischofsitz.  So  ferner  bei  den  Bistümern 
Kammin  und  Schwerin.  So  endlich  bei  den  beiden  anderen  kursächsischen 
Bistümern  Naumburg  und  Merseburg  ^^).     Daß  die  Postulation  sich  auch 


lieh,  daß  die  überaus  wichtige  ,, Kapitulation"  nicht  mit  dem  vollen  Wortlaut  in  den 
Codex  diplomaticus  Saxoniae  Regiae  aufgenommen  worden  ist.  Dem  Eingang  folgen  nur 
ganz  kurze  und  unzureichende  Regesten  der  Artikel  1,  2,  3,  4,  7,  11,  22,  25,  26,  27. 
Der  vollständige  Text  der  Kapitulation  ist  bei  Ebert,  Der  Dom  zu  Meißen  (1835),  S.  32  ff. 
gedruckt. 

33)  Hinschius,  Kirchenrecht  II  S.  677  ff.;  Feine  a.  a.  O.  S.  237  ff.  Siehe  auch  Codex 
iuris  canonici  Can.  179ff. 

3*)  Feine  S.  38  ff.;  Hinschius  a.  a.  0.  S.  254  8. 

35)  Joh.Jac.  Moser,  Teutsches  Staatsrecht  Buch  III,  Kap.  44,  §§  1,  3  u.  4  (Teil  11  S.554). 

»ö)  Feine  a.  a.  0.  S.  276  ff. 

3')  Moser  a.  a.  0.  §  1 1  (S.  558) ;  Just  Henning  Böhmer,  jus  ecclesiasticum  Protestan- 
tium.     Ed.  IV.  T.  n  (1743),  Lib.  HI.  Tit.  V.  §§  134  ff.,  139. 

3»)  Vgl.  hierüber  Karl  Friedrich  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
5.  Ausg.,  IV  §  502  S.  138  ff.  Anm.  g  bis  1,  n  und  o;    Christian  Ernst  Weiße,  Geschichte 


I 
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auf  den  nächsten  Erben  an  der  Kur,  Herzog  Christian,  erstreckte,  anderer- 
seits über  diesen  nicht  hinausging,  hatte  seinen  Anhalt  in  dem  auch  in 
den  katholischen  Reichsbistümern  sieh  damals  gewohnheitsrechtliche  An- 
erkennung versch äffenden  Brauch  der  Wahl  eines  coadiutor  cum  iure 
succedendi  für  den  nächsten,  aber  auch  nur  den  nächsten  Vakanzfall. 
Er  wurde  ein  oftmals  verwandtes  Instrument  im  Dienste  der  fürstlichen 
Haus-  und  Territorialpolitik  ^^). 

Die  Kapitulation  vom  10.  Oktober  1581,  deren  Name  schon  an  die 
Wahlkapitulationen  jener  Zeit  erinnert,  erklärte  in  der  Einleitung  als 
Zweck  des  Ganzen  die  Erhaltung  des  Hocbstifts  in  seinem  Stande  und 
als  Pflanzstätte  der  neuen  Lehre. 

Aus  dem  Inhalte  ihrer  27  Artikel  ist  folgendes  hervorzuheben : 

1.  Zunächst  die  Unterscheidung  zwischen  der  damit  neu  begründeten 
stiftischen  Adrainistratur  des  Kurfürsten  und  der  bereits  vorher  ein- 
gerichteten „Prokuratur  der  (v)erledigten  Lehen  zu  Meißen".  Es  handelt 
sich  um  zwei  verschiedene  Verwaltungen ,  die  in  ihrer  Trennung  noch 
heutigen  Tages  bestehen.  Die  Prokuratur  ist  jeder  Einwirkung  des  Dom- 
kapitels entzogen,  hat  ihren  eigenen  Beamten  und  ihren  eigenen  Fonds  mit 
selbständiger  Rechtspersönlichkeit.  Es  beruht  das  auf  einer  Lostrennung 
eines  sehr  erheblichen  Teils  der  Güter  und  Einkünfte  des  Stifts ,  die 
schon  vor  1581  zugunsten  der  lutherischen  Kirche  zur  Unterhaltung  von 
Kirchen  und  Schulen,  insbesondere  der  Fürstenschule  zu  St.  Afra,  auch 
zum  Teil  der  Fürstenschule  zu  Grimma,  und  „zu  milden  Sachen"  statt- 
gefunden hatte  *^),  also  auf  einer  Einziehung  von  katholischem  Kirchengut 
aus  Anlaß  der  Reformation.  Diese  bereits  abgetrennt  gewesenen  Teile 
des  Stiftsbesitzes  werden  in  Art.  6  der  Kapitulation  ausdrücklich  un- 
berührt in  ihrem  bisherigen  Stand  belassen.  Nur  sollen  nach  Art.  10 
gewisse  fortlaufende  Leistungen  vom  Prokuraturamt  an  das  Domkapitel 
gemacht  werden,  die  noch  heute  in  den  Rechnungen  erscheinen. 

2.  Art.  3  sichert  das  Fabrica  -  Einkommen  des  Domkapitels  —  die 
heutige  „Baumeisterei-Kasse~  —  für  die  Unterhaltung  des  Domgebäudes 
und  der  anderen  Gebäude  sowie  der  Röhrwasserleitung. 

3.  Art.  4  setzt  die  Unveräußerlichkeit  ohne  Konsens  des  Kapitels 
für  alle  dem  Stift  verbliebenen  „Güter,  Einkommen  und  Nutzungen"  fest, 


der  chursachsischen  Staaten  IV  S.  68  ff.  Bei  Naumburg  und  Merseburg  war  aber  die 
Administration  zunächst  nur  auf  20  Jahre  übertragen  worden,  woran  noch  die  Resig- 
nation des  Meißner  Bischofs  „ad  certos  annos*  erinnert;  später  aber  wurde  diese  zeit- 
liche Beschränkung  auch  bei  diesen  beiden  Bistümern,  wie  von  vornherein  bei  Meißen, 
fallen  gelassen. 

'*)  Darüber  jetzt  ausführlich  Feine  S.  869  ff.  Siebe  auch  den  Hinweis  darauf  bei 
Puckert  a.  a.  0.  S.  9. 

*o)  Darüber  Stieglitz  a.a.O.  S.  14,  51;  v.  liömer,  Staatsrecht  und  Statistik  des 
Churfürstenthums  Sachsen,  Teil  II  (1788)  S.  655f. 
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ebenso  die  Erhaltung  des  ., Bischof thums  und  Stifts"  bei  seinen  „Regalien, 
Gütern,  Lehen,  Schlössern,  Ämtern  usw.",  auch  der  Kapitelsmitglieder  bei 
ihren  Patronatsrechten,  Pfarrlehen  und  Präsenzgeldern.  Vgl.  auch  Art.  22. 

4.  Art.  6  und  8  bestätigen  die  Kapitularen  bei  ihren  bisherigen 
Präbenden  und  dem  Besitz  ihrer  Pfründenhäuser  und  nehmen  von  der 
Notwendigkeit  des  consensus  capituli  für  die  fürstliche  Benefizien Verleihung 
nur  diejenigen  Benefizien  aus ,  für  deren  Vergebung  der  Bischof  allein 
zuständig  war. 

5.  Art.  7  sichert  auch  dem  Stift  Würzen  und  dessen  Canonicis  die 
Erhaltung  des  gegenwärtigen  Rechtszustandes  zu. 

6.  Art.  11  sieht  für  die  Lande  des  Hochstifts  „eine  kleine  Regierung 
in  weltlichen  und  geistlichen  Sachen"  mit  dem  Sitz  in  Würzen  vor,  zu 
der  in  geistlichen  Sachen  der  in  Würzen  einzusetzende  Greneralsuperintendent 
zuzuziehen  sei.    Vgl.  dazu  Art.  1. 

7.  Art.  24  behält  dem  Stift  und  den  Stiftsuntertanen  für  ihre 
Rechtsstreitigkeiten  die  Berufung  an  das  Reichskammergericht  vor,  unter 
Bestimmung  einer  summa  appellabilis  von  400  Grulden  —  ein  Beweis  für 
die  Anerkennung  der  Reichsunmittelbarkeit  des  Stifts.  Die  formelle 
Ebenbürtigkeit  der  beiden  vertragschließenden  Teile  kommt  auch  darin  zum 
Ausdruck,  daß  Art.  26  für  den  Fall  eines  Dissenses  bei  Auslegung  der  Ver- 
tragsartikel ein  unabhängiges  Schiedsgericht  aus  zwei  Räten  des  Kurfürsten 
und  zwei  Kapitularen  vorsieht  mit  dem  Recht  der  Akten  Versendung  an 
eine  Juristenfakultät  oder  andere  Spruchbehörde.     Vgl.  auch  Art.  19. 

8.  Art.  27  bestimmt  ausdrücklich  für  den  Fall,  daß  „diese  Commenda" 
durch  Absterben  des  Kurfürsten  und  des  Herzogs  Christian  oder  auch  noch 
„vor  der  Zeit  durch  Abtretung  oder  sonst  ihre  Endschaft  erreiche"  : 
„so  solle  durch  diese  Einräumung  dem  Capitel  an  der  freyen  Wahl  und 
anderer  habenden  Gerechtigkeit  keine  Schmälerung,  Abbruch,  auch  das 
Inventarium  vollkommlich  und  un verringert  bleiben." 

€.  IVestfäliselier  Frie«le. 
Capitulatio  perpetna  von  1663. 

§4. 

Nach  dem  Tode  des  Kurfürsten  August  vollzog,  wie  vorgesehen  war, 
Kurfürst  Christian  1.  die  Kapitulation  von  1581.  Jeder  der  späteren 
Nachfolger  in  die  Kur  wurde  vom  Domkapitel  auf  Lebenszeit  postuliert 
und  schloß  mit  dem  Kapitel  eine  Kapitulation  im  wesentlichen  desselben 
Inhalts  ab^i). 

Der  Westfälische  Friede  befestigte  die  Rechtslage  durch 
Ausschluß   jeder   künftigen  Revindikation   des  Bistums 


')  Siehe  darüber  Stieglitz  a.  a.  0.  S.  18  ff. 
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und  seiner  Güter  von  selten  der  römisch-katholisclien 
Kirche.  Denn  Instrumentum  Pacis  Üsnabrugense  Art.  V  §  14  (Zeumer, 
Quellensammlung,  2.  Aufl.,  S.  405)  entschied,  weil  es  den  „geistlichen 
Vorbehalt"  nunmehr  zugunsten  beider  Religionsparteien  auf  den  kon- 
fessionellen Besitzstand  vom  I.Januar  1624  gründete,  in  bezug  auf  Meißen 
endgültig  für  den  evangelischen  Besitz  an  Bistum,  Domkapitel  und  Stifts- 
gütern. Die  Bedenken  aus  dem  geistlichen  Vorbehalt  des  Augsburger 
Religionsfriedens  von  1555  waren  damit  aus  der  Welt  geschafft;  die 
Rechtslage  war  völkerrechtlich  und  reichsstaatsrechtlich  unanfechtbar 
geworden  "*-). 

Das  Kurhaus  begehrte  nun  aber  die  erbliche  Angliederung  der 
Stiftsherrschaft.  Es  kam  darüber  zu  längeren  Verhandlungen  mit  dem 
Domkapitel,  die  Kurfürst  Johann  Georg  II.  nach  seinem  Regierungsantritt 
lebhafter  betrieb.  Das  Domkapitel  sträubte  sich  unter  Berufung  auf 
Instr.  Pac.  Osnabrug.  Art.  V  §  17  (Zeumer  a.  a.  0.  S.  406)  und  unter 
Hinweis  auf  die  deshalb  zu  erwartenden  Verwicklungen  mit  dem  Kaiser 
und  den  übrigen  Reichsständen.  Denn  diese  Bestimmung  gebot  den 
„Postulati  seu  electi",  in  ihren  Kapitulationen  anzugeloben,  daß  sie  die 
übernommenen  geistlichen  Fürstentümer,  Dignitäten  und  Benefizien  keines- 
wegs „haereditario  iure"  besitzen  noch  danach  trachten  wollten ,  sie 
„haereditaria"  zu  machen ,  daß  vielmehr  dem  Kapitel  sowohl  die  freie 
Wahl  und  Postulation  als  während  der  Sedisvakanz  die  Verwaltung  und 
Ausübung  der  bischöflichen  Rechte  verbleiben  sollte*^.  Der  Kurfürst 
blieb  dessenungeachtet  bei  seinem  Begehr  einer  „Postulatio  perpetua", 
kraft  deren  es  für  den  jeweiligen  Kurerben  „keiner  anderen  Postulation 
bedürffe",  sondern  „der  Sukzessor  sedem  in  illum  translatam  ohne  fernere 
Vakanz  zu  okkupiren  befugt"  sei ,  erklärte  aber  ausdrücklich ,  damit 
nichts  zuzumuten,  was  „wider  Pflicht,  Gewissen  oder  die  geistlichen 
fundationes  liefe,  noch  auch  zu  Annulir-  und  Aufhebung  des  Prälaten- 
standes, der  Canonikaten  und  geistlichen  Pfründen  und  also  zu  Säku- 
larisierung des  Stiftes  anziehlt";  er  werde  „vielmehr  dahin  eifrig 
trachten,  wie  die  forma  dieses  geistlichen  corporis  samt  den  dazu 
gewidmeten  Einkünften  und  Präbenden  in  beständigen  guten  Wesen  er- 
halten und  solche  reditus  allenthalben  zu  Gottes  Ehren,  zu  Auferbauung 
(der)  Kirchen  und  Schulen,  zu  besserer  Institution  und  Unterhaltung  des 
dürftigen  Adels   im  Lande   nach  Konformität   der  Fundation  gebrauchet 


**)  Siehe  Puckert  a.  a.  0.  S.  12.  Siehe  auch  das  Memorial  des  Domkapitels  zu 
Meißon  aus  dem  Jahre  1G62  Ö.  6  und  7  in  den  Akten  ,Protocollum  bey  der  an  Chur- 
färstl.  Durchl.  Herrn  Johann  Georgen  II  der  perpet.  Capituhit.  halber  ao.  16G2  be- 
schehenen  Deputation"  (Archir  des  Hochstifts  Meißen  B  Nr.  21). 

*')  Siehe  das  Memorial  a.  a.  0.  S.  8  und  9  und  in  ansführlioherer  Begründung  dio 
, Bedenken*  des  Stiftsbjndikus  in  dem  angeführten  Aktonstück,  sowie  ebendort  di<* 
,  Ander  wertige  Instruction*. 
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und  angewendet  werden  möchten'"^*).     Auf  diesem  Boden  kam  es  zu 

„des  Dom-Capituls  zu  Meißen  Postulatio  perpetua  zum  Bischoff  und 
Administratore   des   Stiffts  Meißen   vor   Churfürst  Johann  Georgen 
den  II.  zu  Sachsen   und  dessen  Chur-Erben"  vom  15.  Juni  1663  *^j. 
Diese  Postulation   erstreckte   sich   auf   das    ganze   von  Kurfürst  Johann 
Georg  I.  „herabstammende   ChurHauß  Sachsen"  und   nahm   zwei  Bedin- 
gungen auf: 

a)  „wofern  dieselben  (d.  h.  die  Nachfolger  an  der  Kurwürde)  dem 
Exercitio  der  wahren  Evangelischen  Lutherischen  ßeligion  und  un- 
geänderten  Augspurgischen  Confession  selbst  zugethan ,  das  Capitulum 
und  gantze  Stifft  auch  bey  dieser  Lehre  ....  verbleiben,  auch  Uns  aller- 
seits bey  der  jetzo  aufgerichteten  Vergleichung  und  allein  darinnen  vor- 
behaltenen Juribus,  und  anderer  Gestalt  nicht,  geruhig  lassen  und  un- 
gehindert handhaben  werden", 

b)  daß,    „im   Fall    dieses Chur-Hauß    Sachsen 

gäntzlich  abgehen  würde ,    dann  und  eher  nicht  Uns  und  Unsern 

Nachkommen  in  Capitulo  die  fr  eye  Wahl  und  Postulation  zu  demjenigen, 
zu  welchem  Uns  Unsere  i^ifection  tragen  wird,  ausdrücklich  reserviret, 
bedinget  und  vorbehalten  seyn  solle". 

Ein  am  gleichen  Tage  (15.  Juni  1663)  vom  Kurfürsten  vollzogener 
und  dem  Kapitel  zugestellter  Revers  erklärte  die  Annahme  dieser  Postu- 
latio perpetua'*^).  Der  Revers  nimmt  die  oben  zu  a)  wiedergegebene  Be- 
dingung aus  der  Postulation  wörtlich  in  seinen  Text  auf,  spricht  aber 
auch  aus,  daß  der  Kurfürst 

„das  außgefertigte  Instrumentum  postulationis  perpetuae  zu  gnaden 
auf-  und  angenommen,  und  dabey  die  an  Uns  Ihren  schweren  zu 
dem  Stifte  geleisteten  pflichten  nach  unter thenigst  gesonnene,  auch 
selbst  gnädigst  anerbothene  Sicherung  vor  nicht  unbillich  befunden" 
habe. 


**)  Siehe  die  „Puncta  darüber  mit  des  Dom-Capituls  zu  Meißen  anhero  Abgeordneten 
seniore,  canonicis  und  Stiftssyndico  Conferenz  zu  pflegen",  datiert  „Dresden  den  .  .  .  Martii 
anno  1662",  in  dem  angeführten  Aktenstück  zu  Ziff.  1,  2,  3. 

*5)  Abgedruckt  bei  Lünig,  Teutsches  Reichsarchiv,  Spicil.  Eccl.,  Continuatio  I  S.  867, 
und  bei  Ebert,  Dom  zu  Meißen  S.  46  ff. 

*«)  Stieglitz  a.  a.  0.  S.  22  erwähnt  diesen  Revers  nicht.  Puckert  a.  a.  0.  S.  13 
schließt  mit  Recht  auf  sein  Vorhandensein  aus  seiner  Erwähnung  in  der  die  Capi- 
tulatio  perpetua  in  sich  aufnehmenden  Konfirmations-Urkunde  Johann  Georgs  III.  vom 
28.  September  1682  (unten  N.  47),  hat  ihn  aber  nicht  gesehen  und  sagt  dazu:  „Der  Revers 
ist  noch  nicht  veröffentlicht,  niemand  hat  ihn,  wie  wichtig  er  für  die  Geschichte  unseres 
Kirchenrechts  sein  mag,  vermißt."  In  der  Tat  ist  die  Urschrift  vorhanden.  Sie  wurde 
jetzt  im  Archiv  des  Domstifts,  unregistriert ,  aufgefunden.  Sie  trägt  die  eigenhändige 
Unterschrift  des  Kurfürsten  und  an  schwarz-gelber  Schnur  das  unverletzte  große  kur- 
fürstliche Siegel.  Eine  nicht  ganz  buchstabengetreue  Abschrift  befindet  sich  im  Haupt- 
staatsarchiv Loc.  9000  „Kursächsische  Postulation,  Kapitulation  und  Revers  wegen  des 
Stiftes  Meißen  1663",  fol.  553 ft\     Abdruck  unten  im  Anhang. 
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Damit  ist  auch  die  Bedingung  und  der  Vorbehalt  oben  zu  b)  vom  Kur- 
fürsten angenommen  worden. 

Die  beiden  zwischen  den  Vertragsteilen  ausgewechselten  einseitigen 
Urkunden  —  Postulation  und  Revers  —  nehmen  in  ihrem  Text  Bezug 
auf  ein  drittes  Instrument,  die  unter  dem  gleichen  Datum  (15.  Juni  1663) 
„aufgerichtete  Vergleichung",  die  Capitulatio  perpetua*').  Auch  die 
Kapitulation  enthält  „Gelöbnis  und  Zusage"  des  Kurfürsten,  „das  Dom- 
kapitel bei  solcher  Postulation  und  Vergleich  schützen ,  handhaben  und 
gegen  Jedermann  vertreten,  verantworten  und  schadlos  halten",  sich  „auch 
sonsten  wie  einem  Postulato  zustehet,  und  sonderlich  vermöge  dieser  Ver- 
gleichung  aller  Gebühr  verhalten  zu  wollen"  (Art.  1  und  19).  Ferner 
gelobt  der  Kurfürst,  das  Bistum  und  Stift  bei  seinen  Regalien,  Gütern, 
Gerechtigkeiten,  Freiheiten  und  Herrlichkeiten  und  die  Kapitularen  bei 
ihren  Patronatrechten,  Pfarrlehen  und  Präsentien  zu  erhalten  und  nichts 
ohne  Bewilligung  des  Domkapitels  veräußern  noch  verändern  zu  lassen 
(Art.  4),  auch  die  Domherren  bei  ihren  Pfründenhäusern  zu  lassen  (Art.  8) 
und  ebenso  das  Stift  Würzen  und  dessen  Kanoniker  in  dem  gegenwärtigen 
Stande  zu  erhalten  (Art.  7) ,  endlich  die  Propstei  zu  Bautzen  jederzeit 
einem  Canonico  emancipato  des  Domstiftes  Meißen  zu  verleihen  (Art.  4)  *^). 
Das  früher  schon  (siehe  oben)  bestimmte  unabhängige  Schiedsgericht  wird 
fernerhin  für  die  Entscheidung  etwaiger  Streitigkeiten  über  die  Auslegung 
vorgesehen  (Art.  18).  Dagegen  wird  das  Reichskammergericht  als  Appel- 
lationsinstanz lür  die  Stiftsuntertanen  nunmehr  ganz  zugunsten  des  kur- 
fürstlichen Appellationsgerichts  ausgeschaltet  (Art.  16). 

Art.  2  und  3  betreffen  die  Fabrica  und  heben  ausdrücklich  hervor, 
daß  von  ihrem  Einkommen  vornehmlich  die  „Dom-Kirche,  sowohl  auch 
das  Röhrwasser  des  Orts  und  anderes  in  baulichem  Wesen  erhalten  werden 
möge"  und  daß  „dem  Capitul  an  Administration  ihrer  Fabricen  durchaus 
kein  Einhalt  gethan,  auch  auf  Begehren  die  Rechnungen  vorgezeiget 
werden". 

Die  Stiftsregierung  soll  nacTi  Art.  1  „mit  des  Dom-Capituli  Rath 
und  Vor  wissen"  zu  Würzen  geführt,  das  Regierungskollegium  aus  „etlichen 
Ihres  Mittels"  (d.  h.  aus  der  Mitte  der  Kapitularen)  und  aus  Angehörigen 
der  Stiftsstände  unter  Zuordnung  eines  „in  Rechten  erfahrenen"  Kanzlers 
geführt,   die  Stiftsräte  sollen  unter  die  Oberaufsicht  eines  kurfürstlichen 


*')  Die  Urschrift  befindet  sich  im  Archiv  des  Domstifts  mit  gleichfalls  voll  er- 
haltenem kurfürstlichen  Siegel  an  schwarz-gelber  Schnur.  Abdruck  bei  Lünig,  Teutsche» 
Reichsarchiv,  Spicilegium  Ecclesiasticum ,  Continuatio  1  S.  b69ff. ,  auch  bei  Ebert,  Der 
Dom  zu  Meißen  S.  52  ff.  (inseriert  in  die  Konfirmationsurkunde  Johann  Georgs  III.). 

**)  Emancipatus  ist  der  durch  ,,Emancipatio*  zu  vollem  Recht  rezipierte  Kapitular 
im  Gegensatz  zu  den  Präbendaten  extra  gremium  und  Exspektanten.  Siehe  dazu 
Hinschius  II  S.  62  f. 
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Rats  und  eines  Prälaten  aus  dem  Kapitel  gestellt,  geistliche  und 
Konsistorialsachen  sollen  unter  Zuziehung  des  „mit  liath  und  Ein- 
willigung des  Dom-Capituls  zu  bestellenden  Superintendenten"  bearbeitet 
werden. 

Doch  erfolgte  schon  durch  kurfürstliches  Dekret  vom  17.  März  1666 
die  Zuteilung  der  Stifts  stände  unter  die  erbländische  Landschaft,  aller- 
dings nicht  ohne  eine  auf  die  perpetuierliche  Kapitulation  gestützte 
Verwahrung  des  Domkapitels  vom  11.  April  1666,  daß  damit  nicht  etwa 
„die  Stiftsstände  ganz  den  Erblanden  incorporiret  werden  sollten''  *^). 

Ebenso  wenig ,  wie  die  Kapitulation  von  1581 ,  bedeutete  die  per- 
petuierliche Kapitulation  von  1663  eine  Säkularisierung  des  Stifts. 
Stieglitz  (a.  a.  0.  S.  14,  16,  25)  meint  zwar,  die  Kapitel  Meißen  und 
Würzen  seien  dadurch  ,, unter  gänzlicher  Aufgebung  und  Beseitigung  der 
früheren  kirchlich  religiösen  Zwecke'*  zu  ,, freien  Korporationen"  geworden. 
Und  man  hat  sich  später  stiftischerseits  darauf  berufen,  als  im  19.  Jahr- 
hundert das  Kultusministerium  im  Auftrag  des  Allerhöchsten  Stiftsherrn 
mit  den  beiden  Kapiteln  über  eine  ,, zeitgemäße"  Reform  verhandelte  und 
die  Stiftseinkünfte  in  stärkerem  Maße ,  als  bis  dahin ,  wieder  den  ur- 
sprünglichen kirchlichen  Zwecken  zugeführt  sehen  wollte  ^^).  Aber  mit 
vollem  Recht  hat  damals  das  Kultusministerium  im  Erlaß  an  das  Stift 
Würzen  vom  19.  April  1862  betont,  es  ,.gehe  aus  den  über  die  Kapi- 
tulation von  1663  vorliegenden  Akten  hervor,  daß  diese  Kapitulation 
nicht  die  Wirkung  haben  sollte ,  die  Stifter  zu  säkularisieren"  ^^).  Es 
steht  dies  mit  den  obigen  Mitteilungen  aus  den  Verhandlungen  von  1662 
durchaus  in  Einklang.  Die  kurfürstlichen  Räte  hatten  ja  versichert, 
nichts  zuzumuten,  ,,was  auf  die  Säkularisierung  des  Stifts  ziele",  und 
versprochen,  ,,die  forma  dieses  geistlichen  corporis  in  beständigem  guten 
Wesen  zu  erhalten".  Das  entspricht  auch  dem  Inhalt  des  Textes  der 
Kapitulation  von  1663  selbst.  Es  ist  bei  der  Würdigung  der  späteren 
Geschichte  der  Kapitel  im  Auge  zu  behalten  (siehe  unten  E). 


**)  Weiße,  Geschichte  der  chursächsischen  Staaten,  Bd.  5  S.  418  ff.,  und  dazu  der- 
selbe, Lehrbuch  des  königl.  sächs.  Staatsrechts,  Bd.  1  S.  30 f.  Die  ritterschaftlichen 
Stiftsstände  blieben  in  der  Tat  bis  zur  Verfassungsurkunde  von  1831  ein  , eigenes  Corpus". 
Siehe  unten  F. 

^^)  Siehe  die  Schriften  des  Kollegiatkapitels  Würzen  an  das  Ministerium  vom 
31.  Dezember  1856  und  vom  31.  Oktober  1857  in  den  Wurzener  ,Acta  commissionis  I, 
die  Verhandlungen  mit  dem  königl.  Ministerium  des  Kultus  usw.  bezügl.  der  Reform 
des  Collegiatstifts  betreffend",  Registr.  Nr.  22  Blatt  54  und  179,  auch  Wurzener  Akten 
Nr.  817  Blatt  42.  Ebenso  das  Separatvotum  des  Grafen  Hohenthal-Püchau  vom  9.  Sep- 
tember 1848  in  den  Landtagsakten  1848,  Beilage  zur  2.  Abteilung  S.  271. 

51)  Wurzener  Akten  Nr.  22  fol.  254b.  In  ähnlichem  Sinne  schon  der  Bericht 
der  3.  Deputation  der  II.  Kammer  vom  28.  Mai  1884  in  den  Landtagsakten  1833/34, 
Beilage  zur  3.  Abteilung,  Sammlung  3  S.  451  f. 
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1^.  J[>cr  Bekeuntniswcchsel  lies  Kurliause». 

§  8. 

Eine  neue  Lage  schuf  1697  der  Übertritt  des  Kurfürsten  Friedrich 
August  I.  zum  katholischen  Bekenntnis  ^^).  Damit  war  die  durch  den 
kurfürstlichen  Revers  vom  15.  Juni  1663  wortgetreu  angenommene  Be- 
dingung der  perpetuierlichen  Postulation  (oben  C  zu  a)  hinfällig  geworden 
oder  auch  die  entsprechende  auflösende  Bedingung  —  Abwendung  von 
der  „unveränderten  Augsburgischen  Konfession"  —  eingetreten.  Es  war 
für  das  Stift  Sedisvakanz  die  Folge  und  damit  der  Vorbehalt  freier  Wahl 
und  Postulation  eines  anderen,  nämlich  evangelischen,  Stiftsadministrators 
praktisch  geworden.  Das  gleiche  ergab  sich  auf  Grund  des  Instrum. 
Pacis  Osnabrug.  Art.  V  §  15  (Zeumer,  Quellensammlung  S.  405),  welcher 
den  die  Konfession  wechselnden  Reichsstand  seines  geistlichen  Besitzes, 
zumal  eines  von  ihm  besessenen  Hochstifts,  für  verlustig  erklärte.  Im 
Gegensatz  zum  Hochstift  Naumburg,  bei  dem  daraus  in  den  Jahren  1717 
bis  1726  ein  heftiger  Streit  zwischen  dem  Kurfürsten  und  dem  Dom- 
kapitel und  eine  hochgehende  literarische  Fehde  dieserhalb  sich  ent- 
wickelte ^'),  blieben  aber  die  stiftsherrlichen  Rechte  über  das  Stift  Meißen 
tatsächlich  im  unangefochtenen  Besitz  des  Kurfürsten.  Die  praktische 
Konsequenz  der  Rechtslage  wurde  nicht  gezogen.  Der  Kurfürst  blieb 
nach  wie  vor  Administrator  des  Stifts. 

Es  bedeutete  dies  aber  auch  jetzt  keine  Säkularisierung  des  Stifts. 
Die  „forma  dieses  geistlichen  Corporis"  blieb  in  Gemäßheit  des  Ver- 
sprechens, das  Friedrich  August  I.  bei  der  Erneuerung  der  perpetuier- 
lichen Kapitulation  am  15.  Oktober  1694  gegeben  hatte  "),  nach  wie  vor 
unangetastet.  Es  fügte  sich  die  nunmehrige  Rechtslage  des  Stifts  in  den 
Rahmen  der  allgemeinen  Religionsreversalien  des  Kurfürsten  ein,  des 
Mandats  vom  27.  Juli  1697  und  der  Nebeninstruktion  an  den  Geheimen 
Rat  vom  21.  Dezember  1697  ^'^j,  wonach  alle  Ecclesiastica  und  Status 
Religionis  ohne  Eintrag  und  Bedrängnis  gelassen  werden  sollten  und  der 
bekannte  Auftrag  in  Evangelicis  an  den  Geheimen  Rat  erging.  Man 
mußte  jetzt  die  Stifts-Administratur  in  dem  „ins  episcopale"  mitbegreifen, 
dessen  Ausübung  unter  den  Auftrag  in  Evangelicis  gestellt  war "). 
Gerade  die  althergebrachte  Natur  des  Stifts  und  die  auf  Reichsrecht  und 
Vertrag  beruhende  Gebundenheit  der  Administration  an  das  augsburgische 

«)  Vgl.  dazu  Puckert  a.  a.  0.  S.  Uff. 

*=»)  Siehe  darüber  die  oben  angeführte  Schrift  des  Kanzlers  von  Ludewig  ,  Un- 
schuldige rechtliche  Nachricht  usw.",  auch  Pinder,  Über  die  evangelischen  Dom-  und 
Collegiatkapitel  in  Sachsen  (1820)  S.  47,  und  Puckert  a.  a.  0.  S.  14. 

»*)  Wurzener  Akten,  Kegistr.  Nr.  816  Bl.  87. 

**)  V.  Seydewitz,  Codex  des  Sachs.  Kirchen-  und  Schulrechts,  3.  Aufl.  S.  65 f. 
und  151  f. 

M)  So  mit  Recht  Puckert  a.  a.  0.  S.  16. 
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Bekenntnis  verlangte  dies.  Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ließ  sicli  der 
Fortbesitz  des  Kurhauses  an  dem  Meißener  Stift  einigermaßen  recht- 
fertigen. Es  lag  ebenso,  wie  in  Ansehung  der  Fortdauer  des  kur sächsischen 
Direktoriums  des  Corpus  Evangelicorum  am  Reichstag  und  des  landes- 
herrlichen Kirchenregiments  in  der  evangelisch-lutherischen  Landeskirche 
Sachsens. 

£•  Reich  sdepntationshauptiscliluß. 

Aufhebung    der    stiftischeu    Regierungsbehörden 

unter   Anerliennung    der    übrigen    liapitulations- 

mäßigen  Rechte  der  Kapitel. 

§  6- 
Auch  der  §  35  des  Reichsdeputationshauptschlusses  vom  25.  Februar 
1803,  der  durch  das  Reichsgutachten  vom  24.  März  1803  und  die  kaiser- 
liche Ratifikation  vom  27.  April  1803  die  reichsgesetzliche  Geltung  erhielt, 
führte  für  das  Stift  Meißen  keine  Rechtsänderung  herbei.    Denn,  wenn  er 

„alle  Grüter   der   fundierten  Stifter ,  Katholischer  sowohl  als 

A.  C.  Verwandten , der   freien    und   vollen    Disposition   der 

respectiven  Landesherren  überließ,  sowohl  zum  Behufe  des  Aufwandes 
für  Gottesdienst,  Unterrichts-  und  andere  gemeinnützige  Anstalten, 
als   zur  Erleichterung   ihrer  Finanzen"    (Zeumer,  Quellensammlung 
S.  521), 
so  bedeutete   dies  nicht   etwa  schon  von  Reicbsrechts  wegen  einen  Über- 
gang an  den  Staat,  sondern  nur  die  Aufhebung  der  reichsrecht- 
lichen  Schranken,    die   einer  Einziehung   seitens   des   Staates   ent- 
gegengestanden hatten  ^').     Auch   wäre   im  Falle  einer  Einziehung ,  was 
von  dem  stiftischen  Eigentum  dem  evangelischen  Kirchen-  und  Schulwesen 
gedient  hatte,  nach  wie  vor  diesen  Zwecken  verfangen  gewesen,  da  nach 
§  63  des  Reichsdeputationshauptschlusses  (Zeumer  S.  524) 

„jeder  Religion  der  Besitz  und  ungestörte  Genuß  ihres  eigenthüm- 
lichen  Kirchenguts ,  auch  Schulfonds  nach  der  Vorschrift  des 
Westphälischen  Friedens  ungestört  verbleiben  sollte". 
Ferner  fiel  als  Rechtstitel  für  künftige  Änderungen  der  angeführte  §  35 
im  Verhältnis  zu  Sachsen  durch  seinen  Eintritt  in  den  Rheinbund 
ganz  außer  Betracht,  da  Art.  2  der  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806 
(Zeumer  S.  532)  die  Reichsgesetze  für  die  Rheinbundsstaaten  aufhob  ^^). 
Wenn  hiergegen  der  Bericht  der  dritten  Deputation  der  II.  Kammer  vom 


^')  Siehe  Johannes  Niedner,  Die  Ausgaben  des  preußischen  Staats  für  die  evange- 
lische Landeskirche  der  älteren  Provinzen  (Kirchenrechtliche  Abhandlungen,  heraus- 
gegeben von  Ulrich  Stutz,  Heft  13  und  14,  1904)  S.  134  ff.,  151  f. 

»«)  Stieglitz  a.  a.  0.  S.  28. 
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28.  Mai  1834  ^^)  geltend  macht ,  daß  „diese  Anfhebnng  sich  nur  auf  die 
Verhältnisse  zum  Deutschen  Reiche,  nicht  aber  auf  die  Innern  Ange- 
legenheiten der  einzelnen  Staaten  beziehen  konnte**,  so  ist  das  richtig, 
schlägt  aber  nicht  durch.  Denn,  wie  oben  ausgeführt,  betraf  eben  auch 
der  §  35  nur  „die  Verhältnisse  zum  Deutschen  Reich**,  indem  er  reichs- 
rechtliche Schranken  entfernte.  In  den  ,, Innern  Angelegenheiten** 
Sachsens  war  aber  der  Landesherr,  was  das  Domstift  und  das  Dom- 
kapitel anlangt,  vertragsrechtlich  gebunden.  Und  dies  behielt  seine 
Bedeutung  selbst  dann ,  wenn  man  —  im  Gegensatz  zu  Stieglitz  und  in 
Übereinstimmung  mit  dem  Bericht  der  3.  Deput.  der  II.  Kammer  vom 
18.  Juli  1848  (Landtagsakten  1848,  Beil.  zur  3.  Abt.  S.  127)  —  den 
§  35  RDHSchl.  als  durch  den  ersten  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814 
für  Sachsen  wiederhergestellt  ansehen  wollte. 

Was  schließlich  die  Hauptsache  war:  König  Friedrich  August  I. 
blieb  auf  dem  vertragsrechtlichen  Boden  zu  der  Zeit,  als  er  nach  1815 
beim  Neuaufbau  des  Königreichs  die  Stiftslande  durch  Aufhebung  der 
Stift-Meißnischen  Regierung  und  des  Stifts-Konsistoriums  zu  Würzen  in 
die  erbländische  innere  Landesverwaltung  einbezog.  Denn  es  geschah 
dies  erst,  nachdem  das  Domkapitel  auf  das  königliche  Dekret  vom 
7.  Februar  1816  unter  dem  28.  Mai  1816  „seine  Bereitwilligkeit  erklärt** 
hatte,  und  unter  Berücksichtigung  der  dabei  bezüglich  ,,der  ferneren 
Erhaltung  der  Eigentümlichkeiten  der  stiftischen  Ver- 
fassung**  geäußerten  Wünsche.  Die  vom  König  eigenhändig  unter- 
zeichnete Deklaration  vom  16.  Dezember  1818  über  die  zu  treffenden 
Maßnahmen  nimmt  in  ihrem  Eingang  ausdrücklich  auf  die  perpetuierliche 
Kapitulation  und  ihre  am  16.  Mai  1771  seitens  des  Königs,  des  damaligen 
Kurfürsten,  geschehene  Erneuerung,  insbesondere  auf  den  Art.  1  derselben 
(Einsetzung  der  Stiftsregierung  in  Würzen) ,  wie  auf  jene  Bereitwillig- 
keitserklärung des  Kapitels  Bezug.  Sie  schließt  mit  der  Zusicherung: 
„Durch  die  in  den  Stift  Meißnischen  Regierungs-Behörden  vor  sich 
gehende  Veränderung  soll  im  Übrigen  den  dem  Stifte  und  dem  Dom- 
Capitul  zu  Meißen  capitulationsmäßig  zustehenden  Rechten  kein 
Eintrag  geschehen  ^^).'* 
Eine  gleiche  Erklärung  ist  der  die  Neuordnung  in  Vollzug  setzenden 
Bekanntmachung  des  königl.  Oberhofrichters  als  Kommissars  des  Königs 
vom  30.  Dezember  1818  einverleibt,  die  im  Kapitelshause  zu  Würzen 
angeschlagen  und ,  wie  sie  selbst  am  Schlüsse  sagt ,  „auf  allerhöchsten 
Befehl  zur  allgemeinen  Benachrichtigung  und  Nachachtung**  in  der 
„Gesetzsammlung   für   das  Königreich  Sachsen  vom  Jahre  1819**   S.  9  ff. 


w)  Landtagsakten  1833/34,  Beil.  zur  3.  Abt.,  Sammlung  3  S.  455. 
•«)  Akten  des  Wurzener  Kapitels,  die  Auflösung  der  Stift- Meißnischen  Regierung 
and  des  Stifts-Consistorii  zu  Würzen  betr.,  Kegistr.  Nr.  821.    Abdruck  unten  im  Anhang. 


L 
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veröfFentlicht  ist.  Das  hat  der  Zusicherung,  die  der  Landesherr  zunächst 
als  Stiftsherr  und  Vertragsteil  der  Kapitulation  abgegeben  hatte,  zu- 
gleich staatsrechtliche  Gültigkeit  verliehen. 

Inhaltlich  war  damit  das  Letzte,  was  von  den  früheren  bischöflichen 
Jurisdiktionsrechten  über  die  Stiftsuntertanen  noch  dem  Stift, 
d.  h.  dem  Landesherrn  als  Stiftsherrn  im  Verein  mit  dem  Domkapitel, 
zustand,  auf  den  König,  teils  (wegen  der  Überweisung  der  Konsistorial- 
sachen  von  Würzen  nach  Leipzig)  als  Träger  des  evangelischen  Kirchen- 
regiments ,  teils  und  vor  allem  als  Staatsoberhaupt ,  übergegangen.  In- 
sofern —  nur  insofern  —  allerdings  ein  Stück  Säkularisierung ,  aber 
keine  einseitig  vom  Staat  unternommene ,  sondern  eine  auf  Vertrag  ge- 
gründete und  durch  Vertrag  näher  bestimmte.  Soweit  diese  Neuerung 
nicht  eingriff',  blieb  die  ,, Eigentümlichkeit  der  stiftischen  Verfassung", 
die  Natur  des  Domkapitels  als  eines  geistlichen  Corpus  gewahrt. 
Darauf  weist,  abgesehen  von  der  abschließenden  Zusicherung  (siehe  oben), 
noch  ausdrücklich  eine  andere  Stelle  der  königlichen  Deklaration  vom 
16.  Dezember  1818,  wenn  es  unter  A.  2  heißt: 

„Die    Bestätigung    in    den    Canonicaten    und    die    Verleihung    der 
Prälaturen  wird  durch  die  wegen  der  evangelisch  geistlichen  Sachen 
im    hiesigen  Königreiche   beauftragten  Mitglieder  Unsers   geheimen 
ßaths  mit  Beybehaltung  der  zeitherigen  Curialien,  und  unter  dem 
Stift  Meißnischen  Canzley  -  Secret  erfolgen.     Das  letztere  soll  auch 
bey  allen  Urkunden  und  Befehlen,  die  reinstiftische  Angelegenheiten 
zum  Gegenstande  haben,  angewendet  werden." 
Die  ,,reinstif tischen  Angelegenheiten"   bilden  den  Gegensatz  zu  den  ver- 
staatlichten,   der  ,, Landesregierung"   (siehe  A.  1  der  Deklaration)   über- 
wiesenen Angelegenheiten.     Sie  bleiben ,  soweit  dabei  die  stiftsherrlichen 
Rechte  in  Frage  kommen ,    unter   dem  Auftrag   in  Evangelicis ;    die   zu- 
gehörigen „Urkunden  und  Befehle"    werden   nicht  unter  dem  Stiftssiegel 
ausgefertigt.     Es  wird  dadurch  bestätigt,  was  oben  unter  D  ausgeführt 
ist.     Es   handelt   sich   dabei   um   die   Ausübung   nicht   der   landes- 
herrlichen   Staatsgewalt,     sondern     des    evangelischen 
,,  ius  episcopale". 

Dies  erfährt  im  Jahre  1837  seine  fernere  Bestätigung.  Die 
Verfassungsurkunde  vom  4.  September  1831  hatte  in  §  57  die  scharfe 
Scheidung  zwischen  der  „Staatsgewalt  über  die  Kirchen  (ius  circa  sacra), 
der  Aufsicht  und  dem  Schutzrecht  über  dieselben"  oder ,  wie  man  es  zu 
nennen  pflegt,  der  staatlichen  Kirchenhoheit  und  der  —  auch  ius  in  sacra 
genannten  —  „landesherrlichen  Kirchengewalt  (ius  episcopale)  über  die 
evangelischen  Glaubensgenossen"  gebracht.  Diese  letztere  gehörte,  wie 
das  Verhältnis  des  Satzes  2  zum  Satz  1  des  §  57  Abs.  2  erkennen  läßt, 
in  den  Bereich  „der  innern  kirchlichen  Angelegenheiten",  die  „der  be- 
sonderen  Kirchen  Verfassung   einer  jeden   Konfession   überlassen"    waren. 
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§  41    Abs.  3    in  Verbindung   mit   §  57    Abs.  1    der  Verfassungsurkunde 

hatte  auch  in  der  Organisation  der  Behörden  die  Trennung  der  beiden 
Seiten  vorgesehen.  Es  machte  sich  nun  eine  nähere  Regelung  der 
Ressortverhältnisse  zwischen  den  höchsten  beiderseitigen  Behörden  nötig. 
Diese  gab  die  Landesherrliche  Verordnung  vom  12.  November  1837 
(GVBl.  S.  103  if.)  in  Gestalt  eines  „Regulativs".  Darin  wurden  unter 
die  Zuständigkeiten  der  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsminister  ein- 
gereiht : 

„k)  die  Angelegenheiten  des  Hochstifts  zu  Meißen  und  des  CoUegiat- 

stifts  zu  Würzen". 

Daß  hierin  eine  „Anerkennung  der  verfassungsmäßigen  Stellung 
des  Domkapitels"  liege,  ist  später  gelegentlich  in  einer  Zuschrift  des 
Ministeriums  des  Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts  an  das  Domkapitel 
vom  17.  Juli  1860  ausdrücklich  angemerkt  worden  ^^). 

F.  I>ie  Htifter  in  der  Vorgeschichte  der  Verfassung  von  1831« 

§7. 

König  Anton  hatte  bei  seinem  Regierungsantritt,  wie  alle  seine 
Vorgänger ,  der  kapitulationsmäßigen  Bedingung  entsprochen  und  die 
perpetuierliche  Kapitulation  am  19.  Mai  1828  ,, dergestalt .  daß  darüber 
jederzeit  fest  und  unverbrüchlich  gehalten  und  darwider  nichts  vor- 
genommen werden  soll",  eigenhändig  erneuert,  dieses  Mal  „unter  den  in 
der  .  .  .  (gleichfalls  inserierten)  ....  Deklaration  vom  16.  December  1818 
enthaltenen  Modifikationen"  (siehe  oben  E)  ^-). 

Nunmehr  zog  aber  die  auch  in  Sachsen  einsetzende  Verfassungs- 
bewegung die  beiden  Stifter  in  Mitleidenschaft.  Diese  hatten  bis  dahin 
ihre  Landstandschaft  in  der  Klasse  der  Prälaten,  Grafen  und  Herren 
behauptet.  Noch  die  Deklaration  vom  16.  Dezember  1818  (C  1  und  2) 
hatte  trotz  der  Einziehung  der  stiftischen  Regiernngskollegien  die  Be- 
handlung des  Stift  -Wurzenschen  Bezirks  als  „eines  besonderen ,  in  sich 
geschlossenen  Ganzen"  und  der  ritterschaftlichen  Stiftsstände  als  „eines 
eigenen  Corpus"  mit  besonderen  Stellen  in  den  ritterschaftlichen  Aus- 
schüssen vorgesehen.  Hierin  waren  mit  der  Ersetzung  der  alten  Land- 
stände durch  den  neuen  Landtag  des  Einheitsstaates  staatsrechtliche 
Änderungen  unvermeidlich.  Aber,  wie  man  diese  Änderungen  nur  durch 
gütliche  Verhandlungen  mit  den  alten  Landständen  herbeiführte,  so  suchte 
man  deren  Rechte,  soweit  sie  nicht  notwendig  dadurch  betroffen  waren, 
zu  schonen.  Das  galt  insbesondere  auch  für  die  Vertragsrechte  der 
Stifter  Meißen  und  Würzen.  Doch  wurde  bei  aller  Schonung  schon 
jetzt   eine    „zeitgemäße  Modifikation"    dieser  Rechte   auf  dem    Wege 


«»)  Meißener  Akten  Rep.  Lit.  D  Nr.  76,  vgl.  das  Nähere  darüber  unten  §  10  S.  82. 
»*)  Wurzener  Akten  Regiatr.  Nr.  821,  letztes  Blatt. 
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der  Verhandlung  ins  Auge  gefaßt.  Das  brachte  das  Dekret  des 
Königs  Anton  und  seines  Mitregenten  Prinzen  Friedrich  August  vom 
1.  März  1831 ,  das  den  Verfassungsentwurf  den  versammelten  Ständen 
vorlegte,  zum  programmatischen  Ausdruck. ^^j  Denn  es  sicherte  zwar 
gegenüber  der  Abrogationsklausel  des  §  146  des  Entwurfs  (=  §  154 
Verf.-Urk.)  die  Fortgeltung  der  „capitulationsmäßigen  Eechte  und  Frei- 
heiten des  Domcapituls  zu  Meißen"  zu,  aber  in  dem  Sinne,  daß  sie 

„vor  der  Hand  von  obiger  Bestimmung  ausgenommen,  und  so  lange 
in   ihrem   erweislichen   Umfange   bei   Kräften   bleiben   sollten,    bis 
auch  mit  den  Inhabern  dieser  besonderen  Gerechtsame  wegen   zeit- 
gemäßer Modification  der  darauf  beruhenden  Vorzüge,  Immunitäten 
und  Abweichungen  von  der  sonstigen  allgemeinen  Landesverfassung 
die    andurch   vorzubehaltenden ,    zum  Theil  schon  obsch webenden  ^*) 
Verhandlungen   zu   andern  Bestimmungen   geführt  haben  würden  ~. 
Im  Laufe  der  Verhandlungen   über  den  Verfassungsentwurf  erklärte  die 
„Schrift  der  Prälaten,  Grafen  und  Herren,  sowie  der  Universität  Leipzig 
den  Entwurf  der  Verf.-Urk.  betreffend"  vom  19.  Juli  1831  ausdrücklich 
die    Annahme    dieser    Zusicherung    über    die    Fortgeltung    der    beregten 
Hechte  mit  dem  Hinzufügen,  man 

„hege  das  Vertrauen,  daß  über  die  vertragsmäßigen  Befugnisse  des 
Hochstifts  Meißen  ....  jederzeit  fest  und  unverbrüchlich  gehalten 
und  darwider  etwas  nicht  werde  vorgenommen  werden", 
also  in  wörtlicher  Anspielung  auf  die  königliche  Erneuerung  der  Kapitu- 
lation vom  19.  Mai  1828  (s.  oben).    Und  man  gab  der  Hoffnung  Ausdruck, 
„daß  Allerhöchstdieselben  .  .  .  oberwähnte  Zusicherung  bei  Publication 
der   Verfassungsurkunde    auch   auf   diesem  Wege   mit   werden   zur 
Kenntnis  der  Landesbehörden  bringen  lassen"  ^^). 
Das  letztere  geschah  nun  nicht.     Die  königlichen  Dekrete  vom 
10.  und  29.  August  1831^^)  begnügten  sich,    die  Prälaten,    Grafen   und 
Herren   für   den   Fall   künftiger   Beschwerung   oder  Gefährdung    „ihrer 
besonderen  Rechte   oder  Interessen   durch    einen  Beschluß  der  Mehrheit" 
im   Landtage    oder    durch   einen   Gesetzesvorschlag    der    Stände   an   die 
Regierung   oder   der  Regierung   an   die  Stände  unter  Ablehnung  des  er- 
strebten Rechtes  zum  Separatvotum  auf  den  „Weg  einer  Vorstellung  bei 


ö3)  Landtagsakten  1831,  Bd.  3  S.  13771,  vgl.  dazu  Stieglitz  a.  a.  0.  S.  31  ff.  nnd 
Landtagsakten  1833/34,  Beilagen  zur  3.  Abt.,  Sammlung  3  S.  456  ff. 

^)  Dies  kann  sich  nur  auf  Verhandlungen  über  „die  Receßbefugnisse  des  Besitzers 
der  Herrschaft  Wildenfels "  oder  über  „die  Receß Verhältnisse  des  Gesamthauses  Schön- 
burg"  beziehen,  die  zusammen  mit  den  Rechten  des  Domkapitels  zu  Meißen  in  dem 
angeführten  Satz  des  Dekrets  vom  1.  März  1831  begriffen  waren.  Die  Verhandlungen 
mit  den  Stiftskapiteln  setzten  erst  später  ein. 

85)  Landtagsakten  1831  Bd.  4  S.  1913. 

««)  Ebenda  S.  2266  zu  3  und  2303  f. 
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der  Regierung"  zu  verweisen.  Es  erteilte  aber  diese  Klasse  der  Land- 
stände in  ihrer  Schrift  vom  3.  September  1831  unter  Bezugnahme  auf 
diese  Dekrete  dem  Entwurf  der  Verfassung  ihre  Zustimmung '^'). 

Hiernach  ist  es  gewiß  unrichtig,  wenn  Stieglitz  ^^)  aus  diesen  Vor- 
gängen den  Schluß  zieht,  es  sei  die  Erhaltung  der  vertragsmäßigen  Rechte 
der  Stifter  „als  Bedingung  festgesetzt  worden,  unter  der  die  neue  Ver- 
fassung des  Staats  in  das  Leben  gerufen  sei",  ja  daß,  ,,die  Erhaltung 
aller  capitulationsmäßigen  Rechte,  somit  aber  auch  das  Fortbestehen  der 
Stifter  selbst,  als  Grundbedingung  (!)  der  Verfassung  erscheine".  Der 
Bericht  der  3.  Deputation  der  II.  Kammer  vom  28.  Mai  1834  ^^)  hat 
dies  als  ,,ganz  unhaltbar"  mit  Recht  bekämpft.  Es  ist  auch  jenen  Rechten 
daraus  kein  besonderer  Verfassungsschutz  im  Sinne  des 
§  152  der  Verf.-Urk.  von  1831  erwachsen.  Das  Gegenteil  behauptet 
Stieglitz  ^^*).  Auch  die  I.  Kammer  stellte  bloß  wegen  des  §  152, 
also  aus  formellem  Grunde ,  den  aus  ihrer  Mitte  hervorgegangenen  An- 
trag des  Generalleutnants  v.  Miltitz  auf  Aufhebung  oder  Veränderung 
der  Stifter  in  ihrer  Verhandlung  vom  7.  Mai  1833  einstweilen  zurück 
(unten  G  I)  ^'^).  Indessen  konnte  wohl  die  Aufhebung  oder  die  ent- 
sprechende Umwandlung  der  Stifter  eine  Änderung  des  §  63  der  Verf.- 
Urk.,  welcher  in  Ziff.  2  und  11  eine  Vertretung  der  Stifter  in  der  I.  Kammer 
vorsah,  in  weiterer  Folge  notwendig  machen,  und  eine  solche  hätte 
die  Formen  des  §  152  wahren  müssen.  Aber  deswegen  hätte  die  Auf- 
hebung oder  Umwandlung  der  Stifter  selbst  noch  keine  Verfassungs- 
änderung bedeutet.  In  diesem  Sinne  entschied  mit  Recht  die  II.  Kammer 
in  der  Verhandlung  vom  6.  September  1834  einstimmig  und  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Bericht  ihrer  3.  Deputation  vom  28.  Mai  1834  '^). 
Was  aus  den  Verhandlungen  des  Jahres  1831  zwischen  König  und 
Ständen  übrigblieb,  war  immerhin,  daß  die  Zusicherung,  die  Vertrags- 
rechte nicht  durch  einseitigen  Staatsakt  zu  verletzen,  wiederum  (s.  oben  E) 
in  staatsrechtlicher,  d.  h.  den  Staat  gegenüber  den 
Kapiteln  rechtlich  bindender  Form  erneuert  wurde,  dieses  Mal 
in  einem  Dekret  des  Königs  selbst  und  des  Mitregenten,  nämlich  dem 
Dekret  vom  1.  März  1831. 


«')  Ebenda  S.  2329. 

•8)  a.  a.  0.  S.  33  f. 

•»)  Landtagsakten  1833/34,  Beilage  zur  3.  Abteüung,  Sammlung  3  S.  469. 

•»»)  a.  a.  0.  S.  46f.^ 

'0)  Landtagsakten  1833/34,  2.  Abt.  Bd.  1  S.  497.  Hiergegen  die  II.  Kammer  in  der 
Verhandlung  vom  6.  September  1834  im  Anschluß  an  den  Bericht  ihrer  3.  Deputation 
vom  28.  Mai  1834.  Landtagsakten  1833/34,  3.  Abt.  Bd.  4  S.  575  if.  und  Beil.  zur  3.  Abt., 
Sammlung  3  S.  443  f. 

")  Landtagsakten  a.  a.  0.  3.  Abt.  Bd.  4  S.  577  und  Beil.  zur  3.  Abt..  Sammlung  3 
S.  444. 


—     22     — 

O.    I>ie  liandtagsverliaiidinngeii  über  die  Stifter   und   die 
Keiorm vertrage  von  1859/00  und  1864/99. 

Der  Auftakt  zu  einer  vertragsmäßigen  Aktion  mit  dem  Ziele 
einer  ,, zeitgemäßen  Modifikation"  war  aber  damals  gegeben.  Doch  haben 
erst  die  Landtagsverhandlungen,  die  der  I.  wie  die  der  II.  Kammer,  mit 
ihren,  zum  Teil  darüber  hinaus  auf  ein  einseitiges  Vorgeben  des  Staates 
gerichteten,  Anregungen  die  Angelegenheit  in  Fluß  gebracht.  Man  kann 
3  Stadien  unterscheiden. 

§8. 
I.  Tor  1848. 
Unter   dem    11.  März  1833    richtete   Generalleutnant  Dietrich    von 
Miltitz  einen  Antrag  an  die  I.  Kammer,  deren  Mitglied  er  war,  auf  Vor- 
lage eines  Gesetzentwurfs  über  „die  Wiederanwendung  der  Einkünfte  des 
Hochstifts    Meißen    und    des    Kollegiatstifts    Würzen    zu   Kirchen-    und 
Schulzwecken".    Die  3.  Deputation  der  Kammer  in  ihrem  Gutachten  vom 
2,  April  1833  sah  ein  formelles  Hindernis  für  die  materielle  Behandlung 
in  dem  §  152  der  Verf.-Urk.  (s.  oben  F)  und  sprach  sich  dafür  aus,  des- 
wegen   den  Antrag    „einstweilen  beizulegen".     Diesem  Gutachten    schloß 
sich  die  Kammer  in  der  Sitzung  vom  7.  Mai  1833  mit  20  gegen  16  Stimmen 
an  '^).     Den  Bestrebungen  des  Antrags  suchte  das  Domkapitel  zu  Meißen 
in  einer  den  Schutz  seines  Stiftsherrn  anrufenden  Immediat-Eingabe  vom 
23.  Mai  1833  zu  begegnen.    Ob  auch  ein  ähnliches  Schreiben  des  Wurzener 
Kollegiatkapitels    an    die  Allerhöchste  Stelle    abgegangen  ist,    läßt   sich 
nicht  mit  Sicherheit  feststellen ;  ein  vom  August  1833  datierter  Entwurf 
befindet  sich  bei  den  Akten  '^).    Eine  eindringende,  freilich  nicht  von  Ein- 
seitigkeiten freie,  literarische  Vertretung  fand  damals  die  Sache  der  Stifter 
in  der  mehrerwähnten  Schrift  von  Christian   Ludwig  Stieglitz.     In    der 
II.  Kammer  wurde  die  Angelegenheit  durch  einen  ausführlich  begründeten 
Antrag   des  Abgeordneten  Eisenstuck   vom  28.  Juli  1833    aufgenommen. 
Auf  das  hierauf  ergangene,  sich  namentlich  mit  der  Schrift  von  Stieglitz 
auseinandersetzende   Gutachten   ihrer   3.  Deputation   vom   28.  Mai   1834 
beschloß   die   II.  Kammer   in   der   Sitzung   vom   6.  September  1834   ein- 
stimmig einen  Antrag  an  die  Staatsregierung: 

sie  wolle  über  das  Einkommen  der  beiden  Stifter  „ungesäumt  ge- 
naue Erörterungen  anstellen  und  unter  Vernehmung  mit 
den  Capituln  zu  Meißen  und  Würzen  dahin  gemessene 
Einleitung    treö'en,    daß    mit    Sicherstellung    des    lebenslänglichen 

Genusses    für    die    dermaligen   Präbendaten die    künftige 

Verwendung    dieses   (des   stiftischen)   Einkommens   für    Kirchen 


")  Landtagsakten  1833/34,  4.  Abt.  S.  321  ff.,  328  ff.,  2.  Abt.  Bd.  1  S.  490  ff. 
'»)  Wurzener  Akten,  Registr.  Nr.  816  Blatt  11  f.     Die  Meißener  Eingabe  daselbst 
Bl.  13  f. 
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und    Unterrichtsanstalten    des    gesammten    Vater- 
landes herbeigeführt  werde"'*). 
Dieser  Antrag  gelangte  aber,    da  ihn  die  I.  Kammer  aus   dem   früheren 
formellen  Grunde  (§  152  Verf.-Urk.)  und  aus  Zeitmangel   nicht   mehr   in 
Beratung  nahm'^),  tatsächlich  nicht  an  die  Staatsregierung. 

Dagegen  hatte  diese  Folge  ein  neuer  Antrag  Eisenstuck  in  der 
Landtagsperiode  1836/37.  Unter  dem  22.  März  1837  gestellt  und  in  der 
3.  Deputation  der  II.  Kammer  unter  dem  5.  Juni  1837  in  gleichem  Sinne, 
wie  früher,  begutachtet,  beschäftigte  er  die  II.  Kammer  in  der  Sitzung 
vom  21.  Juni  1837  mit  dem  Erfolge,  daß  man  mit  48  gegen  11  Stimmen 
bei  dem  Beschlüsse  vom  6.  September  1834  verharrte  '^).  Der  Beschluß  ging 
an  die  I.  Kammer  und  fand  dort  bei  der  3.  Deputation  in  einem  Mehr- 
heitsgutachten vom  30.  September  1837  Zustimmung,  das  aber  drei  Ein- 
schaltungen vorschlu<?,  nämlich : 

a)  Erstreckung  der  Untersuchung  auf  die  „Befugnis  der  Stifter,  ihr 
Einkommen  in  der  bisherigen  Maaße  zu  verwenden", 

b)  Sicherstellung  nicht  bloß  des  lebenslänglichen  Genusses  für  die 
Präbendaten,  sondern  auch  „des  Bestehens  der  Stifter  als  zur 
Ausübung  gewisser  Verwaltungs-,  Ehren-,  CoUatur-  und  anderer 
Rechte  berufener  Corporationen", 

c)  ,, Rücksicht  auf  die  Expek tauten,  in  wieweit  deren  Ansprüche  zu 
Recht  begründet  befunden  werden  sollten"^'). 

Die  I.  Kammer  selbst  aber  lehnte  das  Gutachten  ihrer  Deputation  ab 
und  nahm  in  der  Sitzung  vom  9.  Oktober  1837  einen  Antrag  des  Prinzen 
Johann: 

die    Staatsregierung   ,, wolle   mit    den   beiden   Stiftern   Meißen    und 
Würzen  dahin  Verhandlung  einleiten,  daß  die  Einkünfte  derselben, 
da  möglich,  auf  eine  zweckmäßigere  Art  verwendet  werden  möchten, 
jedoch  mit  Sicherstellung  des  Bestehens  der  Stifter  und  des  lebens- 
länglichen   Genusses    für    die    dermaligen    Präbendaten     und     mit 
Rücksicht  auf  die  nachweislichen  Rechte  der  Expektanten", 
mit  17  gegen  13  Stimmen  an  '^).     Diesem  Antrag  trat  schließlich,  unter 
Fallenlassen  ihres  eigenen  früheren  Antrages,  nach  dem  Vorschlag  ihrer 
3.  Deputation   die   II.  Kammer   am    17.  November  1837   mit   58   gegen 
6  Stimmen  bei  '^).     Und  so  konnte  er  durch  die  ständische  Schrift   vom 


'*)  Landtagsakten  1883/34,  Beü.  zur  3.  Abt.,  Sammlung  1  S.  198  ff.  und  Sammlung  3 
S.  441  ff.,  3  Abt.  Bd.  4  S.  575  ff. 

")  Ebenda  2.  Abt.  Bd.  5,  S.  152  f.  und  705. 

'«)  Landtagsakten  1836/37,  Beil.  zur  3.  Abt.,  Sammlung  2  S.  499  ff.;  3.  Abt.  Bd.  2 
S.  345  ff. 

")  Ebenda,  Beil.  zur  2.  Abt.,  Sammlung  3  S.  439  ff. 

")  Ebenda  2.  Abt.  Bd.  2  S.  613  ff.,  625  ff. 

'•)  Ebenda  BeiL  zur  3.  Abt.,  Sammlung  4  S.  239,  3.  Abt.  Bd.  3  S.  714  f. 
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27.  November  1837   an    den   König  Friedrich  August  II.   gelangen,    der 
im  Landtagsabschied  vom  3.  Dezember  1837  unter  Ziffer  II  23  zusagte: 
„zu   den   von   den    getreuen  Ständen   beantragten  Unter bandlungen 
mit  den  Stiftern  Meißen  und  Würzen  wegen  Verwendung  der  Ein- 
künfte derselben  auf  eine   stiftungsmäßige  Art,   jedoch  mit  Sicher- 
stellung des  Bestehens  der  Stifter  und  des  lebenslänglichen  Grenusses 
für   die   dermaligen  Präbendaten   und  mit  Rücksicht  auf  die  nach- 
weislichen Rechte  der  Expektanten,  Einleitung  treffen  zu  lassen"  ^^). 
Was   den  Ausgang  der  Landtagsverhandlungen  anlangt,   so  ist  zu- 
nächst bemerkenswert,  daß  man  letztlich  allein  auf V ertragsverhand. 
lungen   mit   den  Stiftern  zukam.     Zwar  hatte  in  den  Beratungen   der 
§  60  Satz  2  der  Verf.-Urk.  von  1831  eine  große  Rolle  gespielt ,   und  die 
11.  Kammer  hatte  darauf  vornehmlich  ihren  Beschluß  gestützt.   Aber  ob 
die  Stifter  „Stiftungen"  seien,  auf  die  er  Anwendung  finden  könne,   und 
ob  deshalb  ein  Eingreifen  des  Staates ,  wenn  auch  „mit  Zustimmung 
der  Beteiligten",    zulässig  sei,   war   zwischen  den  Kammern  streitig  ge- 
blieben, worauf  die  ständische  Schrift  vom  27.  November  1837  ausdrück- 
lich hinweist.     Man   hatte   sich  jedenfalls  nicht  darauf,  sondern  auf  die 
Anregung  von  Verhandlungen  mit  den  Stiftern  auf  dem  alten,  ver- 
tragsrechtlichen Boden  geeinigt.   Das  Zweite  war,  daß  man  letzt- 
lich auch  das  ,, Bestehen  der  Stifter'^  nicht  durch  die  anzubahnenden  Ver- 
handlungen in  Frage  gestellt,   sondern  durch  diese  nur  die  Verwendung 
ihrer   Einkünfte    auf   eine    „zweckmäßigere   Art''    (siehe    die    ständische 
Schrift),  d.  h.  (siehe  den  Landtagsabschied)  auf  eine  „stiftungsmäßige  Art" 
herbeigeführt  wissen  wollte.     Die  kirchliche  Natur  derZwecke 
sollte  also  unangetastet  bleiben. 

In  Erfüllung  der  Zusage  wies  der  König  das  Ministerium  des  Kultus 
und  öffentlichen  Unterrichts  an,  ,,über  eine  Reform  beider  Stifter  und 
über  die  Fassung  einer  anstatt  der  perpetuierlichen  Kapitulation  .... 
auszustellenden  Urkunde"  mit  den  Stiftern  in  Verhandlung  zu  treten. 
Dies  geschah  durch  einen  Erlaß  des  Ministeriums  an  die  Stifter  vom 
5.  Juli  1839.  Bestimmte  Richtlinien  für  die  neue  Urkunde  und  eine 
Aufstellung  der  aus  der  perpetuierlichen  Kapitulation  und  der  Deklaration 
vom  16.  Dezember  1818  (oben  E)  zu  übernehmenden  und  der  daraus 
wegzulassenden  Punkte  wurden  beigegeben  ^^).  Daraus  sei  hier  nur  her- 
vorgehoben, daß  man  auch  daran  dachte ,  die  Aufsichtsbehörden  für  die 
Stifter  anders  zu  bestimmen,  als  es  eben  noch  das  Regulativ  vom  12.  No- 
vember 1837  (oben  E  a.  E.)  getan  hatte.  Nur  die  Verleihung  von  Präla- 
turen  und  Kanonikaten  in  Meißen  sollte  noch  bei  den  in  Evangelicis 
beauftragten  Staatsministern  in  Vortrag  zu   bringen  sein ,    alle    anderen 


80)  Ebenda  1.  Abt.  Bd.  3  S.  277  f.  und  648. 
")  Wurzener  Akten  Registr.  Nr.  816  Bl.  101  ff. 
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stiftischen  Angelegenheiten  sollten  dagegen  dem  Kultusministerium  über- 
wiesen werden,  auch  der  Gebrauch  des  Stift  Meißnischen  Kanzleisekrets 
sollte  dabei  in  Abgang  kommen ®*).  Kein  Zweifel,  daß  dies  im 
Sinne  einer  Verstaatlichung  dieser  Angelegenheiten 
hätte  gedeutet  werden  können.  Andererseits  sollte  die  Unter- 
haltung der  ganzen  Domkirche  mit  allen  Ein-  und  Anbauten  (mit  allei- 
niger Ausnahme  der  königlichen  Begräbniskapelle)  von  dem  Domkapitel 
übernommen  werden  und  die  Verwendung  des  stiftischen  Einkommens 
„seiner  ursprünglichen  Bestimmung  nach  für  Kirche  und  Schule'*  in  der 
Beschränkung  der  Stiftsfähigkeit  auf  solche  Personen,  die  ,, hauptsächlich 
für  die  evangelisch-lutherische  Kirche  oder  für  die  evangelisch-lutherischen 
Lehranstalten  tätig  sind'',  zum  Ausdruck  kommen.  Also  doch 
wiederum  eine  Betonung  der  kirchlichen  Zwecke!®^) 

Die  Gegenschriften  des  Domkapitels  vom  12.  November  1839  und 
des  Kollegiatkapitels  vom  3.  März  1840  ^*)  lehnten  aber  unter  Ver- 
wahrung gegen  die  als  unzulässig  erklärte  Einmischung  der  Landstände 
und  gegen  die  angetragene  Einschränkung  der  Kapitelsrechte,  zumal  bei 
der  Besetzung  der  Kapitelsstellen,  sowie  unter  Hinweis  auf  die  ehedem 
(vor  der  Kapitulation  von  1581)  bereits  erfolgte  Abgabe  des  Hauptstocks 
der  stiftischen  Güter  an  die  ,,Prokuratur"  und  damit  vornehmlich  zu 
Schulzwecken  (St.  Afra),  wogegen  das  in  der  Kapitelsverwaltung  ver- 
bliebene Einkommen  verhältnismäßig  nicht  bedeutend  und  zudem  mit  der 
Unterhaltung  der  Stiftskirchen  und  der  Austeilung  von  Stipendien  und 
Almosen  belastet  sei,  die  Reform  vor  schlage  des  Ministeriums  entschieden  ab. 
Und,  da  man  seitens  der  Stifter  auch  der  Aufforderung  des  Kommissars 
des  Kultusministeriums  zu  Gegenvorschlägen  vom  20.  Mai  1840  nicht 
entsprach  ^^),  verlief  die  ganze  Angelegenheit  ergebnislos. 

§9. 
II.  1848-1851. 

In  dem  infolge  der  Märzereignisse  für  den  Mai  1848  einberufenen 
außerordentlichen  Landtage  wurde  die  Angelegenheit  der  Stifter  durch 
einen  in  der  II.  Kammer  zur  Sitzung  vom  5.  Juni  1848  gestellten  Antrag 
des  Abg.  Tzschimer  von  neuem  angeregt  ®^).     Er  ging 

„auf  Verwendung  des  Einkommens  der  Stifter  Meißen  und  Würzen, 

unter  Abfindung   der   dermaligen  Präbendaten ,   für  den  Zweck  der 

Volksschulen". 


«)  a.  a.  0.  Bl.  105  f. 

•»)  a.  a.  0.  Bl.  102b  f.,  107b  f. 

•*)  a.  a.  0.  Blatt  125  tf.  und  145  ff. 

")  a.a.O.  Bl.  152  ff. 

•«)  Landtagsakten  1848,  3.  Abt.  S.  46,  53  f.,  55  (unter  B  1). 
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Man  wollte  jetzt  geradenwegs  die  Aufhebung  der  Stifter  von  Staats 
wegen  und  die  Verwendung  ihres  Vermögens  zu  staatliclien  Zwecken, 
nämlich  für  die  Volksschulen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Staats- 
anstalten. Man  berief  sich  auf  die  Landeshoheit  über  die  Stifter, 
ferner  wiederum  auf  §  35  RDHSchL,  der,  weil  die  Rheinbundsakte  vom 
12.  Juli  1806  durch  den  Pariser  Frieden  vom  30.  Mai  1814  aufgehoben 
worden  sei ,  noch  jetzt  das  Hecht  zur  Säkularisierung  der  Stifter  gebe, 
wiederum  auch  auf  den  §  60  der  Sachs.  Verf.-ürk.  von  1831 .  der  ohne 
Zustimmung  der  Kapitularen  angewendet  werden  könne ,  da  diese  nur 
Perzipienten,  nicht  aber  „Beteiligte"  im  Sinne  dieses  §  16  seien.  So  das 
Gutachten  der  3.  Deputation  der  II.  Kammer  vom  18.  Juli  1848  und  der 
ihm    beitretende  Beschluß    dieser  Kammer  selbst  vom  28.  Juli  1848,    der 

a)  die  beantragte  Aufhebung  des  Hochstifts  Meißen,  einschließlich 
der  Dompropstei  zu  Bautzen ,  sowie  des  Kollegiatstifts  Würzen 
und 

b)  unter  möglichst  vollständiger  Entschädigung  der  jetzigen  Beteiligten 
mit  Rücksicht  auf  §  31  Verf.-Urk. 

c)  die  Verwendung  der  übrigen  Einkünfte  für  den  Zweck  der  Volks- 
schulen 

der  Staatsregierung  zur  unverzüglichen  Ergreifung  der  desfallsigen  Maß- 
regeln anempfahl  ^'). 

Nunmehr  aber  war  es  die  I.  Kammer,  die  einen  anderen  Rechts- 
standpunkt einnahm.  Schon  das  Gutachten  ihrer  3.  Deputation  vom 
7.  September  1848  sprach  sich  gegen  die  Anwendbarkeit  des  §  35 
RDHSchl.  aus  und  betonte  die  kirchliche  Natur  und  die  kirchlichen 
Zwecke  der  Stifter,  so  daß  ein  Einschreiten  von  den  Trägern  der  obersten 
Kirchengewalt  in  der  evangelisch-lutherischen  Landeskirche,  also  den  in 
Evangelicis  beauftragten  Staatsministern,  werde  ausgehen  müssen.  Aber 
es  gebe  der  §  60  Verf.-Urk.  dem  Staate  allerdings  das  Recht,  auf  Grund 
seines  Ober  auf sichtsrechts ,  des  ins  circa  sacra ,  darauf  zu  dringen,  daß 
das  Stiftsvermögen  bei  Unerreichbarkeit  des  stiftungsgemäßen  Zwecks  zu 
einem  anderen  ähnlichen  Zweck  mit  Zustimmung  der  Kirche  als 
der  „Beteiligten"  im  Sinne  des  Satzes  2  des  §  60  verwendet  werde.  Und 
deswegen  könne  dem  Antrag  der  IL  Kammer  mit  einer  Änderung  zu  c) : 
„zunächst  für  den  Zweck  der  evangelisch-protestantischen  Landes- 
kirche und  nach  Befinden  der  dieser  Confession  angehörigen  Schulen" 
beigetreten  werden.  Die  Vollversammlung  der  I.  Kammer  lehnte  aber  in 
ihrer  Sitzung  vom  19.  September  1848  offenbar  im  Hinblick  auf  den  ent- 
gegenstehenden „ Bilateral veirfcrag  zwischen  dem  sächs.  Regentenhaus  und 
dem  Domkapitel  zu  Meißen"  (siehe  das  Separatvotum  des  Grafen  Hohen- 
thal-Püchau   vom   9.  September    1848   und   die  zu  den  Akten  gegebenen 

«')  Landtagsakten  1848,  Beil.  zur  3.  Abt.  S.  125  ff.,  3.  Abt.  S.  258  fF. 
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„unmaßgeblichen  Bemerkungen"  von  Ernst  von  Xostitz  vom  8.  August 
1848)  den  Antrag  in  der  abgeänderten  Fassung  ab  und  nahm  mit  26  gegen 
9  Stimmen  einen  Antrag  v.  Schönberg-Bibran  an,  der  bloß  dahin  ging, 
„die  hohe  Staatsregierung  zu  ersuchen,  zu  einer  Reform  oder  even- 
tuellen Aufhebung  der  Stifter  Meißen  und  Würzen  und  der  Dom- 
propstei  zu  Budissin  nur  dann  zu  verschreiten,  sobald  die  Rechts- 
verhältnisse ,  welche  einer  Prüfung  zuvörderst  zu  unterwerfen  sein 
werden,  eine  Reform  oder  eventuell  eine  Aufhebung  der  Stifter  und 
der  Dompropstei  zu  Budissin  gestatten"  ®^). 

Die  II.  Kammer  verharrte  auf  den  Bericht  ihrer  3.  Deputatien  in 
der  Sitzung  vom  24.  Oktober  1848  bei  ihrem  früheren  Beschluß,  und  zwar 
in  unabgeändeter  Fassung.  Ebenso  blieb  die  I.  Kammer,  entgegen  dem 
Antrage  ihrer  3.  Deputation,  in  ihrer  Sitzung  vom  8.  November  1848 
bei  ihrem  Beschlüsse  stehen.  Das  Vereinigungsverfahren  zwischen  den 
Kammern  war  erfolglos  ^'•^). 

Die  Staatsregierung  hatte  in  der  Sitzung  der  IL  Kammer 
vom  28.  Juli  1848  durch  ihren  Kommissar  D.  Hübel  den  kirchlichen 
Charakter  der  Stifter,  der  auch  nicht  durch  die  perpetuierliche  Kapitulation 
von  1663,  wie  auch  aus  den  ihr  vorangegangenen  Verbandlungen  erhelle 
(siehe  oben  C),  habe  berührt  werden  sollen,  durchaus  anerkannt  und  gerade 
die  Zurückführung  des  Stiftsvermögens  zu  diesem  seinen  kirchlichen  Zweck, 
für  Kirche  und  Schule,  als  das  mit  der  Aufhebung  der  Stifter  anzu- 
strebende Ziel  erklärt  ^^), 

Diese  Aufhebung  der  Stifter  müsse  man  aber  auch,  so  hatte  dann 
in  der  Sitzung  der  I.  Kammer  vom  18.  September  1848  der  Kultusminister 
V.  d.  Pfordten  sich  ausgesprochen,  bei  andauernder  ablehnender  Haltung 
der  Kapitel  von  Staats  wegen  verfügen  können  ^^). 

Inzwischen  waren  nämlich,  noch  während  des  Ganges  der  Landtags- 
verhandlungen, bereits  vom  Kultusministerium  durch  Erlaß  vom  24.  Juni 
1848  in  Gemäßheit  einer  Entschließung  des  regierenden  Königs  Friedrich 
August  IL  „die  seit  mehreren  Jahren  abgebrochenen  Unterhandlungen 
wegen  einer  Reform"  mit  den  beiden  Kapiteln  wieder  aufgenommen  worden, 
„und  zwar  in  der  Absicht,  nicht  nur  eine  Reform,  sondern  eine  gänzliche 
Aufhebung  unter  Entschädigung  der  Beteiligten  herbeizuführen"  ^^).  Es 
hatte  aber  das  Domkapitel  zu  Meißen  in  einer  Eingabe  an  das  Kultus- 
ministerium vom  18.  August  1848,  unter  Berufung  auf  seine  kapitulations- 
mäßigen Rechte   und   eine   ihm   auch  vom  regierenden  König  unter  dem 


««)  Landtagsakten  1848,  Beil.  zur  2.  Abt.  S.  247  ff.,  266  ff.,  269  ff.,  273  ff.,  2.  Abt. 
8.  260  ff.,  264  ff. 

8»)  Landtag8akten  1848,  Beil.  zur  3.  Abt.  S.  535  ff ,  3.  Abt.  S.  578,  2.  Abt.  S.  398  f. 
*^)  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  des  Landtags  1848,  IL  Kammer,  Bd.  1  S.  799. 
»»)  Landtagsakten  1848,  2.  Abt.  S.  261  f. 
«)  Wurzener  Akten  Registr.  Nr.  829  Bl.  12. 
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19.  Dezember  1838  aus  dem  Gesamtministerium  zugegangene  Bescheidung^^), 
den  Eintritt  in  Verhandlungen  über  die  Aufhebung  des  Domstifts  ab- 
gelehnt und  nur  zu  Verhandlungen  über  eine  Änderung  der  Stifts- 
verfassung sich  bereit  erklärt^*).  Grerade  auf  diese  Eingabe  hatte  der 
Minister  v.  d.  Pfordten  in  seiner  Erklärung  vor  der  I.  Kammer  aus- 
drücklich Bezug  genommen. 

Dessenungeachtet  blieb  für  den  Minister,  entsprechend  seiner  grund- 
sätzlichen Stellungnahme,  die  Aufhebung  der  beiden  Stifter  das  Ziel  der 
nunmehr  fortgesetzten  Unterhandlungen  mit  den  Kapiteln.  Aus  ihrem 
Inhalt  verdient  hier  hervorgehoben  zu  werden : 

1.  Es  war  der  Wunsch  des  Königs,  „eine  vertragsmäßige 
Lösung  der  kapitulationsmäßigen  Verhältnisse"  herbeizuführen.  Dies  wurde 
den  Kapiteln  durch  einen  Erlaß  des  Kultusministeriums  vom  26.  Januar 
1849  ausdrücklich  eröffnet  ^^). 

2.  Das  Kultusministerium  führte  deshalb  die  Vertragsverhandlungen 
nicht  von  Staats  wegen  als  Regierungsbehörde ,  sondern  in  besonderem 
Auftrage  des  Königs,  also  in  stiftsherrlichem  Auftrage,  wie  es  sich  selbst 
nennt,  „als  kommissarische  Behörde".  So  schon  in  der  Einleitung  des 
ersten,  durch  Erlaß  vom  1.  Juni  1849  den  Kapiteln  zugefertigten  Vertrags- 
entwurfs des  Ministeriums ,  ebenso  in  dem  revidierten  Vertragsentwurf 
vom  10.  August  1850  wie  in  der  endgültigen  Vertragsfassung  vom 
8.  Januar  1851  '^). 

3.  Schon  in  der  ersten  mündlichen  Verhandlung  in  Meißen  zwischen 
dem  Minister  und  den  Bevollmächtigten  der  Kapitel  vom  18.  Dezember 
1848  wurde  vom  Minister  „die  Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauftragten 
Herren  Staatsminister  vorbehalten"  ^').  Daß  die  Zustimmung  tatsächlich 
erteilt  wurde,  ist  dann  aber  aus  den  Akten  nicht  ersichtlich,  und  man 
hat  im  späteren  Verlauf  der  Angelegenheit  auf  diesen  Mangel  ausdrück- 
lich hingewiesen^^). 

4.  Man  war  unter  den  Vertragsteilen  von  Anfang  an  darin  einig, 
daß ,  falls  die  Stifter  aufgehoben  würden ,  deren  „Vermögen  eine  selb- 
ständige, fromme  Stiftung  bilden"  und  nur  die  Verwaltung  auf  den  Staat 
übergehen  solle.  So  schon  die  ersten  Vorschläge  des  Ministeriums  vom 
2.  Dezember  1848  Ziff.  2  ^»).  Die  mündliche  Verhandlung  vom  18.  De- 
zember 1848  brachte  dann  noch  den  ausdrücklichen  Zusatz: 


»3)  Siehe  über  diese:  Landtagsakten  1848,  Beil.  zur  2.  Abt.  S.  252,  aucb  S.  281, 
ferner  Wurzener  Akten  Registr.  Nr.  22  Bl.  159.     Abdruck  unten  im  Anhang. 

»*)  Abschrift  in  den  Wurzener  Akten  Nr.  829  Bl.  24  ff. 

ö5)  Wurzener  Akten  Nr.  829  Bl.  91. 

ö°)  a.  a.  0.  Bl.  140  b,  141;  184  b,  185;  212,  212  b. 

»')  a.  a.  0.  Bl.  88  a.  E. 

»8)  Vgl.  schon  a.  a.  0.  Bl.  100  b  und  die  Denkschrift  des  Kapitels  zu  Würzen  vom 
31.  Dezember  1856  in  den  Wurzener  Akten  Nr.  22  Bl.  33. 

9»)  Wurzener  Akten  Nr.  829,  Bl.  58. 
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„Sollte   jedoch   künftig   nach  Einführung   der  neuen  Kirchen- 
verfassung der  evangel.-luther.  Kirche  die  Verwaltung  des  gesamten 
Kirchenvermögens   in   die  Hände  der  obersten  Kirchenbehörde  oder 
der  Kirche  selbst  gegeben  werden,  so  ist  die  oberste  Kirchenbehörde 
berechtigt,    auch    die    Administration    dieses   Vermögens    zu    bean- 
spruchen" i^^o). 
Das  alles  ging  dann  durch  die  sämtlichen  Vertragsentwürfe  des  Ministe- 
riums   hindurch   und   in   die   endgültige  Vertragsfassung   vom  8.  Januar 
1851    über.     Ja,    es   wurde   darin   noch   besonders   hinzugefügt,    daß  das 
Stiftsvermögen 

„unter   keinem  Vorwaude  zum  Staatsvermögen  eingezogen  oder  für 
andere ,    als   die  nachfolgend  bestimmten  Zwecke  verwendet  werden 
dürfe"  101). 
Diese  Zweckbestimmung   lautete    aber   dahin,    daß  von  den  für  die  Ver- 
wendung freien  Einkünften 

^ein  Teil  der  Universität  Leipzig  für  Zwecke  der  evangelisch-theo- 
logischen Fakultät  zur  Entschädigung"  für  die  beiden  Professoren- 
Stellen  „zu  überweisen  sei,  das  Übrige  zum  Besten  der  evangelischen 
Kirche  und  der  Schule,  so  lange  und  soweit  sie  nicht  von 
der  Kirche  getrennt  werde,  verwendet  werden  solle"  ^^^j. 
Unter   dem   5.  März    1851    wurde   von    dem  Vorstande  des  Kultus- 
ministeriums einerseits  sowie  sämtlichen  Kapitularen  des  Hochstifs  Meißen 
und   des  Kollegiatstitts  Würzen   andererseits   der   die  Aufhebung  dieser 
beiden  Stifter  betrefi'ende  Vertrag,  der  die  obigen  und  andere,  insbesondere 
die  E-echte  der  damaligen  Präbendaten  sichernde,  Festsetzungen  enthielt, 
unter  schriftlich    vollzogen  ^^^).     Die    Genehmigung    des    Königs    war    am 
Schlüsse  vorbehalten.    Nach  Ziff.  17  des  Vertrages  sollte 

„mit  dem  Tage  der  erfolgten  Allerliöchsten  Ratihabition  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  die unter  dem  15.  Juni  1663  abgeschlossene 

perpetuierliche   Kapitulation   sich   erledigen",    und   es   sollten  „alle 
darin  enthaltenen  Bestimmungen  für  aufgehoben  zu  achten  sein'*  ^^*). 
Aber   es   ist  die  Ratihabition  von  seiten  des  Königs 
niemals  erfolgt. 

Der  Grund  des  ZÖgerns  mag  zunächst  schon  ein  von  23  Mitgliedern 
des  Meißnischen  Adels  am  28.  März  1851  erhobener  Protest  **^^),  vor  allem 
aber   die  Veränderung   der   innerpolitischen   Lage   des   Landes   (Wieder- 


'»•)  a.  a.  0.  Bl.  82  b,  83. 
»^1)  a.  a.  0.  Bl.  82  b,  141  b,  185  b  f.,  213. 
»0«)  a.  a.  0.  Bl.  143,  188,  214  b,  215. 

108)  Wurzener  Akten  Registr.  Nr.  813  Bl.  17  und  passim,  auch  Bl.  80. 
•0*)  Wurzener  Akten  Nr.  829  Bl.  223. 

»®*)  Siehe   darüber  Mitteilungen  über  die  Verhandlungen  des  Landtags  1850/51, 
I.Kammer,  S.  1701  «f. 


\ 


\. 
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lierstellung  der  alten  vormärzliclien  Zusammensetzung  des  Landtags)  ge- 
wesen sein.  Es  folgten  später,  gegen  Ende  1853,  Eingaben  der  beiden 
Kapitel  an  das  Gesamtministerium,  des  Kapitels  zu  Würzen  vom  12.  No- 
vember 1853  und  des  Kapitels  zu  Meißen  vom  26.  November  1853,  mit 
der  Bitte  um  Verwendung  bei  Sr.  Majestät  dahin,  daß  dem  Vertrage  über 
die  Aufhebung  der  Stifter  kein  weiterer  Fortgang  gegeben  werde  ^®^). 
Das  Domkapitel  zu  Meißen  knüpfte  daran  die  Bitte, 

„daß  Se.  Majestät  geruhen  möge ,  wegen  Erneuerung  und  Wieder- 
anknüpfung der  gepflogenen  Verhandlungen  über  die  künftige  Ver- 
fassung der  Stifter  Allerhöchsten  Befehl  zu  erteilen". 
Hierauf  erklärte  der  Vorstand  des  Kultusministeriums  v.  Falkenstein  durch 
Erlaß  vom  1.  Mai  1854  sich  bereit,  in  neuerliche  Besprechungen  mit  den 
beiden  Kapiteln  einzutreten  ^^^).  Es  geschah  dies,  wie  später  in  einem 
Schreiben  des  Ministers  vom  21.  September  1857  erwähnt  ist  ^^^),  mit 
Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsminister.  So  wurde 
ein  drittes  Stadium  der  Verhandlungen  eröffnet.  Allerdings  verharrte 
darin  das  Ministerium  dauernd  auf  dem  Standpunkt,  daß  der  Vertrag 
vom  5.  März  1851  für  die  Kapitel  bindend  sei  und  deshalb  auch  jetzt 
noch  durch  königliche  Ratifikation  in  Kraft  gesetzt  werden  könne.  Allein 
dies  wurde  ebenso  beharrlich  von  den  Kapiteln  bestritten  ^^^).  Die  Frage 
kann  hier  ganz  dahingestellt  bleiben ,  da  ja  auch  in  der  Folgezeit  die 
Ratifikation  dieses  Vertrages  ausgeblieben  ist. 

§  10. 
III.  1854—1899. 

Den  Verhandlungen  dieses  dritten  Stadiums  lag  auf  selten  des 
Ministeriums  das  Bestreben  zugrunde,  „was  durch  Aufhebung  der  Stifter 
bezweckt  wurde,  auch  schon  durch  eine  Reform  derselben,  wenigstens  zum 
größeren  Teile,  zu  erreichen".  So  ist  es  ausgedrückt  in  der  ausführlichen 
Darlegung  des  Standpunktes  der  Staatsregierung  in  den  „Grrundlinien" 
des  Ministeriums  vom  18.  Juli  1855  ^^°).  Insofern  wirkte  der  Vertrag 
vom  5.  März  1851  inhaltlich  weiterhin  nach.  Es  sollten  die  Präbenden, 
^ohne  Unterschied  zwischen  adliger  und  bürgerlicher  Geburt,  an  Männer 
des  evangelischen  Grlaubensbekenntnisses,  welche  Untertanen  des  König- 
reichs Sachsen  sind  und  sich  daselbst  um  die  evangelische  Kirche,  das 
Schulwesen  oder  die  Universität  verdient  gemacht  haben",  vergeben,  die 
Wählbarkeit  in  die  Stifter  eventuell  auch  auf  solche,  „welche  sich  in  einem 


106)  Wurzener  Akten  Nr.  813  Bl.  9f.;  30. 

10')  a.  a.  0.  Bl.  16. 

108)  Abschrift  in  den  Wurzener  Akten  Registr.  Nr.  817  Bl.  104. 

10»)  Siehe  über  die  Art  der  Begründung  besonders  Wurzener  Akten  Nr.  813  Bl.  43  f. 

110)  Wurzener  Akten  Nr.  813  Bl.  80  ff. 


—    31    — 

höheren  Staatsamte  um  Staat  oder  Kirche  Verdienste  erworben  haben", 
erstreckt  werden  *^^).  Es  sollte  die  Zahl  der  Präbenden  und  der  Betrag 
der  Präbendeneinkünfte  begrenzt  sowie  die  früher  geübte  Gewährung  von 
Exspektanzon ,  die  Einrichtung  der  Inskription  und  die  Resignation  von 
Stellen  zugunsten  Dritter  in  Fortfall  gebracht  und  auf  solche  Weise  auch 
noch  für  die  unmittelbaren  Bedürfnisse  der  Kirche  und  der  evangelischen 
Schulen  Geld  flüssig  gemacht  werden.  Es  sollten  die  Rechte  des  Stifts- 
herrn bei  der  Besetzung  der  Kapitelsstellen  verstärkt,  und  es  sollte  dabei 
den  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsministern  ein  Vorschlagsrecht  ein- 
geräumt werden. 

Die  auf  dieser  Grundlage  gepflogenen  Verhandlungen  zogen  sich 
noch  einige  Jahre  hin.  Die  Frage  der  Entschädigung  der  damaligen 
Präbendaten  und  vor  allem  der  Berücksichtigung  und  eventuellen  Ab- 
findung der  bis  dahin  erworbenen  Exspektanzen  und  die  Festsetzung  der 
Bezüge  der  künftigen  Kapitularen  bereiteten  besondere  Schwierigkeiten, 
die  hier  nicht  darzulegen  sind.  Die  Verhandlungen  führten  aber  schließlich 
zu  endgültigen  Ergebnissen.  Zunächst  diejenigen  mit  dem  Domkapitel  zu 
Meißen.  Es  kam  zu  einem  „Vertrage",  der  unter  dem  15.  Dezember 
1859  von  sämtlichen  Domherren  des  Hochstifts  unterzeichnet  und  besiegelt 
und  von  König  Johann  unter  Gegenzeichnung  des  Kultusministers  v.  Fal- 
kenstein unter  dem  25.  Februar  1860  ratifiziert  wurde.  Unter  den  gleichen 
Daten  wurden  die  auf  Grund  des  Vertrages  verfaßten  neuen  „Statuten 
für  das  Domkapitel  des  Hochstifts  Meißen"  unterzeichnet  und  vom  König 
unter  Gegenzeichnung  des  Kultusministers  ratifiziert  ^^-). 

Die  Art  der  Gegenzeichnung  gab  zu  einem  Schriftwechsel 
des  Domkapitels  mit  dem  Kultusministerium  Anlaß,  der  für  die  Rechts- 
lage bezeichnend  ist.  Das  Domkapitel  wies  in  einer  Schrift  vom 
9.  Juli  1860  darauf  hin,  daß  nach  der  im  Zusammenhang  mit  der  Reform 
getroffenen  Vereinbarung  die  Kontrasignatur  hätte  durch  den  „Vorsitzenden 
der  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsminister"  geschehen  müssen  und  daß 
das  Kapitel  sich  nur  unter  der  Bedingung,  daß  daraus  eine  Änderung 
der  verfassungsmäßigen  Stellung  des  Kapitels  nicht  gefolgert  werde,  mit 
der  gewählten  Art  der  Gegenzeichnung  durch  den  Kultusminister  zu- 
frieden erkläre.  Das  Kultusministerium  gab  in  einer  Zuschrift  an  das 
Domkapitel  vom  17.  Juli  1860  die  „Abweichung  von  der  früher  aus- 
gesprochenen Absicht"  zu  und  rechtfertigte  sie  damit,  daß  „der  üblichen 
Form  nach  dergleichen  von  Sr.  Majestät  vollzogene  Urkunden  nur  von 
dem  Departementsminister  kontrasigniert  würden". 


"')  , Grundlinien'*  des  Ministeriums  vom  18.  Juli  1355  in  den  Wurzener  Akten 
Nr.  813  Bl.  83. 

'**)  Abdruck  des  Reformvertrages  vom  15.  Dezember  1859/25.  Februar  1860  unten 
im  Anhang;  Abschrift  auch  in  den  Wurzener  Akten  Nr.  817  Bl.  148  ff. 
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„In  der  Sache  selbst"  —  heißt  es  weiter  —  „wird  aber  dadurch 
nichts  geändert,  wie  das  Domkapitel  selbst  sehr  richtig  erkannt  hat, 
denn  es  liegt  jede  Grarantie,  welche  dasselbe  wünschen  kann,  darin, 
daß   in   den   gedachten  Genehmigungsdekreten  auf  die  Zustimmung 
der   in   Evangelicis    beauftragten   Staatsminister    ausdrücklich   Be- 
ziehung  genommen   ist.     Aus  demselben  Grunde  kann  und  wird  es 
auch   auf  die   verfassungsmäßige   Stellung   des  Domkapitels    selbst 
keinen  Einfluß   haben ,    daß   die  Dekrete   über  die  Besetzungen  der 
Prälaturen   und  Domherrenstellen  nicht  von  den  in  Evangelicis  be- 
auftragten Staatsministern  vollzogen  werden ;  denn  schon  nach  dem 
Regulativ  über  die  ßessortverhältnisse  ....  vom  12.  November  1837? 
welches  diese  Stellung  des  Domkapitels  anerkennt, 
kommt    die    Unterschrift    solcher    Dekrete    nur    dem   Minister    des 
Kultus  zu"  113), 
Erst  nach  weiteren  4  Jahren  gelangte  man  zu  einer  Einigung  zwischen 
dem  Ministerium  als  Kommissar  des  Königs  und  dem  Kapitel  zu  Würzen. 
Der  Vertrag  wurde  unter  dem  23.  Oktober  1864  von  sämtlichen  dermaligen 
Kapitularen  unterschrieben  und  untersiegelt  und  von  König  Johann  unter 
dem   28.  November  1864  unter  Gegenzeichnung  des  Kultusministers  rati- 
fiziert 11*). 

Dieser  „Reform vertrag"  erfuhr  in  §  1  und  §  10  eine  Abänderung 
durch  Herabsetzung  der  Zahl  der  Kapitularen  von  7  auf  5  und  durch 
dementsprechende  anderweitige  Bemessung  ihrer  Bezüge  in  einem  Vertrag, 
dem  das  Ministerium  des  Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts  „nach  er- 
teilter Genehmigung  Sr.  Majestät  des  Königs  als  Allerhöchsten  Stifts- 
herrn, sowie  im  Einverständnisse  mit  den  in  Evangelicis  beauftragten 
Herren  Staatsministern"  unter  dem  29.  April  1899  durch  „Dekret"  „seine 
Zustimmung  erteilte''  n^).  Erst  gleichzeitig  damit  gab  sich  das  Kapitel 
zu  Würzen  neue,  dem  „Reformvertrag"  angepaßte  Statuten  unter  dem 
15.  März  1899,  die  ,,mit  Allerhöchster  Genehmigung"  vom  Ministerium 
des  Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts  durch  „Bestätigungsdekret"  vom 
24.  Juli  1899  „bestätigt"  wurden. 

Aus  den  Verträgen  ist  folgendes  hier  von  Wichtigkeit : 
1.  Was  die  Form  des  Abschlusses  anlangt,  so  erscheinen  auch  hier 
als  Vertragschließende  der  König  als  Stiftsherr  einerseits  und  das  Kapitel 
andererseits.  Das  Kultusministerium  ist  nur,  wie  es  in  der  Einleitung 
der  beiden  Verträge  heißt,  vom  König  „zu  den  diesfallsigen  Verhandlungen 
beauftragt"  und  wird  in  dem  Text  der  Ratifikationserklärungen  vom  König 


"3)  Meißener  Akten  Rep.  Lit.  D  Nr.  76.     Vgl.  oben  S.  19. 

"*)  Abdruck  des  Reformvertrages  vom  23.  Oktober  1864/28.  November  1864  unten 
im  Anhang;  Abschrift  in  den  Wurzener  Akten  Nr.  819  Bl.  60  ff.,  ferner  Bl.  71. 
^^^)  Abdruck  unten  im  Anhang. 
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ala  „Unser  hierzu  verordneter  Commissar'*  (Meißen)  oder  als  „Unser 
hierzu  beauftragtes  Ministerium"  (Würzen)  bezeichnet.  Wenn  am  Schluß 
der  beiden  Verträge  die  Genehmigung  Sr.  Königlichen  Majestät  „als 
Stifts-  und  Landesherrn"  vorbehalten  wird,  so  ist  dies  aus  der  Doppel- 
stellung des  Königs,  die  ihn  auch  als  Träger  des  staatlichen  Oberauf- 
sichtsrechtes ,  des  ins  circa  sacra ,  erscheinen  ließ ,  ohne  weiteres  zu  er- 
klären. Dagegen  bedeutet  allerdings  das  1899  gegenüber  dem  Kapitel 
zu  Würzen  in  Ansehung  der  Änderung  des  Reform  Vertrages  und  der 
neuen  Statuten  gewählte  Verfahren  eine  Abweichung  von  der  bisher  be- 
obachteten Form,  insofern  als  hier  nicht  der  König  durch  eigenhändige 
Unterschrift  ratifiziert,  sondern  nur  im  Text  seine  Genehmigung  —  als 
des  „Allerhöchsten  Stittsherrn",  wie  es  bei  der  Vertragsänderung  vom 
29.  April  1899  doch  noch  ausdrücklich  heißt,  —  erwähnt  wird  und  im 
übrigen  die  Ausfertigung  sich  als  ministerielles  Dekret  gibt.  Ein  recht- 
fertigender Grund  für  diese  Abweichung  in  der  Form  ist  nicht  ersicht- 
lich; vielleicht  lag  er  lediglich  in  der  Geringwertung  des  Inhalts  der 
getroffenen  Vertragsänderung. 

2.  Bei  allen  hier  in  Frage  kommenden  Rechtsakten,  außer  bei  der 
Bestätigung  der  Wurzener  Statuten,  ist  die  Zustimmung  der  in  Evange- 
licis  beauftragten  Staatsminister  besonders  hervorgehoben.  Man  blieb 
also  dabei  im  Rahmen  der  Zuständigkeitsordnung,  wie  sie  die  Landes- 
herrliche Verordnung  vom  12.  November  1837  (GVßl.  S.  103  ff.)  unter  k 
vorgesehen  hatte  "^).  Es  wurde  auch  dadurch  wieder  anerkannt,  daß  es 
sich  um  eine  das  evangelisch  -  lutherische  Kirchen wesen  betreffende  An- 
^•elegenheit  handle. 

3.  Die  beiden  Reformverträge  enthielten  nicht  eine  erschöpfende 
Regelung  des  Vertragsverhältnisses  zwischen  dem  Stiftsherrn  und  den 
Kapiteln.  Sie  stellten  sich  vielmehr  nur  als  in  einzelnen  Punkten 
ändernde  Novellen  zur  perpetuierlichen  Kapitulation  vom  15.  Juni  1663 
dar.  Dies  kommt  in  den  darin  übereinstimmenden  §  19  des  Meißener 
Vertrages  und  §  17  des  Wurzener  Vertrages  zum  klarsten  Ausdruck. 
Es  wird  dort  über  den  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  der  neuen  Bestimmungen 
gehandelt  und  dann  fortgefahren: 

,,und  das,  was  denselben  entgegen  in  der  zwischen  Sr.  Kur- 
fürstlichen Durchlaucht ,  Herrn  Johann  Georg  II. ,  Herzog  zu 
Sachsen  pp.,  postuliertem  Administrator  des  Hochstifts  Meißen,  und 
dem  Kapitel  .  .  .  unter  dem  15.  Juni  1663  abgeschlossenen  perpe- 
tuierlichen Kapitulation  vereinbart  gewesen,  istfüraufgehoben 
zu  achten*', 
in  allen  übrigen,  nicht  durch  die  Reform  Vereinbarungen  betroffenen, 
Bestimmungen  ist  also  die  perpetaierliche  Kapitulation, 


i5estimm 

I  uo)  Vg 


"")  Vgl.  oben  S.  19  u.  die  obengedachte  Zuschrift  des  Ministeriums  vom  17.  Juli  1860. 
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soweit   sie   niclit  schon   durch   die  Deklaration   vom    16.  Dezember  1818 
geändert  war,  zweifellos  in  Kraft  geblieben. 

4.  Die  Reformbestimmungen  bewegen  sich  in  den  von  der  Staats- 
regierung verfolgten,  oben  angedeuteten  Eichtungen.  Im  Zusammenhang 
mit  den  alten  Rechtsnormen  bestimmen  sie  die  Verfassung  der  beiden 
Stifter,  wie  sie  bis  zur  Staatsumwälzung  von  1918  bestand.  Aus  dieser 
Verfassung  sei  folgendes,  was  hier  von  Interesse  ist,  herausgehoben : 

a)  Die  Zahl  der  Kapitelsstellen  ist  begrenzt.  Meißen :  8  einschließ- 
lich der  Propststelle  am  Stift  zu  St.  Petri  in  Bautzen.     Würzen :  5. 

b)  Gefordert  für  die  Inhaberschaft  sind:  evangelisch-luthe- 
risches Glaubensbekenntnis,  sächsische  Staatsangehörigkeit,  Verdienste 
in  erster  Linie  um  die  evangelisch-lutherische  Kirche  oder 
dann  auch  um  das  Unterrichtswesen  oder  um  die  Universität  oder  um 
den  Staat.  Dazu  treten  für  beide  Stifter  Vollendung  des  25.  Lebens- 
jahres und  akademisches  Studium ,  für  Meißen  noch  Nachweis  ehelicher 
Geburt  und  für  die  beiden  Professoren  Nachweis  des  erlangten  Doktor- 
grades der  Theologie  hinzu.  (Meißen :  Vertrag  §  2 ,  Statuten  §  1 ; 
Würzen :  Vertrag  §  4,  Statuten  §  4.) 

c)  Exspektanten  sind  ausgeschlossen.  Die  zugunsten  der  früheren 
Exspektanten  in  den  Verträgen  (Meißen:  Vertrag  §  11,  Würzen:  Vertrag 
§§  3,  7,  8)  getroffenen  Übergangsbestimmungen  sind  inzwischen  gegen- 
standslos geworden  1^').  Doch  ist  das  alte  Jus  primariarum  precum  des 
Allerhöchsten  Stiftsherrn,  d.  h.  das  Recht  auf  einmalige  Erteilung  einer 
Anwartschaft  beim  Regierungsantritt,  vorbehalten.  (Meißen  §  12,  Würzen 
§§  4  und  6  Abs.  2.) 

d)  Abgesehen  davon  geschieht  die  Verleihung  einer  Stelle  durch  den 
Stiftsherrn  auf  Dreiervorschlag  des  Kapitels  nach  näherer  Maßgabe  der 
inhaltlich  übereinstimmenden  §  3  Abs.  1  des  Meißener  und  §  5  des  Wurzener 
Reformvertrages.  Nur  die  beiden  Leipziger  theologisohen  Professoren  treten 
nach  wie  vor  (siehe  oben  unter  A)  auf  Präsentation  der  Universität  in 
das  Domkapitel  zu  Meißen  ein. 

Das  auf  den  Dreiervorschlag  des  Kapitels  wie  das  auf  die  Präsen- 
tation der  Universität  bis  zuletzt  (1918)  beobachtete  Verfahren  ist  aus 
den  Meißener  Akten  ersichtlich,  so  bei  v.  Seydewitz  1906,  Ihmels  1918. 
Hervorzuheben  ist,  daß  durchweg  bei  dem  stiftsherrlichen  Akt  das  Ein- 
vernehmen mit  den  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsministern  zum  Aus- 
druck gebracht  ist. 

e)  Vor  der  Aufnahme  ist  in  Meißen  der  Religionseid  zu  leisten  und 
das  Versprechen  abzugeben,  „das  Wohl  der  evangelisch-lutherischen  Kirche 
nach  besten  Kräften  und  Wissen  zu  befördern".    (Meißener  Statuten  §  3.) 

1")  Siehe  den  Bericht  des  Ministeriums  des  Innern  an  die  II.  Kammer  vom 
4.  Oktober  1917,  in  Landtagsakten  1915/16,  Berichte  der  IL  Kammer  Nr.  330—503, 
Anlasre  II  zu  Nr.  491. 
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Ein  gleiches  Erfordernis  fehlt  in  Würzen.  §5  der  Statuten  von  1899, 
der  die  Form  der  Aufnahme  vorschreibt,  sagt  davon  nichts.  Nach  den 
Wurzener  Akten  Eegistr.-Nr.  631,  die  Ergänzung  des  Religionsreverses 
betr.,  wurde  früher  ein  sogenannter  „Religionsrevers"  von  dem  Aufzu- 
nehmenden unterschrieben,  in  dem  er  das  Bekenntnis  der  evangelisch- 
lutherischen Konfession  als  „Grundlage  und  Bedingung-'  seiner  „Stelle, 
Pfründe  oder  Würde"  anerkannte  und  sich  deren  für  den  Fall  des  Kon- 
fessionswechsels selbst  für  verlustig  erklärte.  Die  letzte  Unterschrift 
unter  dem  Revers  stammt  von  Dr.  Georg  Friederici,  der  noch  die  Statuten 
von  1899  als  Propst  unterzeichnet  hat.  Nach  einer  Mitteilung  findet 
die  Unterzeichnung  des  Religionsreverses  nicht  mehr  statt,  eben  wohl 
wegen  des  Schweigens  des  §  5  der  Statuten  über  diesen  Punkt. 

f)  Die  Bezüge  der  Kapitularen  sind  fixiert.  Ihre  Gesamtsumme  beträgt 
in  Meißen  3300  rx  =r  9  900  Mk.,  wozu  noch  die  mit  700  rx  =  2  100  Mk. 
dotierte  Propsteistelle  in  Bautzen  kommt,  in  Würzen  6  400  Mk.  Die 
Überschüsse  des  Präbenden Vermögens  sind  „zum  Besten  der  evangelisch- 
lutherischen  Kirche,  der  evangelisch-lutherischen  Schulanstalten  und  der 
Universität"  bestimmt.  Davon  ist  ein  fixierter  Betrag  von  2000  rx  = 
6000  Mk.  in  Meißen  und  von  400  rx  =  1200  Mk.  in  Würzen  alljährlich 
dem  Kultusministerium  für  einen  besonderen  „Stift  Meißen  -  Wurzener 
Fonds''  überwiesen.  (§  14  des  Meißener,  §  13  des  Wurzener  Vertrages.) 
An  diesen  Fonds  ist  auch  zufolge  des  §  9  des  Meißener  Vertrages  das 
Kapitelshaus  des  Domstiftes  durch  gerichtlich  verlautbarten  Vertrag  d.  d. 
Meißen,  am  2.  Oktober  1860,  der  durch  Ratifikationsdekret  des  Ministeriums 
des  Kultus  und  öfientlichen  Unterrichts  d.  d.  Dresden,  am  13.  Oktober 
1860,  bestätigt  und  genehmigt  wurde,  übereignet,  und  es  ist  am  13.  Februar 
1869  die  Übereignung  auf  Blatt  814  des  Grundbuchs  der  Stadt  Meißen 
in  Abteilung  II  Nr.  1  eingetragen  worden. 

g)  Kirchenrechtlicher  Ordnung  entsprechend  sind  Pfründenvermögen 
und  Fabrik  vermögen  nach  wie  vor  getrennt  gehalten.  Letzteres  dient  in 
!\Ieißen  als  ,,Stiftsbaumeistereikasse'*  der  Erhaltung  der  Domkirche  und 
der  Fürsorge  für  den  evangelisch-lutherischen  Gottesdienst  in  ihr  (Meißen 
§  16),  in  Würzen  als  „fabrica"  der  Erhaltung  und  Fürsorge  für  die 
Stiftskirche  (Würzen  §  15). 

Das  Eigentum  an  der  Domkirche,  dem  Dompropsteigebäude  und  der 
Kurie  der  Dechanei  ist  im  Grundbuch  für  die  Stadt  Meißen  Blatt  788,  789, 
790  in  Abteilung  II  für  das  Hochstift  Meißen  mit  dem  Vermerk  eingetragen: 

„Das  Hochstift  Meißen  besitzt  das  Grundstück  seit  rechtsverwährter 

Zeit"  —  laut  Anzeige  vom  30.  Oktober  1865. 

Das  Eigentum  an  der  Stiftskirche  in  Würzen  und  an  den  Grund- 
stücken des  Kapitelshauses,  der  Subkustodie  und  der  Kustodie  ist  im 
Grundbuche  der  Stadt  Würzen  Blatt  710,  706,  707,  709  für  das  Kapitel 
der  Stiftskirche  zu  Würzen  eingetragen. 
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h)  Die  Verwaltung  des  stiftisclien  Präbendenvermögens  und  der  mit 
dem  Stift  verbundenen  Stiftungen  zu  kircblichen  Schul-  und  Wobltätig- 
keitszwecken  führt  das  Domkapitel  zu  Meißen  unter  Oberaufsicht  der 
zuständigen  Staatsbehörden  (Meißen :  §  16  des  Vertrages,  §§  10  und  14 
der  Statuten).  Die  Verwaltung  der  Stiftsbaumeistereikasse  in  Meißen 
(der  fabrica)  ist  ihm  auf  G-rund  der  insoweit  nicht  geänderten  perpetuier- 
lichen  Kapitulation  (Art.  3)  verblieben.  Die  Verwaltung  des  gesamten 
stiftischen  Vermögens  und  der  Stiftungen  für  die  erwähnten  Zwecke  führt 
das  Kapitel  zu  Würzen  unter  der  in  §  13  Abs.  3  Satz  2  und  in  §  15 
des  Vertrages  bestimmten  Oberaufsicht  der  zuständigen  Staatsbehörden 
(siehe  §  9  Ziff.  7  und  §  15  Ziff.  1  der  Statuten). 

i)  Die  Eechtsvertretung  hat  bei  beiden  Kapiteln  der  Dechant  und  in 
dessen  Behinderung  der  Senior  oder,  falls  auch  dieser  behindert  ist,  der 
Subsenior  (Meißener  Statuten  §  6,  Wurzener  Statuten  §  2).  Die  von  den 
Genannten  vollzogenen  und  mit  Siegel-  oder  Stempelabdruck  versehenen 
Schriften  „sind  den  Öffentlichen  Urkunden  gleich  zu  achten''.  Dies  wie 
die  Zusammensetzung  und  die  Art  der  Eechtsvertretung  der  Kapitel  hat 
die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Kultus  und  öffentlichen  Unter- 
richts vom  12.  Januar  1909  (GVBl.  S.  59  f.)  zur  Nachachtung  der  Be- 
teiligten öffentlich  bekanntgegeben. 

H.  Termögensstand  der  Kapitel  im  Jahre  19 17. 

§  11. 
Während  der  Landtags  Verhandlungen  aus  dem  Jahre  1917  über  eine 
Reform  der  I.  Kammer,  für  die  auch  die  Einziehung  der  in  §  63  der 
Verfassungs-Urkunde  vom  4.  September  1831  unter  Ziffer  2  und  11  dem 
Hochstift  Meißen  und  dem  Kollegiatstift  Würzen  eingeräumten  beiden 
Sitze  beantragt  worden  war,  beschloß  die  außerordentliche  Deputation 
der  II.  Kammer  für  die  Neuordnung,  von  der  Regierung  eine  Auskunft 
über  Bedeutung,  Vermögen,  Verwaltung  der  beiden  Stifter  beizuzieheu. 
Diese  Auskunft  wurde  vom  Ministerium  des  Innern  unter  dem  4.  Oktober 
1917  erteilt  und  als  Anlage  II  dem  Bericht  der  Deputation  vom  8.  Ok- 
tober 1917  beigefügt  ^^®).  Bezüglich  des  Vermögensbest?indes  der  beiden 
Stifter  wurde  darin  mitgeteilt,  daß  nach  den  letzten  Rechnungsergebnissen 
das  werbende  Vermögen  des  Hochstifts  Meißen  sowie  der  von  ihm  ver- 
walteten Stiftungen  rund  1 029  500  Mk.  und  das  des  Kollegiatstifts  Würzen 
rund  288  730  Mk.  betragen  hat  und  daß  die  jährlichen  Nutzungen  und 
Lasten  sich  beim  Hochstifte  Meißen  auf  rund  56  100  Mk.  Einnahme  und 
42  290  Mk.  Ausgabe  und  beim  Kollegiatstifte  Würzen  auf  rund  12  650  Mk. 
Einnahme  und  rund  12180  Mk.  Ausgabe  belaufen. 

"8)  Landtagsakten  1915/16,  Berichte  der  IL  Kammer,  Nr.  491  S.  8  und  17  ff. 


Zweiter  Teil. 


Die  Beurteilung  der  Rechtslage. 

§  12. 
1.  Die  beiden  Kapitel  sind  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts. 

Sie  waren  es  in  der  katholischen  Zeit  als  kirchenrechtlich  geordnete 
Körperschaften  im  Rahmen  der  ordentlichen  Verfassung  der  römisch- 
katholischen Kirche.  Sie  hatten  die  Autonomie  (ins  condendi  statuta), 
die  selbständige  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten,  insbesondere  die  Ver- 
waltung ihres  eigenen  Vermögens ,  sie  führten  ein  eigenes  Siegel ,  ihre 
mit  diesem  versehenen  Urkunden  genossen  publica  fides  *^^).  An  diesen 
Rechten  selbst  hat  sich  nach  der  Reformation  nichts  geändert.  Nur  ihre 
Rechts grundlage  ist  seitdem  eine  andere  geworden.  War  diese  früher 
das  ordentliche  Verfassungsrecht  der  katholischen  Kirche  gewesen ,  das 
in  Deutschland  ohne  weiteres  reichsstaatsrechtliche  Geltung  hatte ,  so 
wurde  sie  seitdem  eine  Regelung  durch  Vertrag. 

Vertragschließender  war  auf  der  einen  Seite  das  evangelisch 
gewordene  Domkapitel  zu  Meißen  in  doppelter  Eigenschaft,  nämlich : 

a)  als  Verwalter  des  Bistums  Meißen.  Denn  infolge  der  Resignation 
des  letzten  als  Katholik  gewählten  Bischofs  Johann  IX.  und  der  dadurch 
eingetretenen  Sedisvakanz  war  unter  entsprechender,  den  veränderten 
Verhältnissen  natürlich  sich  anpassender  Anwendung  der  Grundsätze 
des  kanonischen  Rechts  ^'®)  die  kirchliche  Verwaltung  des  Bistums  auf 
das  Domkapitel  übergegangen ,  gleichzeitig  kraft  Reichsstaatsrechts  die 
weltliche  Verwaltung  des  Hochstifts  als  eines  Reichsstandes  und  einer 
Landesherrschaft.  Es  war  aber  nicht  bloß  eine  Resignation ,  sondern 
zugleich  eine  unter  Auflage  erfolgte  Übertragung  („Auftragung"  nennen 
sie  die  Urkunden)  der  ganzen  „gubernatio"  des  Stifts  zu  Händen  des 
Domkapitels  gewesen,   und  der  Bischof  hatte  durch  einen  ausdrücklichen 


»")  Hinschiua,  Kirchenrecht  II,  S.  124  fif.,  131,  135,  137. 
•w)  Hinschiua  a.  a.  0.  II,  8.  228  ff.,  233  ff.,  240  ff. 
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Akt  die  Stiftsvasallen  und  Stiftsuntertanen  an  das  Domkapitel  als  an 
„ihre  rechte  ordentliche  Obrigkeit"  verwiesen  ^^i). 

b)  als  Verwalter  der  eigenen ,  dem  Kapitel  als  Körperschaft  zu- 
stehenden Rechte. 

Vertragschließender  war  auf  der  anderen  Seite  der  Kurfürst 
von  Sachsen,  wiederum  in  doppelter  Eigenschaft,  nämlich: 

a)  als  Schutzherr  und  „Schutzfürst"  des  Hochstifts.  Diese  Schutz- 
herrlichkeit war  ihrerseits  eine  vertragsrechtliche.  Denn  sie  be- 
ruhte auf  Schutzverträgen,  die  lange  vorher,  in  der  katholischen  Zeit, 
zwischen  den  Bischöfen  von  Meißen  und  den  Wettin  ern  geschlossen  worden 
waren  und  zu  einem  durch  politische  Machtmittel  und  Herkommen  all- 
mählich ausgebauten  Abhängigkeitsverhältnis  der  ersteren  zu  den  letzteren 
geführt  hatten  ^^^). 

b)  als  postulierter  Administrator  des  Bistums  und  Hochstifts  an 
Bischofs  Stelle.  Denn  das  Domkapitel  „postulierte''  in  Ausübung  seines 
ihm  mit  der  Sedisvakanz  zugefallenen  Rechtes  der  Bischofs  wähl  unter 
weiterer  nachahmender  Anwendung  kanonischer  Grrundsätze  den  Kur- 
fürsten zum  Administrator  des  Bistums ,  indem  es  ihm  das  Stift  „in 
commendam*'  gab.  Dadurch,  daß  der  Kurfürst  dies  annahm,  war  er 
zwar  nicht  zum  Bischof,  wohl  aber  an  Bischofs  Statt  zum  „Stiftsherrn'' 
geworden  ^^^). 

Bei  dieser  Rollenverteilung  unter  den  Vertragschließenden  kommt 
es  auf  die  zeitliche  Aufeinanderfolge  der  einzelnen  Rechtsakte  —  Re- 
signation, Auftragung,  Postulation,  Annahme  der  Postulation ,  Kapitu- 
lation —  nicht  an ,  da  sie  alle  zusammen  als  ein  Ganzes  verstanden 
und  verabredet  worden  sind.  Die  wichtige  Wirkung  war,  daß  auf  solche 
Weise  der  ganze  Kreis  der  Gerechtsame  und  Zuständigkeiten  sowohl 
des  Bischofs  als  des  Kapitels  in  den  Bereich  des  Vertrages 
zwischen  Kurfürst  und  Domkapitel  gebracht  werden  konnte  zwecks  Neu- 
ordnung des  ganzen  Hochstifts.  In  diesem  Sinne  sind  die  Kapitulationen 
vom  10.  Oktober  1581,  die  folgenden  Erneuerungen  der  Kapitulation  und 
die  Capitulatio  perpetua  vom  15.  Juni  1663  aufzufassen.  Und  so  erklärt 
es  sich,  daß  darin  auch  über  die  geistlichen  Jurisdiktionsrechte  des  Bischofs 
und  seine  weltlichen  Herrschaftsrechte  über  die  Stiftsvasallen  und  Stifts- 
untertanen in   einer   den  Kurfürsten   gegenüber   dem  Dom- 


1")  Siehe  oben  S.  7. 

122)  Siehe  über  die  nähere  Bestimmung  dieses  Verhältnisses  oben  S.  2 ff. 

123)  Siehe  oben  S.  7flF..  Später  wird  der  Kurfürst  im  Verhältnis  zum  Stift  geradezu 
^Bischof  genannt.  So  spricht  die  Postulatio  perpetua  von  1663  von  einer  , Erwählung 
und  Postulierung  zu  einem  Bischoffe  oder  Administratorn"  und  weiter  davon,  daß  jeder 
neue  Kurfürst  ,auch  zugleich  Postulatus  Episcopus  Misnensis  würklich  seyn  solle". 
Dabei  mag  in  Gedanken  das  „ius  episcopale"  des  evangelischen  Kirchenrechts  mit  ein« 
gewirkt  haben. 
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kapitel  verpflichtenden  Weise  verfügt  wurde.  Man  vergleiche 
etwa  den  Art.  1  der  Capitulatio  perpetua  und  insbesondere ,  was  er 
betreffs  der  Stiftsregierung  in  Würzen  und  der  Oberaufsicht  über  sie 
durch  eine  gemischte  Behörde  —  einen  kurfürstlichen  Rat  und  einen 
Kapitelsprälaten  —  und  weiter  hinsichtlich  der  Zuziehung  des  mit  Konsens 
des  Kapitels  zu  bestellenden  Superintendenten  in  geistlichen  und  Kon- 
sistorialsachen  bestimmt  ^^*).  Hiernach  hat  der  Vertrag  die  Rechts- 
stellung des  Domkapitels  im  Vergleich  mit  der  katholischen  Zeit  quali- 
tativ, durch  die  vertragsrechtliche  Bindung  des  Stiftsherrn,  und  inhaltlich, 
nämlich  aus  der  Rechtssphäre  des  Bischofs,  noch  erweitert  ^^^). 

Die  Kapitulationen  wurden  nur  zwischen  dem  Domkapitel  zu  Meißen 
und  dem  Kurfürsten  abgeschlossen.  (§  17  des  Wurzener  Reform  Vertrages 
vom  23.  Oktober  1864  ist  in  diesem  Punkte  irrtümlich.)  Das  Kollegiat- 
kapitel  zu  Würzen  war  nicht  Mitkontrahent.  Aber  sie  erstreckten 
sich  auch  auf  dieses,  indem  darin  (Art.  7  der  Capit.  von  1581  u.  Art.  7 
der  Cap.  perpetua)  der  Kurfürst  ausdrücklich  zusicherte,  das  Stift  Würzen 
in  seinem  bisherigen  Stande  und  seine  Kanoniker  bei  ihren  Benifizien 
und  sonstigen  Rechten  zu  erhalten.  Hiermit  bekam  die  Rechtsstellung 
auch  dieses  Kapitels  im  Verhältnis  zum  Kurfürsten  und  neuen  Stifts- 
herrn eine  neue  Grundlage,  und  zwar  eine  doppelte. 

Jene  Vertragsschlüsse  zwischen  Domkapitel  und  Kurfürst  bezweckten 
nämlich,  wie  oben  gesagt  ist,  eine  Neuordnung  des  Hochstifts.  Sie  sollten 
also  für  dessen  Bereich  Recht  setzen,  Rechtssätze  schaffen  in  Ausübung 
einer  durch  das  Papsttum  nicht  mehr  gebundenen  autonomen  Satzongs- 
gewalt.  In  diesen  Bereich  gehörte  auch  das  dem  Bistum  und  Hocbstift 
Meißen  als  besonderer  Stiftsstand  untergeordnete  Kollegiatstift  Würzen. 
Folglich  vermochten  jene  Vertragsschlüsse  auch  für  dieses  Stift  und  sein 
Kapitel  wirksame  Rechtssätze  zu  schaffen. 

Es  erlangte  das  Kapitel  zu  Würzen  aus  jenen  Vertragsschlüssen 
(den  Kapitulationen)  aber  auch  seinerseits  als  Körperschaft  Vertrags- 
rechte gegenüber  dem  Kurfürsten  und  neuen  Stiftsherrn ,  obwohl  es 
dabei  nicht  als  Kontrahent  beteiligt  war ,  kraft  der  Wirkung ,  welche 
Verträge  zugunsten  eines  Dritten  unmittelbar  für  diesen  haben  können. 
An  einer  solchen  vollen  Wirksamkeit  der  Verträge  zugunsten  Dritter 
war  damals  kein  Zweifel  ^^^) ,    wobei  zwischen  öffentlich-rechtlichem  und 

^2*)  Siehe  oben  S.  13f.  Es  ist  daher  nicht  einmal  richtig,  was  in  den  Landtags- 
verhandlungen von  1848  der  Bericht  der  3.  Deputation  der  II.  Kammer  vom  18.  Juli 
1848  sagte,  daß  spätestens  infolge  der  perpetuierlichen  Kapitulation  die  „volle"  Landes- 
hoheit über  das  Stift  auf  das  Kurhaus  Sachsen  übertragen  worden  sei.  (Landtagsakten 
1848  Beil.  zur  3.  Abt.  S.  126.)    Vgl.  oben  S.  26. 

***)  Folglich  ist  auch  nicht  von  vornherein  jede  Möglichkeit  auszuschließen,  daß 
daa  Kapitel  heute  Rechte  habe,  die  in  der  katholischen  Zeit  nicht  ihm  selbst,  sondern 
dem  jeweiligen  Bischof  von  Meißen  zustanden. 

»»«)  0.  V.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  HI,  S.  384,  386  f. 
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privatrechtlicliem  Vertrag,  wie  überhaupt  in  einer  Zeit,  in  der  über 
öffentliche  Gewalt  bekanntlich  in  privatrecbtlicher  Art  verfügt  wnrde, 
kein  Unterschied  bestand.  In  der  Folgezeit,  zumal  in  den  Verhandlungen 
des  19.  Jahrhunderts,  ist  in  dieser  Hinsicht  niemals  die  Gleichheit  des 
Rechtsverhältnissse  der  beiden  Kapitel  zum  Kurfürsten -König  und  Stifts- 
herrn bestritten  worden. 

In  dem  Vertragsinhalt  der  Kapitulationen  lagen,  wie  wir  sahen, 
ohne  scharfe  Trennung  weltliche  Eegierungsrechte  und  geistliche,  d.  li. 
evangelisch  -  lutherisch  -  kirchliche  Regierungsrechte  über  die  Stiftslande 
und  Stiftsverwandten  einerseits  und  körperschaftliche  Verwaltungsrechte 
andererseits.  Daran  rüttelte  bereits ,  ohne  doch  etwas  Wesentliches  zu 
ändern,  das  kurfürstliche  Dekret  vom  17.  März  1666,  indem  es  die  Stifts- 
stände der  erbländischen  Landschaft  zuteilte,  innerhalb  deren  sie  immerhin 
noch  bis  zur  Verfassung  vom  4.  September  1831  ein  „eigenes  Corpus" 
mit  besonderen  Stellen  in  den  ritterschaftlichen  Ausschüssen  bildeten  ^^'^). 
Dagegen  bedeutete  einen  entscheidenden  Wandel  die  Aufhebung  der  Stift 
Meißnischen  Regierungsbehörden  zu  Würzen  durch  die  Deklaration  des 
Königs  Friedrich  August  I.  vom  16.  Dezember  1818  ^^^).  Sie  erfolgte  nach 
vorheriger  Einigung  mit  dem  Domkapitel ,  also  auf  Grund  einer  ver- 
traglichen Änderung  der  perpetuier liehen  Kapitulation,  was  später 
auch  bei  der  Kapitulationserneuerung  durch  König  Anton  im  Einrücken 
der  Deklaration  in  die  Erneuerungsurkunde  vom  19.  Mai  1828  seinen 
Ausdruck  fand  ^^^).  Hatten  auch  vorher  schon  Stiftsregierung  und  Stifts- 
konsistorium als  „Kur sächsische"  Behörden  gearbeitet  und  ihre  Expedituren 
im  Namen  des  Kurfürsten ,  und  nicht  des  Stifts ,  herausgegeben  ^^^) ,  so 
wurden  doch  damals  erst  die  Stiftsuntertanen  vollständig  aus 
dem  Herrschaftsbereich  des  Stifts  ausgegliedert  und  der  nun  in  b e z u g 
auf  sie  in  kein  er  Weise  mehr  gegenüber  demDomkapitel 
vertraglich  gebundenen  landesherrlichen  Gewalt  des  Königs  unter- 
stellt. Er  hörte  für  sie  auf  „Stiftsherr"  zu  sein.  Erst  jetzt  wurden 
sie  endgültig  und  restlos  dem  Staate  einverleibt,  man  kann  sagen :  völlig 
säkularisiert.  Das  galt  in  erster  Linie  für  die  weltliche  Regierung,  dann 
aber  auch  für  die  „Konsistorialsachen",  die  kirchliche  Regierung,  d.  h. : 
Die  Stiftsuntertanen  unterfielen  nunmehr  ohne  Besonderheit  dem 
landesherrlichen  Kirchenregiment  über  Staats-  und  Landeskirche  (und 
zwar  dem  Konsistorium  zu  Leipzig). 

Erlitt  somit  der  Vertragsinhalt  die  erheblichste  Kürzung,  so  ge- 
schah doch  dadurch  „im  übrigen",  wie  es  in  der  Deklaration  selbst  heißt, 

"')  Siehe  oben  S.  14  und  S.  19. 
"8)  Darüber  ausführlich  oben  S.  171 
"»)  Siehe  oben  S.  19. 

^^)  Christian  Schöttgen,  Historie  der  Chur- Sächsischen  Stiffts  -  Stadt  Wurtzen 
(Leipzig  1717)  S.  211,  227. 


t 
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,,deii  dem  Stifte  und  dem  Dom-Capitnl  zu  Meißen  capitulationsmäßig  zu- 
stehenden Eechten  kein  Eint^ag^^  Die  „Eigentümlichkeiten  der  stiftischen 
Verfassung''  sollten  ausgesprochenermaßen  erhalten  bleiben.  Jene  Einbuße 
nahm  daher  dem  Domkapitel  auch  nicht  seine  Eigenschaft  als  Körperschaft 
()fientlichen  Rechtes.  Dieses  näherte  sich  nur  der  Linie  des  Wurzener 
Kapitels,  das  ja,  weil  niemals  Anteilseigener  an  stiftischen  Regie rungs- 
rechten,  durch  die  Deklaration  vom  16.  Dezember  1818  überhaupt  nicht 
betroffen  worden  war. 

Vielmehr  erlangte  diese  Rechtstellung  des  Domkapitels  außer  der 
bisherigen  vertragsrechtlichen  jetzt  noch  dadurch  eine  staatsrecht- 
liche Anerkennung ,  daß  die  Zusicherung  ihrer  ferneren  Erhaltung  in 
die  ..auf  allerhöchsten  Befehr*  der  Gesetzsammlung  (1819  S.  9  ff.)  ein- 
verleibte Bekanntmachung  des  königlichen  Kommissars  vom  30.  Dezember 
1818  ausdrücklich  aufgenommen  wurde  *^^).  Und  wenn  1831  innerhalb  der 
Vorverhandlungen  zwischen  dem  König  und  den  Ständen  über  die  Staats- 
verfassung die  Fortgeltung  der  ,,capitulationsmäßigen  Rechte  und  Frei- 
heiten*' wenigstens  bis  zur  Durchführung  einer  „zeitgemäßen  Modification" 
zugesichert  wurde ,  so  lag  auch  darin  eine  staatsrechtliche  An- 
erkennung der  öffentlichrechtlichen  Persönlichkeit,  dieses  Mal  noch  in 
bedeutenderem  Zusammenhange  und  in  solennerer  Form  (Dekret  des  Königs 
selbst  und  des  Mitregenten  vom  1.  März  1831),  ganz  abgesehen  von  den 
in  §  63  Ziff.  2  und  11  der  Verfassungsurkunde  von  1831  den  Stiftern 
eingeräumten  beiden  Sitzen  in  der  I.  Kammer  i^*).  Eine  Wiederholung 
dieser  staatsrechtlichen  Anerkennung  ist  in  dem  aus  dem  „Ge- 
samtministerium" an  das  Domkapitel  ergangenen  Bescheide  des 
Königs  Friedrich  August  II.  vom  19.  Dezember  1838  ^^^a)   zn   erblicken. 

Die  Reformverträge  von  1859/60  und  1864  betrafen  die  Zusammen- 
setzung und  die  Finanzgebarung  der  Kapitel ,  berührten  aber  nicht  die 
nach  wie  vor  auf  der  perpetuierlichen  Kapitulation  beruhende  Außen- 
stellung der  Kapitel  ^3').  Gerade  ihr  aber  trug  die  Bekanntmachung  des 
Kultusministeriums  vom  12.  Januar  1909  (GVBl.  S.  59  f.)  Rechnung, 
indem  sie  die  statutarischen  Bestimmungen  über  die  Zusammensetzung 
und  die  Art  der  Rechts  Vertretung  der  Kapitel  und  die  Voraussetzungen, 
unter  denen  ihre  Urkunden  „den  öffentlichen  Urkunden  gleich zuachten'^ 
„zur  Nachachtung  der  Beteiligten"  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt 
öffentlich  bekannt  machte. 

Endlich  hat  auch  die  Staatsumwälzung  von  1918  unter  Wegfall 
des  Königs  als  Stiftsherrn  an  dem  Fortbestand  der  Kapitel  und  ihrer 
Eigenschaft  als  öffentlichrechtlicher  Körperschaften  nichts  ändern  können. 

»i)  Siehe  oben  S.  17  f. 

»")  Das  Nähere  oben  S.  20  f. 

"»»)  Abgedruckt  unten  im  Anhang.    Siehe  oben  S.  28  N.  98. 

'")  Siehe  oben  S.  33  f. 
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Hierfür  darf  die  an  anderer  Stelle  (unten  §  14)  zu  entscheidende  Frage 
nach  dem  jetzigen  Schicksal  der  stiftsherrlichen  Rechte  noch  außer 
Betracht  bleiben.  Denn  würde  man  sich  auf  den  Standpunkt  stellen, 
daß  diese  Rechte  auf  den  jetzigen  Inhaber  der  obersten  Regierungsgewalt 
im  Freistaat  Sachsen,  das  Gesamtministerium,  übergegangen  seien,  so 
bliebe  für  die  Kapitel  die  vertragsrechtliche  Grundlage  ihrer  Rechts- 
stellung ebenso  wie  deren  staatsrechtliche  Anerkennung  unberührt.  Nähme 
man  dagegen  an,  daß  die  auflösende  Bedingung,  die  in  der  Postulatio 
perpetua  vom  15.  Juni  1663  gesetzt  und  in  dem  kurfürstlichen  Revers 
vom  gleichen  Tage  angenommen  worden  war  (der  „gänzliche  Abgang 
des  Kurhauses")  ^^*),  eingetreten  sei  und  deshalb  die  stiftsherrlichen  Rechte 
zur  Zeit,  bis  zu  ihrer  Erneuerung  durch  neue  Postulation,  erloschen  seien, 
so  wäre  an  dem  Fortbestand  der  Kapitel  und  ihrer  öffentlichrechtlichen 
Persönlichkeit  ebenso  wenig  etwas  geändert.  In  diesem  Falle  würden  den 
Kapiteln  heute  die  Rechte  der  öffentlichen  Körperschaft  in  Gemäßheit 
des  Art.  137  Abs.  5  Satz  1  der  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919, 
nämlich  in  dem  Rahmen  der  evangelisch-lutherischen  Landeskirche  Sachsens 
als  ihres  „Muttergemeinwesens''  (Otto  Mayer,  Deutsches  Verwaltungs- 
recht, Band  II,  2.  Aufl.,  S.  590),  gewahrt  sein,  wie  aus  dem  Folgenden 
sich  ergeben  wird.  » 

§  13- 
2.  Die  beiden  Kapitel  sind  Körperschaften  mit  kirchlichen  Zwecken. 

Dies  war  für  die  katholische  Zeit  selbstverständlich. 
Aber   auch   die  Kapitulation   von  1581  erhielt  dies  aufrecht.     Nur 
die  Lehre,  der  die  Stifter  dienen  sollten,  war  verändert.    Die  Kapitulation 
bezeichnet  in  ihrer  Einleitung  selbst  als  Zweck  der  An-  und  Aufnahme 
in  commendam: 

„furnehmlich   domit   ermeltes    stifft  in  seinem  standt  erhalten  unnd 
die  reine  lähr  göttlichs  worts,    dorauf  die  Augspurgische  confession 
gegründet,  dorinnen  fortgepflantzet,  die  unterthanen  auch  bey  gleich 
unde  recht  geschützt  unnd  handgehabt  werden  möchten"  ^^^). 
Den   gleichen  Zweck   —   Erhaltung    „bei   der   wahren  christlichen  Reli- 
gion" —  hebt  die  Einleitung  der  perpetuierlichen  Kapitulation  von  1663 
hervor.     Art.  2  und  3   der  beiden  genannten  Kapitulationen  nehmen  die 
Durchführung  des   Gottesdienstes   in   der  Domkirche   und  die 
Sicherung  der  vom  Domkapitel   zu  verwaltenden  Fabrica  für 
die  Erhaltung  des  Domes  in  Bedacht.    In  den  Verhandlungen  vom 
Jahre  1662   wurde  von  Seiten  des  Kurfürsten,   was  „auf  eine  Säkulari- 
sierung  des  Stiftes   zielen"    würde,   weit   abgewiesen  und  „dem  eifrigen 


13*)  Darüber  oben  S.  12. 

i«5)  Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  II  3  Nr.  1487  S.  409. 
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Trachten"  Ausdruck  gegeben,  daß  „die  forma  dieses  geistlichen 
corporis  in  beständigen  guten  Wesen  erhalten"  und  die  Einkünfte 
„allenthalben  zu  Gottes  Ehren,  zu  Auferbauung  (der)  Kirchen  und  Schulen, 
zu  besserer  Institution  und  Unterhaltung  des  dürftigen  Adels  im  Lande 
nach  Konformität  der  Fundation  gebrauchet  und  angewendet  werden 
möchten"  ^^^). 

Christian  Ludwig  Stieglitz  d.  J.,  Das  Recht  des  Hochstifts  Meißen 
und  des  Kollegiatstifts  Würzen  usw.  S.  14,  38  f.,  51,  nimmt  freilich  eine 
esentliche  Änderung  in  der  Zweckbestimmung  der  Kapitel  und  ihrer 
ermögenseinkünfte  an  und  weist,  um  dies  zu  begründen,  auf  die  Tat- 
sache hin,  daß  noch  vor  der  Kapitulation  von  1581  ein  sehr  großer  Teil 
der  Stift-Meißnischen  Güter  und  Einkünfte  losgetrennt,  in  das  besondere 
unter  Ausschluß  des  Kapitels  verwaltete  Amt  der  „Prokuratur  der 
(v)erledigten  Lehen  zu  Meißen  geschlagen  und  ganz  und  gar  zu  milden 
Sachen",  d.  h.  zur  Unterhaltung  von  evangelisch  -  lutherischen  Kirchen 
und  Schulen  (St.  Afra!),  bestimmt  worden  sind.  Das  ist  richtig.  Dieses 
Amt  der  „ Prokuratur ~  besteht  ja  heute  noch.  Die  Kapitulation  von  1581 
nimmt  in  Art.  6  (vgl.  auch  Art.  10)  selbst  darauf  Bezug  und  erklärt, 
daß  daran  nicht  gerührt  werden  solle  ^^').  Richtig  ist  ferner ,  worauf 
Stieglitz  gleichfalls  hinweist ,  daß  auch  in  Würzen  ein  Jahr  vor  der 
Kapitulation  eine  Auseinandersetzung  stattgefunden  hat,  die  einen  Teil 
der  Einkünfte  des  dortigen  Kollegiatkapitels  zur  Besoldung  von  Kirch- 
und  Schuldienern  der  nun  auch  in  der  Stiftskirche  endgültig  eingeführten 
Lehre  Augsburgischer  Konfession  heranzog ,  nämlich  in  einem  1580 
zwischen  dem  Bischof  Johann  IX. ,  dem  Stiftskapitel  und  dem  Rat  der 
Stadt  Würzen  geschlossenen  Vertrage  ^^^).  Stieglitz  S.  14  f.,  25  schließt 
nun  aber  daraus,  daß  durch  diese  großen  Einbußen,  sozusagen,  eine  Ab- 
lösung der  kirchlichen  Zwecke  bewirkt  worden  sei  und  der  Restbestand 
an  stiftischen  Einkünften  den  Kapiteln  zur  freien  Disposition  habe  ver- 
bleiben sollen.  Deshalb  seien  die  Kapitel  damals  „freie"  Korporationen, 
„unter  gänzlicher  Aufgebung  und  Beseitigung  der 
früheren  kirchlich-religiösen  Zwecke",  geworden  und  dies 
auch  fernerhin  geblieben.  Diese  Auffassung  ist  dann  auch  gelegentlich 
von  den  Kapiteln  selbst  in  den  Reformverhandlungen  des  19.  Jahrhunderts 
vertreten  worden  ^^^).  Sie  könnte  vielleicht  auch  aus  Richter-Dove-Kahl, 
Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechts,  8.  Auflage, 
S.  528  herausgelesen  werden ,  wo  es  heißt ,  daß  die  evangelischen 
Kapitel  „keine  Idee  in  sich  trügen,  durch  deren  Verwirklichung  sie  sich 
als   lebensvolle  Teile   der  Kirchenverfassung   erweisen    könnten,   sondern 

»•«)  Das  Nähere  oben  S.  11. 

»')  Siehe  oben  S.  9. 

'«»)  Siehe  oben  S.  7  N.  30. 

••»)  Siehe  oben  S.  14  N.  50,  auch  S.  25. 
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lediglicli  Korporationen  seien ,  die  unter  kanonischen  Formen  ihren 
Mitgliedern  bestimmte  Einkünfte  gewähren",  wofern  wirklich  damit,  was 
zu  bezweifeln ,  nicht  bloß  der  tatsächliche  Zustand ,  sondern  eine  Ver- 
änderung der  Rechtsnatur  der  Kapitel  gemeint  sein  sollte. 

Jener  Auffassung  kann  nicht  zugestimmt  werden. 
Mit  Recht  hat  das  Kultusministerium  in  den  erwähnten  Verhandlungen 
dagegen  Stellung  genommen  ^^^).  Es  liefe  in  der  Tat  auf  eine  Verwelt- 
lichung der  Kapitel  hinaus,  auf  eine  „Säkularisierung"  nicht  für  Staats-, 
sondern  Privatzwecke.  Gegen  eine  grundsätzliche  R  e  c  h  t  s  änderung  in 
solchem  Sinne  streitet  zunächst  die  Vermutung;  man  wahrte  im  Jahre 
1581  doch  gerade  nach  Möglichkeit  das  kanonische  Recht.  Gegen  sie 
streitet  aber  auch  der  oben  erwähnte  Inhalt  der  Kapitulationen  und  ihrer 
Vorverhandlungen.  In  bezug  auf  das  Fabrica  -  Einkommen  des  Kapitels 
verbot  sich  eine  solche  Rechtsänderung  ohnedies  von  selbst;  in  bezug 
auf  dieses  mußte  ja  das  Kapitel  in  seiner  Verwaltung  und  Verwendung, 
wie  es  auch  der  Art.  3  ausspricht,  an  den  kirchlichen  Zweck  (Erhaltung 
des  Kirchengebäudes)  gebunden  bleiben  und  konnte  es  nicht  zur  „freien" 
Korporation  werden.  In  bezug  auf  das  Präbendenvermögen  war  aller- 
dings die  Gegenleistung  der  Kapitularen  in  Gestalt  der  Ausübung  der 
kirchlichen  Funktionen,  des  Chor-  und  Altardienstes,  mit  der  Annahme 
der  lutherischen  Lehre  fortgefallen  und  dadurch  tatsächlich  die  Kapitels- 
mitgliedschaft zur  reinen  Sinekure  geworden.  Das  allein  konnte  aber 
noch  nicht  eine  Änderung  im  rechtlichen  Wesen  des  Kapitels  als  Korpo- 
ration, wie  sie  Stieglitz  im  Sinne  hat,  herbeiführen. 

Es  lag  darin  in  der  Tat  nicht  sehr  viel  anders ,  als  bei  den 
katholisch  gebliebenen  deutschen  Kapiteln.  Das  Erfordernis  adliger 
Geburt  galt  auch  in  diesen  Kapiteln  nach  allgemein  verbreitetem 
Statutarrecht  ^*^).  Es  stammte  ja  auch  in  Meißen  aus  der  katholischen 
Zeit.  Ein  päpstliches  Privileg  von  1476  hatte  es  dort  zur  festen  Regel 
gemacht  ^*^).  Wenn  also  in  den  Vorverhandlungen  zur  perpetuierlichen 
Kapitulation,  wie  wir  oben  sahen,  außer  Gottes  Ehre  und  Auferbauung 
der  Kirchen  und  Schulen  die  „bessere  Institution  und  Unterhaltung  des 
dürftigen  Adels  im  Lande"  als  Zweck  der  stiftischen  Einrichtungen  be- 
zeichnet wurde,  so  blieb  man  nur  in  den  alten  Bahnen  der  katholischen 
Zeit  ^^3).  Ebenso  war  der  sonstige  Zuschnitt  auf  den  Pfründengenuß, 
vor   allem    die   ominöse  Erteilung  von  Exspektanzen  für  künftig  vakant 


1")  Siehe  oben  S.  14. 

^*^)  Hinschius,  a.  a.  0.  II  S.  67;  Aloys  Schulte,  der  Adel  und  die  deutsche  Kirche 
im  Mittelalter  (Kirchenrechtliche  Abhandlungen,  herausgeg.  von  Ulrich  Stutz,  Heft  63 
u.  64),  1910;  Hans  Erich  Feine,  Besetzung  der  Reichsbistümer  vom  Westfälischen  Frieden 
bis  zur  Säkularisation  (ebenda,  Heft  97  u.  98),  1921,  S.  13  ff. 

^^•^)  Siehe  oben  S.  4.       ' 

'«)  Schulte,  a.  a.  0.  S.  235 ff.;  Feine,  a.  a.  0.  S.  22. 
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werdende  Kapitelsstellen  und  das  Recht  der  optio  curiarum  ^**) ,  wie  sie 
in  Art.  6  und  7  der  beiden  Kapitulationen  wiederkehren,  ferner  die  Ein- 
richtung der  Professorenpfründen,  die  übrigens  auch  heute  noch  in  Preußen 
auf  Grund  der  Bulle  De  salute  animarum  in  den  katholischen  Domkapiteln 
von  Münster  und  Breslau  besteht^*'),  und  manches  andere,  ein  Erbstück 
aus  der  katholischen  Zeit.  Alle  diese  Dinge  haben  sich  ganz  ebenso  in 
den  katholischen  Kapiteln  bis  in  den  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  er- 
halten und  haben  dort  die  Erfüllung  der  kirchlichen  Verpflichtungen  der 
Kapitularen,  die  ganz  oder  zu  einem  erheblichen  Teil  auf  Vikare  ab- 
geschoben wurde,  außerordentlich  zurücktreten  lassen  ^*^).  Man  vergleiche 
nur  etwa  die  bei  Ebert,  Der  kirchenrechtliche  Territorialismus  in  Bayern 
im  Zeitalter  der  Säkularisation,  1911  (Schriften  der  Görres-Gesellschaft, 
Sektion  für  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  Heft  9),  S.  57  ff.  mitgeteilten 
Äußerungen  alter  adliger  Domherren,  die  den  Eintritt  in  die  im  19.  Jahr- 
hundert restaurierten  und  reformierten  katholischen  Domkapitel  mit  der 
Begründung  ablehnten,  daß  sie  „Theologie  nie  gehört  und  vom  iure 
canonico  Gebrauch  zu  machen ,  in  40  Jahren  keine  Gelegenheit  gehabt" 
oder  daß  sie  „außer  der  hergebrachten  Ahnenprobe"  keine  Erfordernisse 
in  ihrer  Person  zu  erfüllen  gehabt  hätten.  Es  war  also,  was  den  tat- 
sächlichen Zustand  anlangt,  der  Unterschied  zwischen  den  evangeli- 
schen und  den  katholischen  Kapiteln  nicht  sehr  erheblich.  Hatte  doch 
der  Westfälische  Friede  sogar  gemischte  Kapitel  mit  einem  Nebeneinander 
von  katholischen  und  evangelischen  Kapitelsstellen  aufrecht  erhalten  ^*^), 
wovon  ja  auch  Sachsen  in  Bautzen  in  Gestalt  der  dortigen  evangelischen 
Propstei  noch  einen  Rest  bisher  bewahrt  hat. 

Ebensowenig,  wie  man  nun  um  deswillen  den  katholischen  Kapiteln 
den  Rechts  Charakter  von  kirchlichen  Korporationen  absprach,  darf 
man  dies  bei  den  evangelischen  Kapiteln  von  Meißen  und  "Würzen  tun 
lind  sie  mit  Stieglitz  seit  den  Kapitulationen  zu  „freien",  d.  h.  an  keinerlei 
kirchliche  Zwecke  rechtlich  gebundenen,  Korporationen  stempeln.  Es 
galt  und  gilt  vielmehr  für  sie  dasselbe,  was  das  Allgemeine  Landrecht 
für  die  preußischen  Staaten  vom  5.  Februar  1794  in  Teil  11  Titel  11 
§  1218  bestimmt: 

„Die  protestantischen  Stifte  und  Klöster  haben,  vermöge  ihres  Ur- 
sprungs und  Fundation,  die  Rechte  der  geistlichen  Gesellschaften"  "^). 

1")  Hinschius,  a.  a.  0.  II  S.  691,  615  f. 

1")  Siehe  oben  S.  4,  dazu  Hinschius  II  S.  74  f.,  83. 

'*«)  Darüber  Hinschius,  a.  a.  0.  II  S.  77  flf. 

^*')  Hinschius,  a.  a.  0.  II  S.  68  f.;  Feine,  a.  a.  0.  S.  28  u.  53.  Dazu  jetzt  noch 
Feine  in  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  Kanonistische  Abteilung 
Bd.  42  S.  442:  Auch  in  dem  protestantischen  Fürstbistum  Lübeck  gab  es  vier  katholische 
Domherrenstellen. 

"^)  Vgl.  für  die  sächsischen  Stifter  die  in  diesem  Punkte  richtigen  Ausführungen 
bei  Finder,  über  die  evangelischen  Dom-  und  KoUegiatkapitel  in  Sachsen,  1920,  S.  45 f.,  52 fi. 
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Es  handelte  sich  bei  ihnen  wie  bei  den  katholischen  Kax)iteln  um  eine 
Erstarrung  der  ursprünglichen  Zweckbestimmung,  eine  Einschrumpfung 
der  officia  und  eine  Verschiebung  zugunsten  der  Eigenrechte  und  des 
ökonomischen  Nutzens  der  Mitglieder,  der  beneficia,  wie  sie  auch  ander- 
wärts (z.  ß.  bei  den  Handwerkerinnungen)  im  Spätmittelalter  und  in  der 
folgenden  Zeit  eingetreten  ist  ^*^). 

Das  19.  Jahrhundert  hat  hierin  Remedur  geschaffen.  Den  katho- 
lischen Domkapiteln  in  Deutschland  haben  Staat  und  Kirche  eine  neue 
Ordnung  gegeben,  zum  großen  Teil  nach  staatlicher  Säkularisierung  ihrer 
Pfründengüter  und  unter  fixierter  staatlicher  Dotation  der  Kapitelsstellen 
in  Konkordaten  (Bayern)  oder  Kombinationen  von  Zirkumskriptionsbullen 
und  Staatsgesetzen  ^^^).  Die  römische  Kirche  hat  sie  dann  ganz  und  gar 
den  kirchlichen  Zwecken  unterstellt  und  die  Kapitelsstellen  wieder 
vollständig  und  ausschließlich  als  Kirchenämter  in  ihren  Verfassungs- 
organismus eingebaut  (Codex  iuris  canonici  Can.  391  ff.).  Die  evangeli- 
schen Stifter  und  Klöster  hat  man  anderwärts  aufgehoben  und  ihre 
Güter  für  den  Staat  säkularisiert,  so  in  Preußen  durch  das  Edikt 
vom  30.  Oktober  1810  für  den  damaligen  Umfang  der  Monarchie 
(Gresetzsammlung  für  die  Königlichen  Preußischen  Staaten  S.  32)  ^^^).  In 
Sachsen  hat  man  zwar  ein  Grleiches  gegenüber  den  Stiftern  zu  Meißen 
und  Würzen  nicht  getan.  Diesen  letzten  Schritt  zu  tun,  davon  hielt  die 
sächsischen  Könige  immer  wieder  die  Vertragstreue ,  die  sie  der  per- 
petuierlichen  Kapitulation  zollten,  zurück.  Aber  die  ..zeitgemäße  Modi- 
fikation", welche  das  die  Verfassungsvorlage  begleitende  königliche  Dekret 
vom  1.  März  1831  zum  ersten  Male  auf  das  Tapet  brachte,  ist,  unter 
dem  wiederholten,  starken  Druck  des  Landtags,  in  überaus  schwierigen 
und  langwierigen  Verhandlungen  des  Stiftsherrn  mit  den  beiden  Kapiteln 
schließlich  doch  bis  zu  den  Reform  vertragen  vom  15.  Dezember  1859  / 
25.  Februar  1860  und  vom  23.  Oktober  /  28.  November  1864  mit  dem 
Nachtrag  vom  29.  April  1899  gediehen  ^^2).  Jene  Verhandlungen  sind 
für  die  Frage   der  Rechtsnatur   der   beiden  Kapitel  besonders  lehrreich. 

Die  erste  i^nregung  im  Landtag  (Antrag  von  Miltitz  1833)  nahm 
die  „Wieder  an  Wendung  der  stiftischen  Einkünfte  zu  Kirchen-  und  Schul- 
zwecken" zum  Ziele.  Der  Beschluß  der  II.  Kammer  vom  6.  September 
1834.  dem  die  I.  Kammer  nicht  beitrat,  ersetzte  dies  durch:  „Verwendung 


149)  Ygl.  auch  Otto  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  Bd.  1  S.  852  ff. 

150)  Hinschius  II  S.  81  ff. 

151)  Die  Stifter  zu  Merseburg,  Naumburg  und  Zeitz,  die  erst  1815  an  Preußen  fielen, 
bestehen  heute  noch,  das  Domkapitel  zu  Brandenburg  wurde  später  wieder  hergestellt. 
Vgl.  dazu  Johannes  Niedner,  Die  Ausgaben  des  preußischen  Staats  für  die  evangelische 
Landeskirche  (Kirchenrechtliche  Abhandlungen,  herausgeg.  von  Ulrich  Stutz,  Heft  13  u.  U), 
1904,  S.  160ff.,  170  N.  2. 

1»»)  Siehe  die  ausführliche  Darstellung  oben  S.  22  ff. 
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für  Kirchen  und  Unterrichtsanstalten  des  gesamten  Vaterlandes".  Der 
in  die  Ständische  Schrift  vom  27.  November  1837  übernommene  Beschluß, 
auf  den  sich  schließlich  beide  Kammern  vereinigt  hatten,  stellte  nur  „auf 
eine  zweckmäßigere  Art"  der  Verwendung,  „jedoch  mit  Sicherstellung 
des  Bestehens  der  Stifter"  ab ,  wofür  der  Land  tagsabschied  des  Königs 
Friedrich  August  II.  vom  3.  Dezember  1837  (Ziff.  II  23)  einsetzte:  „auf 
eine  stiftungsgemäße  Art".  In  diesem  Sinne  eröffnete  denn  auch  das 
Kultusministerium  durch  Erlaß  vom  5.  Juli  1839  die  Verhandlungen  mit 
den  Stiftern,  die  ihm  vom  König  aufgetragen  wurden.  Damit  das  stifti- 
sche Einkommen  „seiner  ursprünglichen  Bestimmung  nach  für  Kirche 
und  Schule"  verwendet  würde,  sollte  die  Stiftsfähigkeit  anders  als  bisher 
gestaltet  werden;  sie  sollte  nur  Personen  zukommen,  „die  hauptsächlich 
für  die  evangelisch-lutherische  Kirche  oder  für  die  evangelisch-lutherischen 
Lehranstalten  tätig  sind". 

In  dem  zweiten,  mit  dem  außerordentlichen  Landtag  von  1848  ein- 
setzenden Stadium  steuerte  man  geradenwegs  auf  die  Aufhebung  der 
Stifter  los,  die  zweite  Kammer  sogar  auf  die  Säkularisierung  ihrer  Ein- 
künfte zu  Staatszwecken ,  für  die  Volksschulen  in  ihrer  Eigenschaft  als 
Staatsanstalten.  Die  3.  Deputation  der  I.  Kammer  lehnte  dieses  aber 
aus  Rechtsgründen  ab,  eben  wegen  der  kirchlichen  Natur  und  der  kirch- 
lichen Zwecke  der  Stifter.  Es  sei  Sache  .,der  obersten  Kirchen- 
gewalt", den  Stiftern,  wenn  nötig,  .,eine  andere  Gestalt,  ihren  Ein- 
künften eine  andere  Verwendung,  jedoch  natürlich  nur  immer  wieder 
eine  solche  zu  geben ,  durch  welche  wiederum  den  Zwecken  der 
Kirche,  auf  eine  der  Zeit  angemessene  Weise,  gedient  werde".  Des- 
halb würden  „die  wegen  Aufhebung  der  Stifter  zu  ergreifenden  Maß- 
regeln von  den  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsministern  ausgehen 
müssen".  Der  Staat  erscheine,  darauf  unter  Umständen  zu  dringen, 
nur  von  der  Seite  seines  Oberaufsichtsrechtes  über  die 
Kirche  (ins  circa  sacra)  her  befugt,  und  er  könne  die  Verwendung  des 
stiftischen  Vermögens  zu  einem  anderen  ähnlichen  Zwecke  gemäß  §  60 
Verf.-Urk.  von  1831  nur  mit  Zustimmung  der  „Beteiligten",  das  sei 
hier  die  Kirche  selbst,  betreiben  ^'^^).  Deswegen  rechnete  das  Gut- 
achten der  Deputation  nur  mit  einer  Verwendung  „zunächst  für  den 
Zweck  der  evangelisch  -  protestantischen  Landeskirche  und  nach  Belinden 
der  dieser  Konfession  angehörigen  Schulen".  Kam  es  nun  auch  nicht, 
weil  die  erste  Kammer  das  Hindernis  in  der  vertragsrechtlichen  Bindung 
gegenüber  den  Kapiteln  durch  die  perpetuierliche  Kapitulation  erblickte 
und  deshalb  erst  Klärung  der  Rechtslage  verlangte,  zu  einer  Beschluß- 
fassung über  die  Angelegenheit  im  Landtag,  so  vertrat  doch  das  Kultus- 
ministerium,   in    den    auf   eine  Entschließung   des   Königs    hin    an' 

'*»)  Landtagsakten  1848,  Beil.  zur  2.  Abt.  S.  250. 
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genommenen  Vertragsverhandlungen  mit  den  Kapiteln ,  hinsichtlich  des 
Verwendungszweckes  eben  dieselbe  Meinung.  Und  es  fand  das  Gleiche 
in  der  endgültigen  Fassung  des  Vertrages  über  die  Aufhebung  der  Stifter 
seinen  Ausdruck.     Denn  man  vereinbarte  darin: 

Das    Vermögen    der    aufgehobenen    Stifter    bildet     „eine    selb- 
ständige fromme  Stiftung". 

Nur  die  Verwaltung  geht  auf  den  Staat  über ;  aber  auch  auf  diese 
hat   die   oberste   Kirchenbehörde  Anspruch,  wenn  künftig 
eine   neue   Kirchen  Verfassung   der   evangelisch  -  lutherischen  Kirche 
die  Verwaltung   des    gesamten  Kirchen  Vermögens   in   die  Hand  der 
obersten  Kirchenbehörde   oder   der  Kirche  selbst  gibt. 
Das    Stiftsvermögen    „darf  unter    keinem   Verwände    zum 
Staatsvermögen  eingezogen  werden". 
Es  darf  für  keine  anderen  Zwecke  verwendet  werden,  als  mit  einem 
Teile  für  die  Universität  Leipzig  zur  Entschädigung  der  evangelisch- 
theologischen Fakultät,  mit  dem  Uebrigen  zum  Besten  der  evange- 
lischen Kirche  und  zum  Besten  der  Schule,    „solange  und  so- 
weit sie  nicht  von  der  Kirche  getrennt  wird"^'^*). 
Die  Kirchlichkeit  der  Zweckbestimmung   der  Stifter   war  also   selbst  in 
diesem  Vertrage ,    der   ihre  Aufhebung   bewirken   sollte ,   mit   aller 
wünschenswerten  Deutlichkeit  von  allen  Beteiligten  anerkannt.     Das  be- 
hält seinen  Beweis  wert,  obschon  der  am  5.  März  1851  vollzogene  Vertrag 
wegen  des  Unterbleibens  der  königlichen  Ratifikation  nicht  in  Kraft  trat. 
Davon  ist  man  erst  recht  nicht  im  dritten  Stadium,  das  nicht  mehr 
die  Auflösung,  sondern  die  Reform  der  Stifter  vorsah  und  mit  den  jetzt 
in  Geltung  stehenden  Reformverträgen  schloß,  abgegangen.     Namentlich 
zweierlei  wurde  erreicht. 

Erstens  eine  Änderung  in  der  Zusammensetzung  der  Kapitel. 
Die  Stiftsfähigkeit  wurde  nach  den  schon  im  ersten  Stadium  vom 
Ministerium  geäußerten  Wünschen  bestimmt.  Ohne  Unterschied  zwischen 
adliger  und  bürgerlicher  Herkunft  sollen  nur  Verdienste  um  die  evange- 
lisch-lutherische Kirche,  um  das  Unterrichts wesen,  um  die  Universität  die 
Befähigung  zum  Eintritt  geben.  Es  entsprach  einer  eigenen  Anregung  des 
Domkapitels  zu  Meißen,  daß  man  die  Befähigung  auf  verdiente  Männer, 
die  ein  höheres  Staatsamt  bekleidet  haben  oder  noch  bekleiden,  erstreckt 
hat  (vgl.  §  2  des  Meißener  Reform  Vertrages)  ^^^).  §  4  des  Wurzener 
Reformvertrages  hat  dann  ganz  allgemein  dafür  die  Worte  gesetzt: 
„oder  sich  überhaupt  um  den  Staat  verdient  gemacht  haben". 


iw)  Siehe  das  Nähere  oben  S.  29. 

^5ö)  Siehe  den  „Commissarisclien  Vortrag"  des  Herrn  von  Nostitz  und  Jänckendorf 
als  Meißener  Bevollmächtigten  d.  d.  Oppach,  den  4.  März  1856,  übpr  seine  mündlichen 
Verhandlungen  mit  dem  Ministerium  in  den  Wurzener  Akten,  Registrande  Nr.  817  Bl.  38b. 


—     49     — 

Es  läßt  sich  nicht  leugnen ,  daß  man  damit  aus  dem  vom  Minister  von 
Falkenstein  zunächst  richtig  ins  Auge  gefaßten  Rahmen  ^^^)  herausgetreten 
ist.  Aber  entscheidende  Bedeutung  kann  es  für  die  vorliegende  Frage 
nicht  haben  gegenüber  der  Tatsache,  daß  die  Verdienste  um  die  Kirche 
:•  selbst  in  beiden  Reforraverträgen  durchaus  in  die  erste  Linie  gestellt 
sind,  und  gegenüber  der  damals  tatsächlich  immer  noch  engen  Ver- 
bindung der  Landeskirche  mit  dem  Staat.  In  der  gleichen  Richtung  liegt 
es  auch,  daß  wenigstens  in  Meißen  (nicht  in  Würzen)  für  den  Eintritt 
in  das  Kapitel  der  Religionseid  vorgeschrieben  ist  und  die  Abgabe 
des  Versprechens ,  das  Wohl  der  evangelisch-lutherischen 
Kirche  nach  besten  Kräften  und  Wissen  zu  befördern  ^'^'j. 

Das  Zweite  war  die  Begrenzung  der  Zahl  und  der  Bezüge  der 
Kapitularen  und  die  Widmung  der  dadurch  gewonnenen  Überschüsse  von 
ilen  Einkünften  des  Präbendenvermögens  „zum  Besten  der  evange- 
lisch-lutherischen Kirche,  der  evangelisch-lutherischen 
Schulanstalten  und  der  Universität'*.  Auch  letztere  erschien 
dabei  in  konfessioneller  Färbung  wegen  ihrer  Beteiligung  mit  den  beiden 
theologischen  Domherren  stellen  und  wegen  ihres  früheren  ständischen  Platzes 
unter  den  ,, Prälaten'',  der  sich  ja  in  ihrem  Sitz  in  der  I.  Kammer  fort- 
gesetzt hatte,  ganz  abgesehen  von  der  Nachwirkung  ihrer  Vergangenheit 
als  einer  von  Haus  aus  kirchlichen  Veranstaltung  ^^^).  Von  den  Über- 
schüssen fließen  fixierte  Beträge  in  einen  vom  Kultusministerium  mit 
jener  Zweckbestimmung  verwalteten  „Stift  Meißen -Wurzener  Fonds",  an 
den  auch  Eigentum  und  Nutzung  des  Meißener  Kapitelshauses  über- 
gegangen ist,  während  über  den  etwaigen  Rest  das  Domkapitel  zu  Meißen 
„zum  Besten  der  angegebenen  Zwecke",  das  Kapitel  zu  Würzen  „zu 
außerordentlichen  Verwendungen  für  die  Domkirche  zu  Würzen,  Unter- 
stützung des  dortigen  Schulwesens  und  dgl."  zu  verfügen  hat.  (§  14  des 
Meißener,  §  13  des  Wurzener  Reform  Vertrages)  ^^^). 

So  ist  seit  der  Reform  das,  was  die  Kapitel  von  Rechtswegen  niemals 
zu  sein  aufgehört  hatten,  nämlich  Körperschaften  zu  kirchlichen  Zwecken, 
praktisch  wieder  stärker  hervorgetreten.  Mit  Recht  weist  man  darauf 
hin,  daß  ihre  Pflicht  zur  baulichen  Erhaltung  des  Doms  zu  Meißen  eines- 
teils und  der  Stiftskirche  zu  Würzen  anderenteils  ^^^)  alle  verfügbaren 
Stiftsmittel  in  Anspruch  nehme.  Das  ist  jetzt  ihre  kirchliche 
Hauptpflicht   geworden,   deren  Erfüllung  unter  den  gegenwärtigen 

**«)  Siehe  die  , Vertrauliche  Erwiderung*  d.  d.  Dresden  am  .  .  .  März  1855  in  den 
Wurzener  Akten  Nr.  813  Bl.  54  b. 

»')  Siehe  oben  S.  34. 

"*)  Siehe  dazu  Otto  Mayer,  Sächsisches  Staatsrecht  S.  116  Anm.  5  und  Denselben, 
Deutsches  Verwaltungsrecht  Bd.  II,  2.  Aufl.,  S.  609. 

"»)  Siehe  oben  S.  35  unter  f. 

»«•)  Siehe  oben  S.  35  unter  g  und  S.  36  unter  h. 
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Geld  Verhältnissen   besonders   schwierig   ist   und  für  sie  die  Erschließung 
neuer  Wege  zur  Beschaffung  weiterer  Mittel  nötig  machen  wird. 

Waren  vor  der  Staatsumwälzung  von  1918  die  Kapitel  Körper- 
schaften des  öffentlichen  Rechts  (siehe  oben  §  12)  für  kirchliche,  evange- 
lisch-lutherische Zwecke,  so  gehörten  sie  mit  ihrer  Rechtspersönlichkeit 
in  den  weiteren  Rahmen  der  evangelisch  -  lutherischen  Landeskirche 
Sachsens.  Sie  standen  zu  ihr  im  Verhältnis  öffentlicher  Verbandspersonen 
zu  ihrem  „Muttergemeinwesen".  Otto  Mayer ,  Deutsches  Vei- 
waltungsrecht  Bd.  II,  2.  Aufl.,  S.  589  f.  hat  Ausdruck  und  Begriff  geprägt 
für  sein  System  der  „rechtsfähigen  Verwaltungen"  als  „abgegrenzter 
Stücke  öffentlicher  Verwaltung,  die  mit  eigener  Persönlichkeit  ausgestattet 
sind"  (S.  571).  Was  er  dort  über  rechtsfähige  Verwaltungen,  die  von 
Staat  oder  G-emeinde  „abgezweigt"  sind,  und  über  ihr  Verhältnis  zu  Staat 
und  Gemeinde  als  ihrem  Muttergemeinwesen  ausführt  (vgl.  auch  S.  607 f., 
614 f.),  läßt  sich  ohne  weiteres  auf  die  Kirche  und  die  von  ihr  abge- 
zweigten rechtsfähigen  Verwaltungen  (z.  B.  das  Kirchenlehn  und  das 
geistliche  Lehn  im  Sinne  des  sächsischen  Kirchenrechts)  übertragen.  Das 
gilt  auch  für  die  Stifter  und  Kapitel  zu  Meißen  und  Würzen ,  die  einst 
bei  ihrer  Fundation  in  solchem  Sinne  abgezweigte  Stücke  der  katholischen 
Gesamtkirche  darstellten  und  jetzt  zufolge  ihrer  Zweckbestimmung  und 
in  Anbetracht  der  oben  dargelegten  Rechtskontinuität  im  gleichen  Ver- 
hältnis zur  sächsischen  Landeskirche,  eben  als  ihrem  Mutter gemeinwesen, 
erscheinen,  mit  ihr  ja  auch  durch  den  Träger  des  Kirchenregiments,  des 
„ius  episcopale",  in  Verbindung  standen. 

Daraus  folgt  für  die  Zeit  nach  der  Staatsumwälzung  von  1918 : 

a)  Die  Kapitel  können,  was  schon  oben  in  §  12  a.  E.  bemerkt  wurde 
und  nunmehr  nachgewiesen  sein  dürfte ,  die  Erhaltung  ihrer  öffentlich- 
rechtlichen Persönlichkeit  schon  auf  Art.  137  Abs.  5  Satz  1  der  Reichs- 
verfassung vom  11.  August  1919  stützen.  Daß  diese  Norm  nicht  bloß 
für  die  „Religionsgesellschaft"  als  Ganzes,  sondern  auch  für  die  ihr  ein- 
gegliederten oder  untergeordneten  Körperschaften ,  Anstalten  und  selb- 
ständigen Fonds  Geltung  hat,  ist  unzweifelhaft.  Gerade  auch  hier  wird 
sich  die  Mayersche  Konstruktion  des  „Muttergemeinwesens"  mit  seinen 
einzelnen  „rechtsfähigen  Verwaltungen"  fruchtbar  erweisen. 

b)  Dem  Stift-  und  Kapitelsvermögen  kommt  der  Schutz  des  Art.  138 
Abs.  2  der  Reichsverfassung  zugute.  Es  ist  „Kirchengut"  im  Sinne  dieser 
Vorschrift.  Denn  „Kirchen gut  sind  alle  Vermögensgegenstände  (Sachen 
und  Rechte),  welche  kirchlichen  Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind.  Nur 
diese  Zweckbestimmung  ist  entscheidend,  nicht  das  Subjekt  des  Eigentums 
an  dem  einzelnen  Gegenstande".  (So  mit  Recht  Gerhard  Anschütz,  die 
Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  11.  August  1919,  Berlin  1921, 
zu   Art.  138  N.  2).     Irgendwelche    Einziehung   für    Staats- 
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zwecke,     Säkularisierung,     ist     danach     künftig     aus- 
geschlossen. 

Die  Frage  der  Anwendbarkeit  des  §  35  des  Reichsdeputations- 
hauptschlusses  von  1803 ,  die  noch  auf  dem  außerordentlichen  Landtag 
von  1848  von  der  3.  Deputation  der  II.  Kammer  im  Gutachten  vom 
18.  Juli  1848^^^)  bejaht  wurde,  kann  mithin  heute  auf  sich  beruhen. 
Daß  sie  auch  damals  schon  im  Verhältnis  des  Kurhauses  zu  den  Stiftern 
zu  Meißen  und  Würzen  zu  verneinen  war,  ist  oben  S.  17  ausgeführt. 
Jedenfalls  war  spätestens ,  was  noch  hinzugefügt  werden  soll ,  mit  dem 
§  57  Abs.  2  der  Sächsischen  Verfassungsurkunde  vom  4.  September  1831, 
iler  „die  Anordnungen  in  Betreff  der  Innern  kirchlichen  Angelegenheiten 
der  besondern  Kirchen  Verfassung  einer  jeden  Konfession  überläßt",  die 
Gelegenheit  zu  einer  Säkularisation  durch  einseitigen  Staatsakt 
geschwunden,  es  wäre  denn  dieser  ein  verfassungsänderndes  Staatsgesetz 
gewesen. 

§  14. 
3.  Das  Schicksal  der  stiftsherrlichen  Rechte. 

Der  Kurfürst  von  Sachsen ,  schon  vordem  Schutzherr  über  das 
Hochstift  Meißen ,  war  durch  die  Kapitulationen  in  der  Weise ,  wie  es 
oben  in  §  12  ausgeführt  ist,  für  die  beiden  Stifter  Meißen  und  Würzen 
„Stiftsherr"  an  Bischofs  Statt  geworden. 

Aber  dieses  Vertragsverhältnis  stand  unter  zwei  Bedingungen  : 

a)  Verbleiben  der  Träger  der  Kurwürde  bei  „dem  Exercitio  der 
wahren  Evangelischen  Lutherischen  Keligion  und  ungeänderten  Augs- 
purgischen  Confession". 

b)  Eröffnung  „freyer  Wahl  und  Postulation"  auf  selten  des  Dom- 
kapitels   Meißen    „im    Falle    dieses  ....  Chur   Hauß    Sachsen 

gäntzlich  abgehen  würde". 

So  hatte  es  die  Postulatio  perpetua  des  Kapitels  vom  15.  Juni  1663 
gefaßt.  Der  dem  Kapitel  zugestellte  Revers  des  Kurfürsten  Johann 
Georg  II.  vom  gleichen  Tage  hatte  beide  Bedingungen  angenommen  ^^*). 
Postulation  und  Revers  hatten  auf  die  unter  dem  gleichen  Datum  „auf- 
gerichtete Vergleichung",  d.  h.  die  Capitulatio  perpetua,  Bezug  genommen. 
In  dieser  (Art.  1  und  19)  hatte  der  Kurfürst  ausdrücklich  erklärt,  „das 
Domkapitel  bei  solcher  Postulation  und  Vergleich  schützen,  handhaben 
und  ....  vertreten"  zu  wollen. 

Die  Bedingung  zu  a  wurde  defizient  oder  —  anders  gesprochen, 
nämlich  unter  entsprechender  Anwendung  des  dem  §  2075  des  deutschen 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zugrunde  liegenden  Gedankens  —  die  korre- 
spondierende  auflösende  Bedingung   trat   ein   im   Jahre    1697    mit   dem 


1«^)  Landtagsakten  1848,  BeU.  zur  3.  Abt  S.  126  f.  und  oben  S.  26. 
»•*)  Das  Nähere  darüber  oben  S.  12  f. 
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Übertritt  des  Kurfürsten  Friedricli  August  I.  (Augusts  des  Starken)  zum 
katholischen  Bekenntnis.  Die  Folgerung  daraus  wurde  aber  nicht  ge- 
zogen. Das  Kurhaus  blieb  im  Besitz  der  Stiftsherrlichkeit.  Die  Füg- 
lichkeit  boten  die  ßeligionsreversalien  von  1697  (Mandat  und  Neben- 
instruktion an  den  Geheimen  Rat),  wonach  alle  Ecclesiastica  und  Status 
religionis  ohne  Eintrag  und  Bedrängnis  gelassen  werden  sollten.  Die  Aus- 
übung der  stiftsherrlichen  Rechte  trat  unter  den  Auftrag  in  Evangelicis. 
Abgesehen  davon  wurde  an  der  perpetuierlichen  Kapitulation ,  deren 
Einhaltung  der  Kurfürst  selbst  1694  bei  ihrer  Erneuerung  förmlich  ver- 
sprochen hatte  ,  nichts  geändert  ^^^).  Man  kann  auch  nicht  sagen ,  daß 
bei  dieser  Gelegenheit  die  stiftsherrlichen  Rechte,  da  sie  nun  der  Fürst 
nicht  mehr  als  praecipuum  membrum  der  evangelischen  Kirche  haben 
konnte,  unterschiedslos  verstaatlicht  worden  seien.  Schon  die  Frage- 
stellung wäre  angesichts  der  damaligen  territorialistischen  Auffassung 
des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  unrichtig.  Denn  nach  dieser 
erschienen  selbst  die  geistlichen  Angelegenheiten  der  Staatskirche  als 
Staatsangelegenheiten,  die,  wie  andere  Staatsangelegenheiten,  in  höchster 
Instanz  von  dem  obersten  staatlichen  Regierungskollegium,  dem  Geheimen 
Consilium ,  bearbeitet  wurden.  Die  Änderung  bestand  nur  darin ,  daß 
von  diesem  nunmehr  „die  oberste  Direktion  der  evangelischen  Religions- 
und Kirchensachen  in  der  Regel  ohne  seine  (des  Fürsten)  persönliche 
Teilnahme  ausgeübt  wurde"  ^^*). 

Eine  Auseinandersetzung  innerhalb  des  Kreises  der  stiftsherrlichen 
Rechte  fand  erst  mit  der  Deklaration  vom  16.  Dezember  1818  statt. 
Denn  damals  schied  aus  der  Stiftsherrlichkeit,  was  darin  kapitulations- 
mäßig an  Landesherrlichkeit  über  die  Stiftsuntertanen  und  an 
evangelischem  Kirchenregiment  über  sie  begriffen  war,  in  der  Weise, 
wie  es  oben  in  §  12  ausgeführt  ist,  aus.  "Was  darin  verblieb,  waren  die 
stiftsherrlichen  Rechte  hinsichtlich  der  in  der  Deklaration  unter  A  2 
sogenannten  „reinstif tischen  Angelegenheiten",  in  denen  allein  noch  in 
Meißen  auch  weiterhin  die  Urkunden  und  Befehle  „unter  dem  Stift 
Meißnischen  Canzley-Secret"  ausgefertigt  werden  sollten  ^^^). 

Sie  galt  es  richtig  einzugliedern,  als  §  57  der  Verfassungsurkunde 
vom  4.  September  1831,  in  Abwendung  von  dem  alten  strengen  Staats- 
kirchentum  und  seiner  territorialistischen  Ordnung,  innerhalb  der  bisher 
in  Religions-  und  Kirchen  Sachen  ununterschieden  ausgeübten  Rechte  des 
Landesherrn  die  „Staatsgewalt  über  die  Kirchen  (ius  circa  sacra)"  und 
die  „Kirchengewalt  (ius  episcopale)  über  die  evangelischen  Glaubens- 
genossen" (ius  in  sacra)  auseinandertreten  ließ.  Sollten  sie  eingereiht 
werden  in  die  erstere  Gruppe,  d.  h.  unter  die  Rechte,  die  dem  Landesherrn 

"8)  Das  Nähere  oben  S.  15. 

»«*)  Christian  Ernst  Weiße,  Lehrbuch  des  Kgl.  Sachs.  Staatsrechts  Bd.  1  §  86  S.  144  f. 

"6)  Oben  S.  17  f. 


—  Sa- 
als Staatsoberhaupt  zustanden  und  vom  Ministerium  des  Kultus  zu  ver- 
walten waren  ,  oder  in  die  letztere  Gruppe ,  d.  h.  unter  die  Rechte ,  die 
dem  Landesherrn  als  Kirchenherrn  „nach  der  besondern  Kirchen  Ver- 
fassung" der  evangelisch-lutherischen  Landeskirche  „in  Betreff  der  innern 
kirchlichen  Angelegenheiten"  zustanden  und  von  den  in  Evangelicis  be- 
auftragten Staatsministern  auszuüben  waren  (§41  Verf-Urk.)? 

Die  Entscheidung  fiel  im  zweiten  Sinne  in  der  Landesherrlichen 
Verordnung  vom  12.  November  1837  (GVBl.  S.  103  f).  Das  dadurch 
eingeführte  Regulativ  zählte  unter  den  „Geschäftsgegenständen,  welche  bei 
denselben  (den  in  Ev.  beauftragten  Staatsministern)  von  dem  Ministerio 
des  Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts  zur  Beschlußnahme  in 
Vortrag  zu  bringen  sind",  unter  k  auf:  „die"  —  also:  alle  —  »An- 
gelegenheiten des  Hochstifts  zu  Meißen  und  des  Collegiatstifts  zu  Würzen". 

Hiermit  war  für  den  dermaligen  Bestand  an  stiftsherrlichen 
Rechten  ebendasselbe  anerkannt,  was  oben  in  §  13  für  die  beiden 
Kapitel  dargelegt  ist,  daß  sie  nämlich  in  den  Rahmen  des 
evangelisch-lutherischen  Kirchenwesens  gehörten.  Sie 
bildeten  keinen  Bestandteil  der  Staatsgewalt,  der  Rechte 
des  Staatsoberhauptes  als  solchen. 

Dem  entsprach  die  Praxis  der  Zeit  bis  zur  Staatsumwälzung  von 
1918.     Wir  weisen  nur  auf  folgende  Tatsachen  hin. 

Gewiß  ließ  der  König  bei  den  Verhandlungen  über  die  Aufhebung 
bzw.  Reform  der  Stifter  seine  Rechte  durch  das  Ministerium  des  Kultus 
und  öffentlichen  Unterrichts  wahrnehmen.  Aber  es  geschah  dies  durch 
besonderen,  stiftsherrlichen  Auftrag  des  Königs.  Das  Ministerium  handelte 
dabei  nicht  von  Staatswegen  als  Regierungsbehörde,  sondern,  wie  es  sich 
selbst  nannte,  als  „kommissarische  Behörde"  —  so  im  zweiten  Verhand- 
lungsstadium 1848  bis  1851  —  oder  „als  zu  den  diesfallsigen  Verhand- 
lungen beauftragt"  —  so  im  dritten  Stadium  in  der  Einleitung  der 
beiden  Reformverträge  von  1859  und  1864.  In  der  Ratifikationsurkunde 
vom  25.  Februar  1860  (Meißen)  wurde  es  vom  König  selbst  als  „Unser 
hierzu  verordneter  Commissar",  in  der  Ratifikationsurkunde  vom  28.  No- 
vember 1864  (Würzen)  von  ihm  als  „Unser  hierzu  beauftragtes  Ministe- 
rium" bezeichnet  ^^^). 

Die  Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsminister  zu 
den  Verhandlungen  wurde  1848  von  der  3.  Deputation  der  I.  Kammer, 
wie  oben  S.  47  mitgeteilt  ist,  gefordert  und  vom  Kultusminister  in  seiner 
ersten  mündlichen  Verhandlung  in  Meißen  mit  den  Bevollmächtigten  der 
Kapitel  vom  18.  Dezember  1848  vorbehalten,  freilich  in  dem  Aufhebungs- 
vertrag  vom  5.  März  1851  nicht  verlautbart,  was  vielleicht  bei  der  — 
dann   schließlich   unterbleibenden  —  königlichen  Ratifikation  nachgeholt 

'««)  Oben  S.  28  Ziff.  2  und  32  f. 
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werden  sollte.  Beide  Reform  vertrage  erwähnen  die  eingeholte  Zustim- 
mung in  der  Einleitung.  Das  gleiche  tut  der  Wurzener  Nachtragsvertrag 
von  1899  '''). 

Sehr  bezeichnend  ist  der  Schriftwechsel  zwischen  dem  Domkapitel 
zu  Meißen  und  dem  Kultusministerium  aus  Anlaß  der  Gegenzeichnung 
der  Ratifikationsurkunde  vom  25.  Februar  1860  ^^^).  Geplant  war  danach 
die  Gegenzeichnung  durch  den  „Vorsitzenden  der  in  Evangelicis  beauf- 
tragten Staatsminister".  Sie  geschah  aber  durch  den  Kultusminister. 
Das  Domkapitel  sticht  dies  auf  und  verwahrt  sich  gegen  Schlüsse ,  die 
daraus  auf  eine  Änderung  seiner  verfassungsmäßigen  Stellung  gezogen 
werden  könnten.  Das  Kultusministerium  erklärt  in  seiner  Zuschrift  vom 
17.  Juli  1860  diese  Besorgnis  unter  Hinweis  darauf,  daß  die  Ratifikations- 
urkunde im  Text  auf  die  Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauftragten 
Staatsminister  ausdrücklich  Bezug  nehme ,  für  unbegründet  und  recht- 
fertigt die  gewählte  Art  der  Gegenzeichnung  mit  dem  formalen  Geschäfts- 
gang auf  Grund  des  Regulativs  vom  12.  November  1837,  welches  selbst 
durch  seinen  Inhalt  die  verfassungsmäßige  Stellung  des  Domkapitels  an- 
erkenne. Darin  liegt  eine  nicht  unwichtige  Bekräftigung 
der  oben  vorgetragenen  Zusammenhänge. 

Ebenso  steht  es  nach  derselben  Zuschrift  des  Ministeriums  mit  der 
Behandlung  der  Dekrete  über  die  Besetzung  der  Prälaturen  und  Dom- 
herrenstellen. Auch  dabei  ist,  worauf  es  hier  ankommt,  in  den  Zuferti- 
gungen  an  das  Kapitel  des  „Einvernehmens"  mit  den  in  Evangelicis 
beauftragten  Staatsministern  bis  in  die  neueste  Zeit  ^^^)  Erwähnung 
getan  worden.  — 

Mit  der  Staatsumwälzung  von  1918  ist  der  König  und  sein  Haus 
als  Stiftsherr  ausgeschieden.  Dies  kann  nicht  zweifelhaft  sein.  Denn 
die  Postulatio  perpetua  hatte  das  „Kurhaus  Sachsen",  und  zwar  immer 
„den  nächsten  Nachkommen  an  der  Kurwürde",  also  das  Herrscher- 
haus, und  zwar  den  jeweilig  in  Sachsen  regierenden  Herrn ,  der  ja 
auch  allein  den  erstrebten  und  in  der  Urkunde  betonten  Schutz  dem 
Stift  und  Kapitel  zu  gewähren  vermochte,  zur  Stiftsherrlichkeit  berufen. 
In  den  Ratifikationsurkunden  zu  den  Reformverträgen  von  1860  und  1864 
„urkundet  und  bekennt"  König  Johann :  „für  Uns ,  Unsere  Erben  und 
Nachkommen    an   der   Krone  Sachsen".     Seit   die   Krone   nicht   mehr 


^")  Oben  S.  28  Ziff.  3  und  S.  33  Ziff.  2. 

^*^)  Inhaltlich,  zum  Teil  wörtlich  wiedergegeben  oben  S.  31  f. 

*^^)  So  in  der  Zufertigung  vom  5.  Februar  1906  über  die  Ernennung  des  Ministers 
von  Seydewitz  zum  Domherrn.  In  derjenigen  vom  26.  Juni  1918  über  die  , Anerkennung" 
des  von  der  Universität  Leipzig  benannten  Theologieprofessors  Ihmels  als  Domherrn 
heißt  es:  „nach  Vernehmung"  mit  den  in.  Ev.  beauftr.  Staatsministern.  Akten  des 
Hochstifts  Meißen  Rep.  Lit.  D.  Nr.  74  Bl.  130  und  Akten,  das  Domkapitel  betreffend  1918, 
Stiftsakten  Nr.  1  Bl.  30.    Vgl.  oben  S.  34. 
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bei  dem  königlichen  Hause  ist,  hat  dieses  „seine  rechtliche  Natur  ver- 
ändert" "°).  Ferner  hatte  nur  der  Auftrag  in  Evangelicis  es  möglich 
gemacht,  das  Kurhaus  auch  nach  seiner  Religionsveränderung  bei  der 
Stiftsherrlichkeit  zu  erhalten.  Beides  —  das  Herrschertum  des  Königs 
und  sein  Auftrag  in  Evangelicis  —  ist  nun  dahin  gefallen.  Das  mußte 
ebenso,  wie  das  Kirchenregiment  in  der  evangelisch-lutherischen  Kirche, 
auch  die  Stiftsherrlichkeit  für  den  gewesenen  König  und  seine  Nach- 
kommen in  Abgang  bringen. 

Hat  der  König  aber  mit  der  Staatsumwälzung  aufgehört,  Stiftsherr 
zu  sein,  so  entsteht  die  Hauptfrage: 

Ist  dadurch  die  zweite  der  in  der  perpetuierlichen  Postulation 
gesetzten  Bedingungen,  die  oben  zu  b  gedachte,  eingetreten,  die 
Stellung  des  Stiftsherrn  also  zufolge  des  Eintritts  der  auf- 
lösenden Bedingung,  unter  der  sie  stand,  ledig  geworden ? 

Oder: 
Ist  dies  nicht  der  Fall,  hat  vielmehr  von  Rechts  wegen  eine  Rechts- 
nachfolge in  diese  Stellung  stattgefunden ,  ist  sie    auf  den  jetzigen 
Inhaber  der  obersten  Regierungsgewalt  im  Freistaat  Sachsen  ,    das 
Gesamtministerium,  übergegangen  ? 

Die  fragliche  Stelle  der  perpetuierlichen  Postulation  ^^^)  lautet: 

„mit   diesem  Vorbehalt,    im   Fall   dieses   jetzige   von   Seiner  Chur- 
fürstlichen  Durchlauchtigkeit,  Hertzog  Johann  Georg   dem  Ersten, 
herabstammende  Chur-Hauß  Sachsen,  das  der  barmhertzige  Gott  in 
Gnaden  verhüten  wolle ,    gäntzlich  abgehen  würde ,   daß    also  dann 
und  eher  nicht  Uns  und  Unsern  Nachkommen  in  Capitulo  die  freye 
Wahl    und    Postulation    zu    demjenigen ,    zu    welchem    Uns    Unsere 
Affection  tragen  wird,    ausdrücklich   reserviret,    bedinget  and  vor- 
behalten seyn  solle". 
Daß   diese  Stelle   als   ein   wesentlicher   Bestandteil    des   in   Postulation, 
Revers  und  Kapitulation  festgesetzten  Vertragsinhalts  zu  betrachten  ist, 
darüber  ist  schon  oben  S.  12  f.  und  51  das  Nähere  ausgeführt.    Daß  sie 
ferner   durch   die  Reformverträge  von   1859/60  und  1864   unberührt   ge- 
blieben  ist,    ergibt  sich  aus  §  19  des  Meißener  und  §  17  des  Wurzener 
Reform  Vertrages  ^^-).     Sie  hat  also  auch  heute  Geltung. 

Der  Sinn  der  Stelle  spricht  für  die  Bejahung  der  ersten  Alter- 
native der  obigen  Fragestellung,  also  dafür,  daß  die  Stelle  des  Stiftsherrn 
durch  die  Staatsumwälzung  ledig  geworden  ist.  Das  „Kurhaus"  ist  im 
Sinne  der  Vertragsbedingung  „gänzlich  abgegangen".  Zwar  hat  man 
im  Jahre  1663    bei   der   Abfassung   nur   den   Fall   des  Aussterbens   des 

^'*^)  Otto  Mayer,  Staatsrecht  des  Königreichs  Sachsen,  S.  35. 
»")  Oben  S.  12. 
"«)  Oben  S.  33  f. 


—    56    -- 

Kurhauses  im  sukzessionsfähigen  Bestände  und  nicht  auch  den  Fall 
einer  andersartigen  Erledigung  des  Thrones  im  Auge  gehabt.  „Abgehen" 
ist  „abgehen  mit  Tod",  „decedere".  Aber  der  Zweck  des  Vorbehalts 
trifft  auf  den  jetzigen  Fall  der  durch  die  Änderung  der  Staatsform  ver- 
ursachten Thronerledigung  erst  recht  zu.  Eine  entsprechende  Auslegung 
führt  ohne  weiteres  dazu,  auch  diesen  Fall  unter  dem  Wortlaut  mit- 
zubegreifen  ^'^^). 

Die  Bejahung  der  zweiten  Alternative,  also  die  Annahme  einer 
Rechtsnachfolge  des  Gesamtministeriums  des  Freistaates,  fände  dagegen 
in  dem  Wortlaut  keine  Stütze  und  widerspräche  dem  Wesen  der  stifts- 
herrlichen Rechte,  wie  sie  zur  Zeit  der  Staatsumwälzung  bestanden. 
Denn,  wie  oben  nachgewiesen  ist,  gehörten  sie  in  den  Rahmen  des 
evangelisch  -  lutherischen  Kirchenwesens  Sachsens  und  bildeten  sie 
keinen  Bestandteil  der  Staatsgewalt.  Sie  wurden  deshalb 
im  Sinne  des  §  57  Abs.  2  Satz  2  der  Verfassung  vom  4.  September  1831 
durch  Vermittlung  oder  mit  Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauftragten 
Staatsminister  ausgeübt.  Das  jetzige  Gesamtministerium  hat  aber  keinen 
Platz  innerhalb  des  evangelisch  -  lutherischen  Kirchenwesens.  Weder 
ist  das  sächsische  Volk  als  Ganzes,  das  nach  Art.  2  der  Verfassung  des 
Freistaates  Sachsen  vom  1.  November  1920  (GBl.  S.  445)  Rechtsnachfolger 
des  Königs  im  Besitz  der  Staatsgewalt  geworden  ist,  dem  König  auch  in 
den  Besitz  des  Kirchenregiments,  der  früheren  „landesherrlichen  Kirchen- 
gewalt (ius  episcopale)"  im  Sinne  des  zitierten  §  57  nachgefolgt,  so  daß 
in  seinem  Namen  die  Regierung  auch  in  diesem  Bereiche  vom  Gesamt- 
rainisterium  in  Gemäßheit  des  Art.  25  der  neuen  Verfassung  geführt 
werden  könnte.  Noch  setzen  sich  „die  in  Evangelicis  beauftragten  Staats- 
minister" im  jetzigen  Gesamtministerium  fort,  auch  nicht  in  einem  aus 
einem  Teil  seiner  Mitglieder  evangelisch-lutherischen  Glaubens  bestehenden 
engeren  Ausschusse  in  der  Weise,  wie  es  in  Preußen  zunächst  das  Gesetz 
zur  vorläufigen  Ordnung  der  Staatsgewalt  vom  20.  März  1919  (Preußische 
Gesetzsammlung  S.  53)  in  §  5  Satz  3  geordnet  hatte.  (Siehe  auch  noch 
Art.  82  Abs.  2  der  Verfassung  des  Freistaats  Preußen  vom  30.  November 
1920.)  In  Sachsen  ist  vielmehr  mit  der  Staatsumwälzung  nicht  bloß, 
wie  oben  erwähnt,  der  alte,  verfassungsmäßige  Auftrag  des  Königs  in 
Evangelicis  erloschen,  sondern  es  ist  auch  in  richtiger  Beurteilung  der 
Rechtslage  (siehe  den  inneren  Widerspruch  zwischen  Satz  2  und  3  des  §  5 
des  angezogenen  Preußischen  Gesetzes  vom  20.  März  1919)  ein  neuer 
Auftrag  in  Evangelicis  nicht  erteilt  worden.  Es  hat  hier  ein  Beschluß 
des  Gesamtministeriums  vom  29.  November  1918  (Nr.  668  E)  dadurch, 
daß   er   das   nachstehende    Schreiben   des   Ministeriums   des  Kultus   und 


^")  Zur  Unterstützung  dient  auch  die  allgemeinere  Fassung  in  Art.  27  der  Kapi- 
tulation vom  10.  Oktober  1581:  „wann  diese  Commenda  vor  der  Zeit  durch  Abtretung 
oder  sonst  ihre  Endschaft  erreichet".     Siehe  oben  S.  10  Ziff.  8. 
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öffentlichen  Unterrichts  vom  26.  November  1918  (Nr.  bSVjK)  sich  zu 
eigen  machte  und  eine  Abschrift  davon  dem  evangelisch  -  lutherischen 
Landeskonsistorium  mitteilte,  von  Anfang  an  Klarheit  geschaffen.  Jenes 
Schreiben  lautet: 

„Da  ein  Auftrag  in  Evangelicis  nicht  mehr  besteht ,  und  die  jetzt 
im  Amte  befindlichen  Minister  nicht  die  Absicht  haben ,  Behörde 
der  Kirche  zu  sein,  so  stellt  das  Ministerium  des  Kultus  und  öffent- 
lichen Unterrichts  hiermit  fest,  daß  die  in  Evangelicis  beauftragten 
Staatsminister  nicht  mehr  vorhanden  sind". 
Folglich  hat  das  Gesamtministerinm  keine  innerkirch- 
lichen, d.  h.  hier  keine  stiftsherrlichen  Zuständig- 
keiten in  Ansehung  der  Stifter  Meißen  und  Würzen  er- 
langt; sondern  es  sind  diese  durch  die  Staatsumwälzung  ledig  ge- 
worden. Die  auflösende  Bedingung  zu  b ,  unter  der  die  perpetuierliche 
Postulation  von  1663  stand ,  ist  in  Gestalt  des  gänzlichen  Abgangs  des 
Kurhauses  ohne  irgendeine  sich  unmittelbar  von  Rechts  wegen  ergebende 
Rechtsnachfolge  in  der  Tat  eingetreten.  Ja  man  kann  außerdem  an  eine 
späte  Nachwirkung  des  von  Rechts  wegen  schon  1697  entschiedenen 
Eintritts  ^^2*)  der  Bedingung  zu  a  denken.  Die  Religionsveränderung 
des  Kurfürsten  hatte  damals  ja  nur  deswegen  (siehe  oben  S.  52)  ihre  die 
Postiüation  auflösende  Wirkung  tatsächlich  nicht  entfaltet,  weil  die 
Ausübung  der  stiftsherrlichen  Rechte  unter  den  Auftrag  in  Evangelicis 
getreten  war.  Dieses  Hemmnis  bestand  nur  so  lange,  als  dieser  Auftrag 
in  Geltung  war ,  und  ist  nunmehr ,  wo  er  durch  die  Staatsumwälzung 
erlosch,  auch  seinerseits  fortgefallen. 

Die  Postulation  ist  hiernach  aus  diesem  doppelten  Grunde  jetzt 
liinf ällig  geworden ,  es  ist  im  Stift  Sedisvakanz  eingetreten ,  und  es 
hat  dies  die  damals  „ausdrücklich"  vorgesehene  Folge,  daß 

dem  Domkapitel  zu  Meißen  „die  freie  Wahl  und  Postulation  zu 
demjenigen,  zu  dem  es  seine  Affektion  tragen  wird",  offen  steht. 
Das  will  richtig  verstanden  werden.  Es  sind  nicht  etwa  die 
Rechte  des  Stiftsherrn  ersatzlos  weg-  und  dem  Kapitel  heim- 
gefallen oder  mit  der  Beendigung  des  zwischen  dem  Aller- 
höchsten Stiftsherrn  und  dem  Kapitel  bestehenden  Vertragsverhält- 
nisses an  das  Kapitel  zurückgefallen. 

Davon  kann  beim  Stiftskapitel  zu  Würzen  schon  deswegen  keine 
Rede  sein,  weil  es  niemals  stiftsherrliche  Rechte  besessen  hat,  die  an  das 
Kapitel  zurückgefallen  sein  könnten.  Ihm  gegenüber  könnte  höchstens 
das  Domkapitel  zu  Meißen  jetzt  stiftsherrliche  Rechte  haben.  Aber  auch 
dies  ist  nicht  der  Fall. 


»"»)  „Ausfall"  der  Bedingung  dem  Wortlaut  nach,  aber  , Eintritt*,  wenn  man  sie 
richtigerweiso  in  eine  auflösende  Bedingung  umdeutet  (oben  S.  51  a.  E.). 
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Was  an  früher  bischöflichen  Gerechtsamen  1581  durch  den  letzten 
als  Katholik  gewählten  Bischof  Johann  IX.  dem  Domkapitel  übertragen 
war,  war  ihm  ja  nicht  ohne  Einschränkung  übertragen.  Eine  dauernde 
Einbehaltung  aller  dieser  Gerechtsame  seitens  des  Domkapitels  zu 
eigenem  Besitz  stand  außer  aller  Gesichts  weite.  Man  dachte  auch 
nicht  an  die  Begründung  eines  Rechtes  für  das  Domkapitel ,  darüber  in 
Zukunft  ganz  frei  nach  Willkür  zu  verfügen.  Die  Resignation 
des  Bischofs  Johann  war  laut  der  Urkunde  vom  20.  Oktober  1581  (Codex 
diplomaticus  Saxoniae  Regiae  II  3  Nr.  1490  S.  412)  zu  Händen  des  Dom- 
kapitels als  des  zur  Bischofswahl  berechtigten  Kollegiums, 

„ut   penes    quos   ex   antiqua   et  hactenus   introducta   et   constanter 

observata  consuetudine  aliam  idoneam  satisque  qualificatam  personam 

in   nostrum   locum  vel  eligendi  vel  substituendi  ius   atque   potestas 

pertinet", 

geschehen.    Daran  war  gerade  die  Auflage  geknüpft,  daß  das  Domkapitel 

die  „gubernatio"    des  Stifts,    kirchliche  wie  weltliche  Verwaltung,    dem 

Kurfürsten  August    „in   commendam"    gäbe.     Daß  man  damals  darunter 

eine  Auflage   im  Rechtssinne   verstand,   erhellt   aus    der  Wahl 

der  Worte  in  jener  Urkunde:  „ita  tamen  et  non  aliter,  ut  .  .  .  .",  aber 

auch    aus   der  deutschen  Fassung   sowohl   im  Eingang   der  Kapitulation 

vom  10.  Oktober  1581,  wo  von  dem  Entschluß  des  Bischofs  die  Rede  war, 

„das  stiiFt  Meißen  mit  dieser  mahs  unnd  anhange  dem  capittel 

abzutreten  .  .  .  . ,  wofern  sie  ...  .  uns  solches  stifft  in  commendam 

geben  würden"  (ebenda  Nr.  1487  S.  409), 

als   in   der    an  die  stiftischen  Vasallen  und  Untertanen   sich   wendenden 

Urkunde  des  Bischofs  vom  20.  Oktober  1581  (Cod.  dipl.  Sax.  Reg.  a.  a.  0. 

Nr.  1492  S.  413),  wo  ebendasselbe  mit  den  Worten  wiedergegeben  war : 

„das  stifft  Meißen zu  ihren"    (des  Domkapitels)    „handen 

(doch  mitt  einer  sonderlichen  mahs)  auffzutragen". 
Kein  Zweifel:  man  dachte  an  ein  „Abtreten"  und  „Auftragen"  des  Stifts 
„sub  modo"  im  Sinne  des  römischen  gemeinen  Rechts. 

Es  war  also  die  rechtsverbindliche  Auflage,  die  damals  plangemäß 
das  Kapitel  durch  sofortige  Postulation  des  Kurfürsten  August  erfüllte. 
Jedoch  sie  konnte  sich  mit  diesem  einmaligen  Akte  nicht  erschöpfen. 
Der  Rechtserwerb  des  Kapitels  sollte  vielmehr  niemals  ein  unein- 
geschränkter, sondern  auch  in  der  Folgezeit  mit  der  Auflage  be- 
schwert sein,  die  bei  jedem  Ledigwerden  des  Bischofssitzes  von  neuem 
in  einer  den  jeweiligen  Zeitumständen  angepaßten  Weise  zu  erfüllen  war. 
So  geschah  es  denn  auch  in  Gestalt  der  späteren  Postulationen  und 
schließlich  der  Postulatio  perpetua  von  1663.  Und  diese  selbst  dachte 
auch  bei  ihrem  Vorbehalt  freier  Wahl  und  Postulation  für  den  Fall  des 
gänzlichen  Abgangs  des  Kurhauses  an  nichts  anderes.  Auch  dann  sollte 
wieder  „gewählt  und  postuliert"    und    dadurch   die    alte  Auflage  weiter 
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rfüUt  werden.  Nun  ist  jetzt  dieser  Fall  eingetreten,  demnach  die  Auf- 
lage in  einer  den  Zeitumständen  sich  anpassenden  Weise  wiederum  zu 
erfüllen.  Das  ist  heute  Rechtspflicht  des  Domkapitels  zufolge 
seines  einstigen ,  sub  modo  geschehenen  Rechtserwerbs ,  also  aus  altem 
vertragsrechtlichen  Grunde,  der  seine  verpflichtende  Kraft  auch  in  die 
moderne  Zeit  hinein  bewahrt  hat,  ganz  gleichgültig,  wie  man  etwa  eine 
heute  begründete  öffentlichrechtliche  ^Auflage"  dieser  Art  konstruktiv 
behandeln  würde,  ob  als  obrigkeitlichen  Befehl  oder  als  Nebenbestimmung 
mehr  nach  Art  des  Privatrechts  ^^*).  Da  nun  aber  das  Domkapitel  nach 
den  obigen  Darlegungen  in  §  12  und  §  13  eine  Körperschaft  des  öffent- 
lichen Rechts  zu  kirchlichen  Zwecken  ist,  die  dem  Einflüsse  und  der 
Leitungsgewalt  ihres  „Muttergemeinwesens",  d.  i.  liier  der  evangelisch- 
lutherischen Landeskirche,  unterworfen  ist^'^),  wird  man  auch  dieser 
letzteren  das  Recht  zugestehen  müssen,  auf  die  Erfüllung  jener  Rechts- 
pflicht zu  dringen.  Wenn  schon  bei  einer  privatrechtlichen  Schenkungs- 
auflage ,  deren  Vollziehung  im  öffentlichen  Interesse  liegt ,  nach  §  525 
Abs.  2  BGB.  der  öffentlichen  Behörde  ein  Recht  auf  ihre  Vollziehung 
o^egeben  ist,  um  wieviel  mehr  gilt  dies  bei  einer  öffentlich-rechtlichen 
Auflage,  mit  der  eine  öffentliche  Körperschaft  beschwert  ist! 

Zu  dem  gleichen  Ergebnis  gelangt  man  ,  selbst  wenn  man  von  der 
vertragsrechtlichen  Bindung  des  Kapitels  durch  die  Auflage  absieht. 
Jene  in  der  Kapitulation  von  1581  gipfelnden  Verträge  und  nachher 
die  perpetuierliche  Kapitulation  von  1663  mit  Postulation  und  An- 
nahme-Revers bezweckten  ja  die  Neuordnung  des  Hochstifts  in  An- 
passung an  den  Wandel  des  Bekenntnisses,  wollten  also  für  das  Stift 
neue  verfassungs-  und  verwaltungsrechtliche  Normen ,  eine  Art  Grund- 
gesetz schaffen  (oben  S.  39),  in  derselben  Weise,  wie  es  die  häufigen 
Wahlkapitulationen  des  16.  und  des  17.  Jahrhunderts  zwischen  Dom- 
kapitel und  gewähltem  oder  zu  wählendem  Bischof  in  den  katholischen 
Reichsbistümem  auch  taten.  Sie  waren  insofern  den  Verträgen  zwischen 
Fürst  und  Ständen  nahe  verwandt  ^^^).  Diese  grundgesetzlichen  Normen 
bestimmten  die  Verfassung  des  Hochstifts  und  bestimmen  sie  mit  den 
durch  die  Deklaration  vom  16.  Dezember  1818  und  den  Reform  vertrag 
von  1859/60  getroffenen  Änderungen  auch  heute  noch.  Sie  bestimmten 
und  bestimmen  heute  noch  die  Art  der  Bistumsbesetzung,  d.  h.  der  Be- 
setzung der  Stelle  dos  Stiftsherrn.  Soweit  sie  aber  die  früheren  Sätze 
des  kanonischen  Rechts   über   die  Rechte  und  Pflichten  des  Kapitels  un- 


"*)  Vgl.  darüber  Otto  Mayer,  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl.,  I  8.  261  f..  II  S.  202 f., 
456  f.;  Kormann,  System  der  rechtsgeschäftlichen  Staatsakte,  Berlin  1910,  S.  135  ff.,  be- 
sonders S.  138 ff.;  Willibalt  Apelt,  Der  verwaltungsrechtliche  Vertrag,  Leipzig  1920, 
S.  194  ff. 

"»)  Otto  Mayer  a.  a.  0.  II  S.  607. 

•'«)  Vgl.  darüber  Feine  a.  a.  0.  S.  333  ff.,  338  ff. 
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berührt  ließen  oder  als  fortgeltend  unterstellten ,  kamen  und  kommen 
auch  diese  zur  Anwendung.  Das  trifft  gerade  für  den  Satz  zu,  daß  ein 
Domkapitel  die  Bistumsverwaltung  nur  interimistisch,  während 
der  Sedisvakanz,  führen  kann  und  zur  "Wiederbesetzung  durch 
Wahl  mit  einfacher  absoluter  Majorität  („maior  et  sanior  pars  capituli" 
gemäß  c.  42  X  de  electione  1,6)  zu  schreiten  verpflichtet  ist. 

Hiernach  ist  das  Domkapitel  zu  Meißen  sowohl  ver- 
tragsrechtlich kraft  der  einst  übernommenen  Auflage  als  nach  den  Ver- 
fassungsrechtssätzen, denen  es  untersteht,  verpflichtet,  jetzt  einen 
neuen  Stiftsherrn  zu  wählen. 

Wenn  es  sich  in  der  perpetuierlichen  Postulation  „die  freie  Wahl 
und  Postulation  zu  demjenigen,  zu  dem  es  seine  Affektion  tragen 
wird,  vorbehalten"  hat,  so  ist  dies  nach  dem  Sinne,  der  damals  damit 
verbunden  wurde ,  auszulegen.  Es  konnte  und  kann  auch  heute  nicht 
die  Wahl  irgendwelcher  Persönlichkeit  evangelisch-lutherischen  Bekennt- 
nisses gemeint  sein.  Man  dachte  damals  sicherlich  an  einen  anderen 
Reichsfürsten,  der  einen  ähnlichen  weltlichen  Schutz  und  eine  ähnliche 
Garantie  für  die  Erhaltung  des  Stifts  und  der  Stiftslande  bei  der  luthe- 
rischen Lehre ,  wie  sie  das  Kurhaus  geboten ,  durch  seine  Person  ver- 
heißen hätte,  etwa  an  einen  Fürsten  aus  einer  anderen  Linie  des  Hauses 
Wettin  ^^')  oder  den  Kurfürsten  von  Brandenburg.  Einen  kaum  nötigen 
Beleg  dafür  in  verwandter  Rechtslage  bietet  die  Geschichte  des  Hochstifts 
Naumburg,  dessen  Domkapitel,  als  der  Administrator  Herzog  Moritz 
Wilhelm  zur  römisch-katholischen  Religion  übergetreten  war,  1717  sein 
Absehen  auf  den  Herzog  Christian  zu  Sachsen -Weißenfels  richtete  und 
an  seiner  förmlichen  Postulation  nur  durch  die  Gewaltmaßregeln  Augusts 
des  Starken  gehindert  wurde  ^'^).  Das  ist  auf  die  heutigen  Zeitumstände 
umzustellen.  Ein  evangelischer  Reichsfürst  kommt  nicht  in  Frage. 
Landesregierungsrechte  sind  seit  der  Deklaration  vom  16.  Dezember  1818 
in  der  Stiftsherrlichkeit  nicht  mehr  enthalten.  Ihr  Inhalt  liegt  seitdem, 
wie  oben  dargelegt  ist,  ganz  und  allein  im  Rahmen  des  evangelisch- 
lutherischen Kirchenwesens  Sachsens.  Die  programmatische  Beseitigung 
jedes  Staatskirchentums  in  Art.  137  Abs.  1  verb.  mit  Absatz  3  der 
Reichsverfassung  vom  11.  August  1919  schließt  den  Inhaber  einer 
Stelle  im  Staatsdienst  als  solchen  aus.  Die  Heranziehung 
einer  Staatsstelle  würde  auch  nicht  das  evangelisch-lutherische  Bekenntnis 
des  Stiftsherrn   gewährleisten.     Es   ist   darauf  hinzuweisen ,   daß   selbst 


"')  Siehe  dazu  den  Schlußabsatz  der  Postulatio  perpetua  von  1663  (Lünig,  Teut- 
sches  Reichsarchiv  a.  a.  0.  S.  868;  Ebert,  Der  Dom  zu  Meißen,  S.  50). 

"*)  Pharamundus  Chlodovaeus  (Kanzler  von  Ludewig),  Unschuldige  rechtliche 
Nachricht  von  der  Naumburgzeizischen  vom  Jahr  1717  unterlassenen  Postulation,  1726, 
S.  Iff.,  22;  Pinder  a.  a.  0.  S.  47;  Wilhelm  Puckert,  Wie  wurde  Dom  und  Domkapitel  usw.? 
S.  14:  oben  S.  15. 
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der  —  uicht  ratifizierte  —  Vertrag  vom  5.  März  1851  über  die  Auf- 
hebung der  Stifter  in  Ziff.  2  für  den  Fall ,  daß  eine  „neue  Kirchenver- 
fassung  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  die  Verwaltung  des  gesamten 
Kirchenvermögens  in  die  Hand  der  obersten  Kirchenbehörde  oder  der 
Kirche  selbst  geben"  sollte,  einen  Anspruch  der  obersten  Kirchen- 
behörde auf  die  Verwaltung  des  stiftischen  Vermögens  vorsah*'^). 
Um  so  mehr  ist  jetzt  der  neue  Stiftsherr  lediglich  im  Bereiche  der  Amts- 
organisation  der  evangelisch-lutherischen  Kirche  zu  suchen.  Die  Wahl 
einer  hervorragenden  Privatperson  ohne  Rücksicht  auf  Amtsinhaberschaft 
verbietet  sich  schon  wegen  der  öffentlichrechtlichen  Natur  der  stifts- 
herrlichen Stellung  und  aus  Gründen  der  Zweckmäßigkeit  (Vermeidung 
der  bedingungslosen,  auch  durch  Altersgebrechen  nicht  beeinflußten 
Lebenslänglichkeit ,  Vorteil  eines  Geschäftsbüros ,  das  die  stiftsherr- 
lichen Angelegenheiten  bearbeitet).  Alles  weist  vielmehr  auf  den 
Träger  eines  ständigen  Amts  in  der  Kirche.  Natürlich 
würde  nur  eines  der  hervorragendsten  Amter  der  Stellung  des 
Stiftsherrn ,  die  vordem  der  katholische  Bischof  und  der  Landesherr 
innegehabt,  entsprechen.  Ein  Träger  eines  geistlichen  Amts  brauchte  es 
nicht  zu  sein,  wie  dies  ja  auch  nicht  der  Landesherr  war;  das  allgemeine 
Priestertum  im  Sinne  der  lutherischen  Lehre  entbindet  von  solcher  Not- 
wendigkeit. Dabei  hätte  sich  das  Domkapitel  zu  entscheiden,  ob  es  nach 
Art  der  Postulatio  perpetua  von  1663  die  Stellung  des  Stiftsherrn 
dauernd  mit  einem  und  demselben  Amt  verbinden  will,  so  daß  jeder  neue 
Inhaber  dieses  Amts  von  Rechts  wegen,  ohne  eine  Wahl,  Stiftsherr  würde, 
oder  ob  es  immer  nur  den  Amtsinhaber  persönlich  für  die  Dauer  seines 
Amtes  wählen  und  sich  für  jeden  Vakanzfall  eine  neue  Wahl  vorbehalten 
will,  so  daß  ihm  die  Möglichkeit,  doch  einmal  zum  Inhaber  eines  anderen 
Kirchenamts  überzugehen,  und  so  eine  gewisse  Rücksicht  auf  die  Persön- 
lichkeit noch  offen  bliebe.  Daneben  könnte  auch  eine  kirchliche 
oberste  Kollegialbehörde  als  solche,  weil  sie  ein  Stück  des 
Kirchen regiments ,  des  „ins  episcopale"  nach  d^'m  Sprachgebrauch  des 
§  57  Abs.  2  der  Staatsverfassung  vom  4.  September  1831 ,  ausübt ,  für 
die  Stelle  des  Stiftsherrn  in  Betracht  kommen.  Fiele  die  Wahl  auf  ein 
Mitglied  des  Meißener  oder  des  Wurzener  Kapitels,  so  müßte  dieses  damit 
natürlich  aus  seinem  Kapitel  ausscheiden.  Denn  die  Stellung  des  Stifts- 
herrn und  die  eines  Kapitularen  sind  nicht  miteinander  vereinbar.  Es 
würde  »Inkompatibilität"  im  Sinne  des  kanonischen  Rechts  vorliegen  ^®'). 
In  diesem  Rahmen  hätte  sich  die  Wahl  zu  halten.  Das  verlangt  die 
sinngemäße  Auslegung  des  fraglichen  Satzes  der  perpetuierlichen  Postu- 
lation.  In  diesem  Rahmen  wäre  die  Wahl  aber  auch  für  das  Domkapitel  frei. 


»T»)  Oben  S.  29  und  S.  48. 
»^)  Hinschius  lU,  S.  257  ff. 


—     62     — 

4*  Folgeruug:eii  für  die  künftige  Reehtsgestaltung. 

§  15. 
Domkapitel  zu  Meißen. 

Zwar  ist  das  Vertragsverliältnis ,  in  dem  das  Domkapitel  stand, 
durch  den  Wegfall  des  anderen  Vertragsteils,  des  bisherigen  Stiftsherrn, 
beendet.  Aber  es  ist  abgesehen  davon  die  Verfassung  des  Kapitels,  wie 
sie  nach  der  perpetuierlichen  Kapitulation  mit  der  durch  die  Deklaration 
vom  16.  Dezember  1818  bedingten  Modifikation  und  nach  dem  Eeform- 
vertrag  von  1859/60  zur  Zeit  gestaltet  ist ,  in  Kraft  geblieben.  Denn 
diese  Verträge  haben  zugleich ,  wie  oben  S.  59  gezeigt  ist ,  Rechtssätze, 
autonome  Satzungen  geschaffen,  die  nicht  aufgehoben  sind.  Eine  künftige 
Änderung  dieser  Verfassung  bedürfte  vielmehr,  wie  auch  eine  Änderung 
der  Statuten  vom  15.  Dezember  1859/25.  Februar  1860  der  G-enehmi- 
gung  des  neuen  Stiftsherrn.  Die  Notwendigkeit  des  consensus 
episcopi  für  neue  statutarische  Satzungen  des  Kapitels,  welche  heute  der 
Codex  iuris  canonici  in  Can.  410  §  2  mit  voller  Deutlichkeit  bejaht,  war 
im  gemeinen  kanonischen  Recht  freilich  nicht  unstreitig,  da  die  Aus- 
legung des  c.  9  X  de  consuetudine  1,  4  Schwierigkeiten  machte  ^^^).  Aber 
auch  die  Ansicht,  welche  die  Notwendigkeit  im  übrigen  verneint,  verlangt 
den  Konsens  bei  Angelegenheiten ,  „quae  tangunt  episcopum  vel  statum 
ecclesiae",  und  räumt  die  Notwendigkeit  dort  ein,  wo  der  Konsens  durch 
die  Gewohnheit  hergebracht  ist,  und  dies  trifft  für  das  evangelische 
Domkapitel  zu  Meißen  nach  den  Vorgängen  des  19.  Jahrhunderts  — 
Reformvertrag,  Ratifikation  der  neuen  Statuten  —  zu. 

Dem  Domkapitel  bleibt  es  nun  kraft  seiner  auch  für  die  Gegenwart 
unbezweifelbaren  Autonomie  (oben  §  12)  unbenommen,  sich  zu  dem  neuen 
Stiftsherrn  wieder  in  ein  Vertrags  rechtliches  Verhältnis  zu  setzen. 
Es  kann  dies  wiederum  vor  oder  gleichzeitig  mit  der  Wahl  geschehen. 
Das  wird  Gelegenheit  geben  zu  einer  Anpassung  an  die  durch 
die  Staatsumwälzung  geschaffenen  Verhältnisse. 

So  wäre  der  §  18  des  Meißener  Reformvertrages,  der  von  der 
Vertretung  des  Stifts  in  der  I.  Kammer  handelt,  zu  streichen. 

Die  Stiftsfähigkeit  (§  2)  wäre  auf  solche ,  die  sich  um  die  evange- 
lisch-lutherische Kirche  verdient  gemacht  haben,  zu  beschränken.  Nach 
der  programmatischen  Beseitigung  jedes  Staatskirchentums  kämen  Ver- 
dienste um  den  Staat,  aber  auch  solche  um  das  Unterrichtswesen,  ab- 
gesehen vom  evangelisch  -  lutherischen  Religionsunterricht,  und  um  die 
Universität,  abgesehen  von  der  theologischen  Fakultät,  nicht  mehr  in 
Betracht.      Religionsunterricht     und    Studienbetrieb     der     theologischen 

i8ij  Ygi^  darüber  Hinschius,  Kirchenrecht  11,  S.  131  Anm.  12. 
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Fakultät  sind  dagegen  in  Gemäßheit  des  Art.  149  der  ßeichsverfassung 
vom  11.  August  1919  nach  wie  vor  Aufgaben  des  Staates,  die  den 
Zwecken  der  Kirche  dienen. 

§§  8,  11  und  13  wären  zu  streichen,  weil  sie  gegenstandslos  ge- 
worden sind. 

Das  gleiche  gilt  für  §  12.  Denn  auch  das  stiftsherrliche  Recht  der 
ersten  Bitte,  d.  h.  das  Recht  der  Erteilung  einer  Anwartschaft  auf  eine 
Kapitelsstelle  ad  primarias  preces ,  ist  als  ein  mit  dem  „Regierungs- 
antritt" verbundenes  Kronrecht  ^^^)  fortgefallen.  Es  hätte  in  der  Hand 
eines  neuen,  nach  den  obigen  Grundsätzen  zu  wählenden  Stiftsherrn 
keinerlei  innere  Berechtigung. 

Eine  Veränderung  hätte  §  14  zu  erleiden,  wo  von  den  Verwendungs- 
zwecken für  die  Überschüsse  der  Einkünfte  des  Präbendenvermögens  die 
Rede  ist  (siehe  auch  §  7  Abs.  2,  §  9,  §  10  Abs.  2).  Es  wird  dort  Ver- 
wendung „zum  Besten  der  evangelisch-lutherischen  Kirche,  der  evangelisch- 
lutherischen  Schulanstalten  und  der  Universität"  bestimmt.  Das  wäre 
wohl  jetzt  enger  in  dem  soeben  bereits  gedachten  Sinne  zu  begrenzen: 
„zum  Besten  der  evangelisch-lutherischen  Kirche ,  des  evangelisch-luthe- 
rischen Religionsunterrichts  und  der  theologischen  Fakultät  an  der  Uni- 
versität". Hatte  doch  sogar  der  —  nicht  ratifizierte  —  Vertrag  vom 
5.  März  1851,  der  die  Aufhebung  der  Stifter  vorsah,  in  Ziff.  4  die  Ver- 
wendung des  stiftischen  Vermögens  zum  Besten  der  Schule  durch  den 
Zusatz  eingeschränkt:  „solange  und  soweit  sie  nicht  von  der  Kirche 
getrennt  wird"  ^^^).  Allerdings  wird  jetzt  in  G-emaßheit  des  §  14  Abs.  1 
des  Reformvertrages  ein  jährlich  auf  2000  Taler  =  6000  Mark  angesetzter 
Teil  dieser  Überschüsse  als  „Stift  Meißen -Wurzener  Fonds",  an  den  auch 
zufolge  des  §  9  das  Kapitelshaus  des  Domstiftes  übereignet  worden  ist 
(vgl.  auch  §  10  Abs.  2) ,  vom  Kultusministerium  verwaltet  ^^*) ,  und  es 
wird  diese  staatliche  Verwaltung,  ebenso  wie  diejenige  anderer  kirchlicher 
Fonds  (z.  ß.  Emeritenfonds ,  Witwen-  und  Waisenpensionsfonds) ,  wohl 
so  lange  aufrechtzuerhalten  sein,  bis  die  Vermögensauseinandersetzung 
zwischen  Staat  und  Kirche  erfolgt  sein  wird.  Dann  aber  dürfte  die 
Verwaltung  auf  das  Domkapitel  übergehen,  das  schon  jetzt  nach  §  14 
Abs.  4  (vgl.  §  7  Abs.  2)  die  über  jene  feste  Summe  hinausgehenden 
Überschüsse  mit  der  gleichen  Zweckbestimmung  verwaltet. 

Ein  Hauptaugenmerk  verdient  die  Stiftsbaumeistereikasse,  die  nach 
Art.  3  der  perpetuierlichen  Kapitulation  vom  Domkapitel  verwaltet  wird. 


"*)  Richter -Dove- Kahl,  Lehrbuch  des  katholischen  und  evangelischen  Kirchen- 
rechts, 8.  Aufl.,  S.  528  Anm.  1  und  S.  702  Anm.  5;  Friedber|T,  Lehrbuch  des  kath.  und 
evang.  Kirchenrechts,  6.  Aufl.,  S.  372;  Ulrich  Stutz  in  Holtzendorff-Kohler,  Encyklopadi.- 
der  Rechtswissenschaft,  7.  Aufl.,  Bd.  5  S.  335. 

»•)  Oben  S.  29  und  S.  48. 

•")  Oben  S.  35  unter  f. 
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Sie  wird  einer  besonderen  Speisung  bedürfen  (siehe  oben  S.  49  f.).  Ob 
etwa  die  Überschüsse  des  Präbendenvermögens ,  von  denen  soeben  ge- 
handelt wurde,  zur  Zeit  dahin  übergeleitet  werden  möchten  —  es  läge 
ja  auch  darin  eine  Verwendung  „zum  Besten  der  evangelisch-lutherischen 
Kirche"  —  soll  hier  nur  angedeutet  werden ;  die  Frage  liegt  außerhalb 
des  Rahmens  dieser  Schrift. 

Das  Recht  der  gegenwärtigen  und  der  künftigen  Domherren  auf 
die  nach  §  7  des  Reformvertrages  in  festen  Beträgen  veranlagten 
Präbendenbezüge,  die  bei  den  heutigen  Geldverhältnissen  keinesfalls  hoch 
bemessen  sind  (2100—900  Mark),  ist  unzweifelhaft.  Es  bildet  einen  Teil 
der  stiftischen  Verfassung,  an  dem  sich,  wie  an  der  Verwaltung  des  ganzen 
Präbendenvermögens  seitens  des  Kapitels  (§  16),  nichts  geändert  hat. 

Was  die  Besetzung  der  Kapitelsstellen  und  die  Verleihung  der 
Prälaturen  anlangt,  so  erscheint  die  Art  der  Verteilung  der  Rechte 
zwischen  Stiftsherrn  und  Domkapitel,  die  durch  die  §§  3—6  getroffen 
ist,  auch  für  die  Zukunft  nicht  zu  beanstanden.  Dem  künftigen  Stifts- 
herrn werden  dabei  dieselben  Rechte,  die  früher  der  König  hatte,  zuzu- 
sprechen sein. 

Natürlich  kann  das  Domkapitel  durch  Vereinbarung  mit  dem  ge- 
wählten ,  neuen  Stiftsherrn  auch  anderes ,  als  das  oben  Erwähnte ,  in 
seiner  Verfassung  ändern  und  neue  Einrichtungen  treff'en ,  z.  B.  in  Er- 
füllung seiner  Pflicht  aus  Art.  2  der  Kapitulation  von  1581,  Art.  2  der 
perpetuierlichen  Kapitulation  und  §  16  des  Reformvertrages  behufs  lebens- 
vollerer und  größere  Wirkung  versprechender  Gestaltung  des  Gottes- 
dienstes im  Dom  zu  Meißen.  Seine  Autonomie  gibt  ihm  dazu  —  immer 
mit  der  Schranke  der  für  Statutenänderungen  nötigen  stiftsherrlichen 
Genehmigung  —  die  Rechtsmacht.  Die  Wahl  des  Trägers  eines  hohen 
Kirchenamtes  oder  einer  obersten  Kirchenbehörde  zum  Stiftsherrn  und  die 
damit  hergestellte  engere  Verbindung  mit  der  Landeskirche  als  dem 
„Muttergemeinwesen"  wird  dafür  bessere  Möglichkeiten  geben ,  als  sie 
bisher  zur  Verfügung  standen  i^^). 

§  16. 
Kollegiatkapitel  zu  Würzen. 

Das  Kollegiatkapitel  hat  keinen  rechtlichen  Einfluß  auf  die  Wahl 
eines  neuen  Stiftsherrn.  Es  hat  denjenigen  als  seinen  Stiftsherrn 
anzunehmen,  den  das  Domkapitel  zu  Meißen  wählt.  Denn  es  war  niemals 
im  Besitz  eines  Bischofs  Wahlrechts. 


"'^)  Dahin  gehende  Wünsche  sind  ja  schon  in  der  Öffentlichkeit  laut  geworden, 
Z.  B.  in  der  kleinen  Schrift  des  Dompredigers  Lic.  Emil  Körner,  „Auf  Roms  Spuren, 
zur  neuesten  Geschichte  des  Meißner  Doms",  Leipzig  1921. 
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Auch  sein  Verhältnis  zum  früheren  Stiftsherrn  ruhte  auf  Verträgen. 
Ursprünglich    auf  Art.  7  der  Kapitulationen    (oben  §  12).     Später   auch 
auf  eigenem  Vertragsschluß ,    als  es  mit  dem  König  als  Stiftsherrn    den 
Reformvertrag  vom  23.  Oktober/28.  November  1864  und  den  Nachtrags- 
vertrag vom  29.  April  1899  schloß.     Dieses  Vertragsrecht  war  zugleich 
die  Grundlage  seiner  mit  königlicher  Genehmigung  vom  Kultusministerium 
unter  dem  24.  Juli  1899  bestätigten  Statuten  vom  15.  März  1899.     Das 
^Vertrags Verhältnis  ist  nun  auch  für  dieses  Kapitel  mit  dem  Wegfall  des 
tnderen  Vertragsteils  beendet.    Aber  seine  Körperschaftsverfassung  ist  so, 
de  sie  kraft  dessen  gestaltet  war,  bestehen  geblieben,  und  es  bedarf 
u    ihrer    künftigen    Änderung    aus    demselben    Grunde, 
Vie  beim  Domkapitel  zu  Meißen  (oben  §  15),  der  Genehmi- 
gungdesneuen Stiftsherrn.    Dom-  und  Kollegiatkapitel  standen  sich 
nach  kanonischem  Recht  in  Ansehung  des  consensus  episcopi  ganz  gleich. 
Allerdings  ist  in  §§16  und  17  der  Statuten  von  1899  nur  von  der 
Genehmigung  des  Ministeriums    des  Kultus   und    öffentlichen  Unterrichts 
die  Rede.    Es  entsprach  diese  Fassung  dem  eigenen  Vorschlag  des  Kapitels. 
Nach  den  Akten  hatte  der  die  Hinzufügung  der  beiden  Paragraphen  an- 
regende Vorschlag  des  Kapitulars  Dr.  Baumgärtner  vom  2.  Dezember  1898 
für  die  Inkraftsetzung  der  neuen  Statuten  wie  für  spätere  Abänderungen 
derselben   die  Genehmigung   des  Königs   als   des  Stiftsherrn   vorgesehen. 
Warum  davon  nachher  abgegangen  wurde,  ist  nicht  ersichtlich.     Jeden- 
falls erwähnte  das  die  neuen  Statuten  bestätigende  Dekret  des  Ministeriums 
vom  24.  Juli  1899  die  Genehmigung  des  Königs  *^^).     Und    es   läßt   sich 
von  da  aus  ein  Schluß  auf  eine  gleichartige  Behandlung  aller  Statuten- 
änderungen  und   eine   dementsprechende  Auslegung   des  §  17   gewinnen, 
wofür    auch   die    oben  S.  54   berührte  Zuschrift   des    Kultusministeriums 
an   das   Domkapitel   zu   Meißen   vom   17.  Juli  1860   über   den   formalen 
Geschäftsgang   verwendbar   ist.     Daß  jenes   Dekret   des   Einvernehmens 
mit   den   in  Evangelicis    beauftragten  Staatsministern   nicht  gedenkt  ^®^), 
bleibt  freilich  auffällig.    Alles  dies  kommt  aber  für  die  künftigen  Ände- 
rungen der  Verfassung  nicht  in  Betracht,  da  diese  sich  namentlich  auch 
auf  den  Inhalt  des  Reformvertrages  von  1864  erstrecken  werden,  der  vom 
König  selbst  „mit  Zustimmung   der   in  Evangelicis  beauftragten  Staats- 
minister" ratifiziert  worden  ist. 

Auch  dem  Kollegiatkapitel  steht  es ,  wie  dem  Domkapitel ,  offen, 
aich  zu  dem  neuen  Stiftsherrn  in  ein  vertragsrechtliches  Verhältnis  zu 
setzen  und  mit  ihm  sogleich  die  notwendig  gewordenen  Änderungen  zu 
vereinbaren.  Für  diese  konmien  die  gleichen  Richtlinien  in  Betracht,  wie 
sie  oben  in  §  15  gegeben  sind,  also : 


IM)  Wurzener  Akten,  Registr.  Nr.  918. 
1»')  Siehe  schon  oben  S.  33. 
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Streichung  des  §  16  des  Reformvertrages  wie  des  §  14  Abs.  2  bis  4 
der  Statuten  wegen  Wegfalls  des  Sitzes  in  der  I.  Kammer, 
Beschränkung  der  Stiftsfähigkeit  (§  4  Satz  1  des  Reformvertrages), 
Streichung  der  §§  2,  3,  7,  8,  9  Abs.  1  des  Reformvertrages  und 
des  §  3  unter  a  der  Statuten ,  weil  sie  inzwischen  gegenstandslos 
geworden, 

Streichung  des  §  6  Abs.  2  des  Reformvertrages  und  des  §  3  unter 
b   der  Statuten,    Korrektur   des    §  4  Satz  2   des   Reformvertrages 
wegen  Wegfalls  des  ius  primariarum  precum, 
Korrektur   der   Verwendungszwecke   in    §    13   Abs.    1   und   3   des 
Reformvertrages, 

Korrektur  des  §  17  der  Statuten ,  wo  die  Genehmigung  des  Stifts- 
herrn bei  Statutenänderungen  einzufügen  ist. 
Was  oben  in  §  15  über  die  Baumeistereikasse  (fabrica),  über  das  Recht 
der  Kapitularen  auf  die  Präbendenbezüge,  die  für  Würzen  in  den  durch 
den  Nachtrag  vom  29.  April  1899  bestimmten,  festen  Beträgen  (1600  bis 
800  Mark)  veranlagt  sind,  über  die  Verwaltung  des  Fabrik-  und  des 
Präbenden Vermögens  seitens  des  Kapitels  —  §  15  des  Reformvertrages  — , 
über  die  Besetzung  der  Kapitelsstellen  und  die  Verleihung  der  Präla- 
turen  —  §§  5,  11,  12  des  Reformvertrages  — ,  endlich  über  die  Autonomie 
des  Kapitels  gesagt  ist,  gilt  auch  hier. 

§  17. 
5.  Die  Rechte  des  Staates  gegenüber  den  beiden  Kapiteln. 

Sind  die  Kapitel,  wie  oben  in  §  13  dargelegt  ist,  nach  wie  vor 
Körperschaften  für  kirchliche  Zwecke  im  Rahmen  der 
evangelisch-lutherischen  Landeskirche  als  ihres  „Muttergemeinwesens", 
so  fällt  die  Ordnung  und  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  im  Ver- 
hältnis zum  Staat  unter  Art.  137  Abs.  3  der  Reichsverfassung  vom 
11.  August  1919.  Denn,  daß  diese  Norm  nicht  bloß  für  die  „Religions- 
gesellschaft" als  Ganzes ,  sondern  auch  für  die  ihr  eingegliederten  oder 
untergeordneten  Körperschaften  (z.  B.  Kirchgemeinden,  katholische  Orden), 
Anstalten  (katholisches  Bistum,  evangelisches  Kirchenlehn  und  geistliches 
Lehn)  und  selbständigen  Fonds  gilt,  ist  unzweifelhaft  ^^^).  Die  Kapitel 
„ordnen  und  verwalten"  also  „ihre  Angelegenheiten  selbständig  innerhalb 
der  Schranken  des  für  alle  geltenden  Gesetzes".  Sie  tun  dies  unter  der 
näher  umgrenzten  obersten  Leitung  ihres  Stiftsherrn.  Dieser  selbst  führt 
als  Stiftsherr  ein  Amt  in  der  Kirche,  ein  Anstaltsamt.  Denn  die 
Stifter  sind  Anstalten  im  Rechtssinne,  wie  es  das  alte  katho- 
lische Bistum  Meißen  und  die  katholische  Stiftskirche  zu  Würzen  waren. 


188)  Oben  S.  50  unter  a. 
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Das  Domkapitel  aber  als  Körperschaft  ist  es,  das  dieses  Amt  durch 
Wahl  besetzt.  Es  gilt  dafür  die  Richtlinie  für  künftige  Regelung,  die 
Satz  2  des  Absatzes  3  des  Artikel  137  gibt:  „Sie  (die  ReligionsgeselK 
-chaft)  verleiht  ihre  Ämter  ohne  Mitwirkung  des  Staates.« 

Das  war  schon  bisher  nicht  anders,  seitdem  erstens  mit  der  Dekla- 
ration vom  16.  Dezember  1818  aus  dem  stiftischen  Bereiche  der  Rest  von 
Landesherrlichkeit  über  die  Stiftsuntertanen ,  der  darin  noch  gelegen 
hatte,  ausgeschieden  war  und  zudem  zweitens  mit  §  57  der  Verfassung 
»m  4.  September  1831  die  grundsätzliche  Scheidung  zwischen 
Staatsgewalt  über  die  Kirchen  und  Kirchengewalt  „in  den  Innern  kirch- 
lichen Angelegenheiten",  zwischen  ins  circa  sacra  und  ins  episcopale  oder 
ins  in  sacra  eingesetzt  hatte.  Seitdem  war  die  Stiftsherrlichkeit  des 
Königs  ein  Amt  in  der  Kirche,  das  er  unter  notwendiger  Mitwirkung 
der  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsminister  („mit  ihrer  Zustimmung", 
„im  Einvernehmen  mit  ihnen")  ausübte.  Es  wird  zum  Belege  auf  das 
oben  in  §  14  Angeführte  Bezug  genommen. 

Die  Folge  ist,  daß  jetzt  eine  Einmischung  des  Landtags  oder  des 
Gesamtministeriums  in  der  Art  eines  Aktes  der  staatlichen 
Leitung,  Regierung  oder  Mitregierung  über  die  Stifter  und 
Kapitel  der  Reichs  Verfassung  widerspräche.  Wenn  einst  auf  dem  außer- 
ordentlichen Landtage  von  1848  der  Bericht  der  3.  Deputation  der 
I.  Kammer  vom  7.  September  1848  eine  in  bezug  auf  die  Stifter  ein- 
schlagende Kompetenz  der  Ständeversammlung  auch  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Kirche  mit  der  Begründung  gelten  lassen  wollte: 

„Es  wird  den  Ständen  das  Recht  der  Petition  um  deswillen  nicht 
versagt  werden  können ,  weil  nach  der  bisherigen  Verfassung  und, 
da  die  evangelisch-protestantischen  Glaubensgenossen  sich  als  solche 
einer  organisch  geordneten  Vertretung  bis  jetzt  noch  nicht  erfreuen, 

die  Landstände sich  immer  zugleich  als  ,natürliche'  Vertreter 

der  protestantischen  Kirche  betrachtet  und  in  allen  die  Verfassung  der 
letzteren  betreffenden  allgemeinen  Angelegenheiten  ihre  Zustimmung 
zu  beabsichtigten  allgemeinen  Maßregeln  zu  erteilen  gehabt"  *^*), 
so  konnte  die  Begründung  schon  damals  nur,  wie  sie  es  ja  auch  war, 
eine  sehr  uneigentliche  und  vorsichtig  gehaltene  sein.  Heute  fehlt  selbst 
für  eine  solche  „natürliche"  Legitimation  des  Landtags  zur  Wahrung 
der  Interessen  des  Kirchen volks  bei  der  jetzigen  Gestalt  der  evangelischen 
Kirchenverfassung  und  des  rechtlichen  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche  jede  Berechtigung. 

Aber  die  Kapitel  sind,  wie  oben  in  §  12  gezeigt  ist,  auch  nach  wie 
vor    Körperschaften    des    öffentlichen    Rechts    im   Bereiche 

des  Artikels  137  Abs.  5  Satz  1  der  Reichsverfassung.     Deswegen  unter- 

1 

^«•)  Landtagsakten  1848,  Beüage  zur  2.  Abteilung  S.  253  f. 
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liegen  sie  auch  nocli  zugleicli  mit  ihrem  Muttergemeinwesen,  der  Landes- 
kirche, einem  gewissen  Maß  von  staatlicher  Kirchenhoheit  (ins  circa  sacra\ 
d.  h.  einer  über  das  allgemeine  Vereinsrecht  hinausgehenden  Staats- 
aufsicht. Sie  ist  das  notwendige  Gegenstück  der  von  der  Reichsvei- 
fassung  anerkannten  öffentlichrechtlichen  Persönlichkeit  und  mithin  in 
Art.  137  Abs.  5  zwischen  den  Zeilen  mitanerkannt  ^^^).  Ihre  Ausübung 
steht  nach  Art.  50  Absatz  1  der  Verfassung  des  Freistaates  Sachsen 
vom  1.  November  1920  „der  Regierung"  zu.  Sie  hat  „nach  den  Landes- 
gesetzen" zu  erfolgen.  Ein  neues  Landesgesetz  darüber  ist  zur  Zeit  noch 
nicht  erlassen.  Ein  altes,  die  Aufsicht  näher  regelndes  Landesgesetz, 
wie  das  Gesetz ,  die  Ausübung  des  staatlichen  Oberaufsichtsrechtes  über 
die  katholische  Kirche  betr.,  vom  23.  August  1876  (GVBl.  S.  335),  fehlt 
im  Verhältnis  zur  evangelisch-lutherischen  Landeskirche  und  ihren  Unter- 
verbänden und  Anstalten.  Ihr  gegenüber  war  dazu  so  lange  kein  Anlaß, 
als  dort  die  Ausübung  der  Kirchengewalt  (ius  in  sacra)  in  höchster 
Instanz  bei  den  vier  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsministern  lag, 
unter  denen .  sich  ja  immer  der  das  staatliche  Oberaufsichtsrecht  gemäß 
§  57  Abs.  1  der  Verfassung  von  1831  ausübende  Kultusminister  befand 
(vgl.  §  II  Abs.  2  und  3  des  Gesetzes  vom  16.  April  1873  GVBl.  S.  374). 
Man  ist  deshalb  im  Verhältnis  zu  den  beiden  Stiftern  und  Kapiteln  auf 
dasjenige  angewiesen,  was  in  dieser  Hinsicht  in  den  Reformverträgen 
besonders  gesagt  ist  oder  daraus  und  aus  der  derzeitigen  Rechtslage  der 
Stifter  sich  ableiten  läßt. 

Die  Reform  vertrage  sprechen  ausdrücklich  von  der  „Oberaufsicht 
der  zuständigen  Staatsbehörde"  über  die  mit  den  Stiftern  verbundenen 
Stiftungen  für  kirchliche,  Schul-  und  "Wohltätigkeitszwecke  (Meißen  §  16, 
Würzen  §  15  Satz  2).  Das  ist  die  allgemeine  Staatsaufsicht  über  die 
privatrechtlichen  Stiftungen,  die  natürlich  bestehen  bleibt  (VO.  vom 
7.  November  1831  unter  Nr.  4  E  II  GS.  S.  323,  §  VII  des  angezogenen 
Gesetzes  vom  16.  April  1873,  §  1  AGBGB.  vom  18.  Juni  1898  GVBl. 
S.  191,  dazu  Kloß,  Sächsisches  Landesprivatrecht,  2.  Aufl.,  S.  68  f.)  und 
kommt  hier  nicht  weiter  in  Betracht.  Sie  sprechen  aber  außerdem  von 
dem  durch  das  Kultusministerium  auszuübenden  Oberaufsichtsrecht  über 
die  Verwendung  der  in  der  Verfügung  der  Kapitel  bleibenden  Überschüsse 
des  Präbendenvermögens.  (Meißen  §  14  Abs.  4,  Würzen  §  13  Abs.  3.) 
Das  gehört  in  den  Bereich  der  besonderen  Staatsaufsicht  über  die  Kirche. 
Den  bei  den  Reformverhandlungen  auf  Streichung  des  einschlägigen  Satzes 
vorstellig  werdenden  Dechanten  des  Wurzener  Kapitels  Freiherrn  v.  Welck 
wies  in  einer  mündlichen  Besprechung  vom  22.  April  1864  der  Kultus- 
minister V.  Falkenstein  darauf  hin,  daß 


^^)  Gerhard  Anschütz,  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  vom  11.  August '1919. 
zu  Artikel  137  Nr.  4  und  die  dort  Zitierten. 
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jener  Satz  „aus  der  eigenen  Feder  Sr.  Majestät  des  Königs  geflossen 
sei  und  Allerhöchst  Derselbe  auf  dieser  Bestimmung ,  als  einer 
Consequenz  des  Oberaufsichtsrechts,  wie  solches  nach  der  Verfassungs- 
urkunde der  Staatsregierung  zustehe,  fest  bestehe"  ^^^). 
König  Johann  kann  dies  nur  von  §  57  Abs.  1  der  Verfassung  von  1831, 
also  vom  „ius  circa  sacra"  verstanden  haben  (§  60  spricht  bloß  vom 
„Schutze  des  Staates")  —  ein  Beleg  dafür,  wie  auch  der  König  damals 
die  Kapitel  als  Verwaltungsstellen  im  Rahmen  der  Kirche  oder  nach  der 
Fassung  Otto  Mayers  als  rechtsfähige  Verwaltungen  unter  der  Kirche 
als  ihrem  Muttergemeinwesen  ansah.  Schließlich  deutet  auf  das  staat- 
liche Oberaufsichtsrecht  auch  der  Umstand,  daß  beide  Reformverträge 
am  Schlüsse  die  Genehmigung  des  Königs  „als  Stifts-  und  Landes- 
herrn" vorbehalten  ^^^),  Ebenso  nennen  sie  die  Ratifikationsurkunden 
des  Königs  selbst  „Unsere  stifts-  und  landesherrliche  Genehmi- 
gung". Soll  man  auch  auf  die  Reihenfolge  achthaben:  an  erster  Stelle 
der  vertragschließende  „Stiftsherr",  an  zweiter  der  von  Staats  wegen 
den  Vertrag  genehmigende  „Landesherr"  ? 

Fragt  man  nach  der  Art  der  Gestaltung  in  der  Gegenwart,  so  muß 
man  sich  einer  gewissen  Beweglichkeit  der  Entscheidung  bewußt  sein. 
Mit  Recht  sagt  Otto  Gierke,  Deutsches  Privatrecht,  Band  I  S.  620,  daß 
bei  den  verschiedenen  Gattungen  der  öffentlichen  Körperschaften  „je  nach 
ihrer  staatlichen  Wertung  die  einzelnen  Rechtssteigerungen"  und,  wie 
aus  dem  von  ihm  unmittelbar  vorher  Ausgeführten  erhellt,  als  Gegen- 
stück die  aus  der  staatlichen  Aufsicht  fließenden  Beschränkungen  ihrer 
Selbstverwaltung  „in  sehr  ungleichem  Maße  vollzogen  werden".  Man 
hat  sich  dabei  in  Ansehung  der  beiden  Kapitel  auf  die  Richtlinien,  welche 
das  allgemeine  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche 
auf  Grund  der  Reichsverfassung  gibt,  vor  allem  auch  auf 
den  Gesichtspunkt  derParität  gegenüber  den  mehreren 
Kirchen,  also  auf  den  Vergleich  mit  dem  über  die 
römisch-katholische  Kirche  geübten  Maß  von  Staats- 
aufsicht, miteinzustellen.  Man  dürfte  danach  zu  folgenden  Ergeb- 
nissen gelangen : 

1.  Anlangend  die  Besetzung  des  Hochstifts  zu  Meißen  mit  einem 
Stiftsherrn  an  Bischofs  Statt.  Hat  in  erster  Linie,  wie  oben  S.  59  aus- 
geführt ist,  die  Landeskirche  ein  Recht  darauf,  daß  das  Domkapitel  die 
dieserhalb  ihm  obliegende  Pflicht  erfülle ,  so  hat  in  zweiter  Linie  der 
Staat  darüber  ein  Kontrollrecht.  Er  hat  ein  Interesse  daran,  daß  es 
nicht  an  einem  Stiftsherrn  fehle,  der  für  die  Wahrung  des  öffentlich- 
rechtlichen Charakters  und  Zwecks  der  Kapitel  Sorge  trage,   daß  schon 


^•^)  Aktenvermerk  in  den  Wurzener  Akten,  Registr.  Nr.  1119. 
»»«)  Oben  S.  33. 
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die  Möglichkeit  einer  Trübung  durcli  Ungenutztbleibeii  der  stiftsherr- 
lichen Zuständigkeiten  (besonders  bei  der  Vergebung  der  'Kapitelsstellen) 
verhindert  werde.  Wenn  die  Art  der  Besetzung  mit  einem  Stiftsherrn 
sich  in  dem  oben  in  §  14  gekennzeichneten  Eahmen  hält,  —  aber  auch 
nur  dann  —  wird  der  Staat  sich  zu  bescheiden  haben.  Innerhalb  dieses 
Rahmens  ist  die  Wahl  des  Domkapitels  schon  nach  der  perpetuierlichen 
Postulation  „frei",  also  jetzt  erst  recht  auch  Staats  frei.  Art.  137 
Abs.  3  Satz  2  der  Reichs  Verfassung. 

2.  Ob  und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  Staat  die  Aufhebung 
der  Stifter  und  damit  der  Kapitel  zu  betreiben  berechtigt  wäre,  ob  ins- 
besondere dafür  der  §  60  Satz  2  der  Sächsischen  Verfassung  von  1831, 
der  freilich  die  „Zustimmung  der  Beteiligten"  für  erforderlich  erklärte, 
eine  Handhabe  böte ,  war  in  den  Landtagsverhandlungen  von  1833/34, 
1837  und  1848  Gegenstand  lebhaften  Streites  i^^^.  Für  die  Stiftungen 
des  Privatrechts  ist  jetzt  diese  Vorschrift  durch  §  87  BGB.  ersetzt, 
wonach  der  Staat,  „wenn  die  Erfüllung  des  Stiftungszwecks  unmöglich 
geworden  ist  oder  das  Gemeinwohl  gefährdet ,  der  Stiftung  eine  andere 
Zweckbestimmung  geben  oder  sie  aufheben  kann",  ohne  an  eine  Zu- 
stimmung Beteiligter  gebunden  zu  sein^^^).  In  Ansehung 
der  Stiftungen  und  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts  ist  dagegen 
die  Vorschrift,  die  man  auch  auf  diese  bezog  (siehe  z.  B.  §  1  des  Kirchen- 
gesetzes, den  Haushalt  der  evangelisch-lutherischen  Kirchgemeinden  be- 
treffend, vom  10.  Juli  1913  GVBl.  S.  274),  erst  mit  der  Aufhebung  der 
Verfassungsurkunde  von  1831  durch  Art.  53  Abs.  1  der  neuen  sächs. 
Verfassung  vom  1.  November  1920  weggefallen ,  und  zwar  ersatzlos. 
Denn  auch  eine  nunmehrige  analoge  Anwendung  des  §  87  BGB.  auf  die 
Stiftungen  und  Anstalten  des  Öffentlichen  Rechts  kann  nicht  in  Frage 
kommen,  einmal  angesichts  des  §  89  BGB.,  über  dessen  Inhalt  hinaus  man 
ein  Übergreifen  des  Reichsprivatrechts  in  dieses  der  landesrechtlichen 
Regelung  unterliegende  Gebiet  nicht  wird  annehmen  können  ^^^),  zweitens 
und  vor  allem,  weil  bei  der  Verschiedenartigkeit  der  öffentlich-rechtlichen 
Stiftungen  und  Anstalten  eine  durchgängige  und  gleichmäßige  Behand- 
lung im  Sinne  des  §  87  (Aufhebung  durch  einseitigen  Staatsakt  ohne 
Zustimmung  der  Beteiligten)  sich  nicht  rechtfertigen  ließe.  Gerade  bei 
den  öffentlichrechtlichen  Stiftungen  und  Anstalten ,  die  kirchlichen 
Zwecken   dienen ,    wäre  eine  solche  Behandlung  nicht  angängig  ^^^).     Sie 


193)  Darüber  oben  S.  24  und  26. 

iw)  Kloß,  Säcbs.  Landesprivatrecht,  2.  Aufl.,  S.  68  f. 

1»«)  Entscheidungen  des  Reicbsgerichts  in  Zivilsachen  Band  64  S.  413;  Plancks 
Kommentar  zum  BGB.,  zu  §  89  Bem.  1,  Bd.  1,  4.  Aufl.,  S.  167. 

i»ö)  Vgl.  schon  Otto  Gierke  a.  a.  0.  I  S.  644  Anm.  52;  Otto  Mayer  a.  a.  0.  II 
S.  612;  Hinschius  II  S.  473. 
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widerspräche  dem  gegenwärtigen  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche, 
besonders  dem  Artikel  137  Abs.  3  Satz  1  der  Reichsverfassung. 

In  Wirklichkeit  trifft  ja  aber  auch  die  Voraussetzung  des  §  87, 
daß  „die  Erfüllung  des  Stiftungszweckes  unmöglich  geworden  ist" ,  für 
die  beiden  Stifter  gar  nicht  zu ,  zumal  nach  den  Reform  vertragen ,  die, 
wie  oben  ausgeführt  ist ,  auch  die  landesherrliche,  also  die  staatliche 
(xenehmigung  gefunden  haben.  Damit  hat  der  Staat  l)ereits  das  Gegen- 
teil anerkannt,  und  darin  ist  durch  die  Staatsumwälzung  keine  Änderung 
eingetreten. 

Von  einer  Einziehung  der  stiftischen  Güter  und  Fonds  zum  Staats- 
liskus,  also  einer  Säkularisierung,  kann  vollends,  wie  früher  nach  §  60 
Satz  1  der  Verfassung  von  1831,  so  jetzt  angesichts  des  Art.  138  Abs.  2 
der  Reichs  Verfassung  keine  Rede  sein.  Das  ist  oben  S.  50  ausgeführt. 
Der  Staat  würde  wohl  auch  kaum  gewillt  sein,  dadurch  die  auf  ihnen 
liegende  ßaulast  sich  aufzubürden,  besonders  die  unter  den 
jetzigen  Verhältnissen  mit  vervielfachtem  Drucke  wirkende  Baulast 
bezüglich  des  Doms  zu  Meißen  und  seiner  Türme. 

3.  Die  Reform  vertrage  sind,  wie  wir  sahen ,  vom  König  auch  als 
Landesherrn  unter  dem  Gesichtspunkt  des  jus  circa  sacra  genehmigt 
worden.  Die  Staatsregierung  wird  im  Anschluß  daran  die  Vorlegung 
der  neuen  Verträge  mit  dem  künftigen  Stiftsherrn  zur  Genehmigung  ver- 
langen können,  aber  lediglich  um  die  Anpassung  an  die  Wandlung  der 
staatlichen  Zustände  (oben  §§  15,  16)  nachzuprüfen  und  die  sonstigen 
Änderungen  des  bisherigen  Vertragsinhaltes,  wiederum  bloß  unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Staatsaufsicht,  nämlich  der  Wahrung  des  Staais- 
interesses  und  der  grundsätzlichen  Einhaltung  der  kirchlichen  Zweck- 
bestimmung der  Kapitel,  zu  kontrollieren. 

Das  Gleiche  unter  gleicher  Einschränkung  könnte  bei  etwaigen 
Änderungen  der  Kapitelsstatuten  verlangt  werden.  In  §  17  der  Wurzener 
Statuten  vom  15.  März/24.  Juli  1899  ist  dies  bereits  vorgesehen. 

4.  Auf  die  Besetzung  der  Kapitelsstellen  und  die  Verleihung  der 
Prälaturen  hat  die  Staatsregierung  keinen  Einfluß.  So  war  es  vor  der 
Staatsumwälzung  in  Gemäßheit  der  Reformverträge.  Es  war  der  König, 
der  allein  als  Stiftsherr,  und  deshalb  im  Einvernehmen  mit  den  in 
Evangelicis  beauftragten  Staatsmini stern ,  die  Stellen  auf  den  Dreier- 
vorschlag des  Kapitels  besetzte  und  die  Prälaturen  bis  auf  die  des 
Dechanten,  der  frei  vom  Kapitel  zu  wählen,  in  der  in  den  Verträgen 
vorgesehenen  Weise  verlieh.  Die  Dekretur  des  Kultusministeriums  bei 
diesen  Akten  hatte  nur  formale  Gründe,  war  aber  nicht  Ausfluß  einer 
staatlichen  Mitwirkung.  In  diesem  Sinne  hatte  das  Ministerium  selbst 
sie  im  Erlaß  an  das  Domkapitel  vom   17.  Juli  1860  ^^^)  gekennzeichnet. 

"")  Oben  S.  54,  siehe  den  Wortlaut  oben  S.  82. 
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Jetzt  angesichts  des  Art.  137  Abs.  B  Satz  2  RV.  eine  Mitwirkung  oder 
einen  rechtlicli  geordneten  Einfluß  der  Staatsregierung  neu  einzu- 
führen, ließe  sich  nicht  rechtfertigen.  Man  wird  nur  ihr  gegenüber 
eine  Anzeigep flicht  der  Kapitel  anzunehmen  haben,  schon  wegen  der 
Rechtsvertretung  im  Interesse  des  E-echtsverkehrs  (Bekanntmachung  vom 
12.  Januar  1909  GVBl.  S.  59  f )  i^«) ,  und  ihr  eine  Kontrolle  über  die 
Erfüllung  der  vertragsrechtlichen  und  statutarischen  Er- 
fordernisse  der  Stiftsfähigkeit  (besonders  sächsische  Staats- 
angehörigkeit !)  einräumen. 

5.  Der  am  wenigsten  bestrittene  Bereich  der  Staatsaufsicht  über  die 
Kirchen  ist  die  Vermögensverwaltung.  Ein  Staat,  der  ihnen  das 
Steuerrecht  gewährt  (Art.  137  Abs.  6  E,V.),  kann  dessen  nicht  entraten. 
Schon  oben  S.  68  ist  angeführt,  daß  beide  Reform  vertrage  gegenüber  dem 
Präbendenvermögen  ein  vom  Kultusministerium  zu  übendes  „Oberauf- 
sichtsrecht" des  Staates  ausdrücklich  anerkennen.  Es  soll  sicherstellen, 
daß  die  in  der  Verfügung  des  Kapitels  bleibenden  Überschüsse  auch 
wirklich  zu  den  im  Vertrag  bestimmten  Zwecken  verwendet  werden. 
Zu  diesem  Behuf e  ist  jährlich  nach  Schluß  des  Rechnungsjahres  die  ge- 
schehene Art  der  Verwendung  mitzuteilen,  die  Rechnung  vorzulegen  und 
die  sonst  gewünschte  Auskunft  zu  geben  (Meißen  §  14  Abs.  4,  Würzen 
§  13  Abs.  3).  Das  kann  natürlich  bestehen  bleiben.  In  Ansehung  des  „Stift 
Meißen-Wurzener  Fonds",  an  den  jedes  der  beiden  Kapitel  einen  fixierten 
Betrag  aus  seinen  Überschüssen  zu  steuern  hat,  steht  die  Verwaltung 
und  die  Verfügung  zu  den  bestimmten  Zwecken  selbst  beim  Kultus- 
ministerium; hier  handelt  es  sich  nicht  bloß  um  die  Staatsaufsicht  im 
Sinne  des  Art.  50  Abs.  1  der  sächs.  Staatsverfassung  vom  1.  November 
1920.  Das  wird  zunächst  aufrecht  zu  erhalten  sein,  vorbehaltlich  der 
späteren  Auseinandersetzung,  worüber  das  oben  S.  63  Gesagte  zu  ver- 
gleichen ist. 

Unzweifelhaft  ist  es,  daß  die  Staatsregierung  nicht  das  Recht  hat, 
ihrerseits  die  in  den  Reform  vertragen  fixierten  Präben  denbezüge  der 
Kapitularen  abzuschaffen  oder  herabzusetzen.  Dem  würde  einmal  ent- 
gegenstehen die  mehrfache  staatsrechtliche  Anerkennung,  welche 
die  Rechte  der  Kapitularen  erfahren  haben :  in  der  Bekanntmachung  auf 
königlichen  Befehl  vom  30.  Dezember  1818,  in  dem  Dekret  des  Königs 
selbst  und  des  Mitregenten  vom  1.  März  1831  ^^^),  in  der  dem  Domkapitel 
aus  dem  Gesamtministerium  zugegangenen  königlichen  Entschließung 
vom  19.  Dezember  1838  ^^^)  und  in  der  oben  gedachten  „landesherrlichen'' 

»»8)  Oben  S.  36  unter  i. 

«0)  Oben  S.  17f.,  21  und  41. 

*®°)  Sie  weist  daraufhin,  daß  „die  dem  Hochstifte  erweislich  zustehenden  Rechte 
ohnehin  schon  durch  §§  26  und  60  der  Verfassungsurkunde  und  das  derselben  voraus- 
gegangene Dekret  vom  1.  März  gesichert"  seien.   Siehe  den  Text  unten  im  Anhang,  Urk.  IIl. 
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Genehmigung  der  Reform  vertrage  in  den  Ratifikationsurkunden  von  1860 
und  1864.  Für  die  beiden  Leipziger  Theologieprofessoren  im  Domkapitel 
tritt  noch  als  Rechtstitel  das  fuudationsmäßige  Recht  der  Universität, 
und  zwar  in  ihrer  Eigenschaft  nicht  als  einer  unmittelbaren  Staats- 
anstalt, sondern  als  einer  eigenen  alten  Stiftungspersönlichkeit  oder  Öffent- 
lichrechtlichen Korporation  hinzu  *''®^).  Zweitens  und  vor  allem  kann  die 
bloße  Staats  aufsieht  zur  Legitimierung  eines  solchen  einseitigen  Aktes 
nicht  ausreichen,  zumal  da  bei  den  heutigen  Geld  Verhältnissen  von  einem 
Übermaß  der  Entlohnung  der  Kapitularen  für  ihre  kirchlichen  Zwecken 
(mögen  diese  auch  begrenzte  sein)  dienende  Tätigkeit  —  2100  bis  800  Mk. 
jährlich  —  füglich  nicht  gesprochen  werden  kann. 

6.  Nur  kurz  erwähnt  soll  werden,  daß  in  der  Staatsaufsicht ,  die 
Art.  50  Abs.  1  der  neuen  sächs.  Verfassung  vorsieht ,  auch  die  Aufsicht 
über  die  beiden  Stifter  im  Interesse  des  Denkmalschutzes  inbegriffen  ist, 
und  zwar  über  den  Rahmen  des  Sächs.  Gesetzes  gegen  die  Verunstaltung 
von  Stadt  und  Land  vom  10.  März  1909  (GVBl.  S.  219)  und  der  in  Aus- 
führung des  Art.  150  Abs.  2  der  Reichs  Verfassung  von  Reichswegen  er- 
lassenen Verordnungen  über  die  Ausfuhr  von  Kunstwerken  vom  11.  Dez. 
1919  (RGBl.  S.  1961)  und  über  den  Schutz  von  Denkmälern  und  Kunst- 
werken vom  8.  Mai  1920  (RGBl.  S.  913)  hinaus.  — 

Wer  hat  die  oben  zu  1 — 6  näher  umschriebene  Staatsaufsicht  über 
die  beiden  Stifter  auszuüben?  Wie  ausgeführt  ist,  „die  Regierung"  als 
Staatsorgan  in  Gemäßheit  des  Art.  50  Abs.  1  der  neuen  Sächs.  Ver- 
fassung. Daß  darunter  nicht  notwendig  das  Gesamtministerium  zu  ver- 
stehen ist,  lehrt  schon  der  Vergleich  mit  Abs.  2  ebenda ,  wo  im  Gegen- 
satz zu  Abs.  1  nicht  von  der  Regierung,  sondern  ausdrücklich  vom  Ge- 
samtministerium als  der  den  Religionsgesellschaften  die  Rechte  der  öffent- 
lichen Körperschaften  verleihenden  Behörde  die  Rede  ist.  Art.  25  steht 
nicht  entgegen,  wie  der  Zusammenhalt  mit  den  einzelnen,  die  Zuständig- 
keiten ordnenden  Bestimmungen  der  Verfassung,  insbesondere  mit  Art.  30 
und  29  Abs.  1  Satz  2,  und  weiter  der  Vergleich  mit  der  Verwendung  des 
Wortes  „Reichsregierung^  in  der  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919 
ergibt.  Wie  dort  darunter  „bald  das  Kollegium,  bald  der  Reichskanzler 
allein ,  bald  der  Reichskanzler  mit  einem  oder  mehreren  Fachministem, 
bald  ein  Fachminister,  bald  mehrere  Fachminister  verstanden  werden"  *®*), 
so  ist  auch  in  der  sächs.  Verfassung  „Regierung"  als  Organ  je  nach  der 
Zuständigkeit  im  einzelnen  Falle  das  Gesamtministerium  oder  das  einzelne 


«°»)  Siehe  oben  S.  4;    v^l.   Otto  Mayer,    Deutsches   Verwaltungsrecht  II  S.  609f., 
610  Anm.  18. 

«o«)  Erich  Kaufmann  im  Handbuch  der  Politik.  3.  Aufl..  Bd.  3  (1921)  S.  50f. 
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Faclimmisteriuiii  ^^}.     Da  Art.  50  Abs.  1  über  die  Zuständigkeit   für  die  t 
Staatsaufsicht  über  die  Religionsgesellschaften  nichts  näheres  sagt,  so  dürfte  t 
für  diese  und  damit  auch   für   die   Aufsicht   über   die   beiden  ! 
Stifter  die  bisherige,   auf  §57   Abs.  1    der  Verfassung   von  1831    ge- 
gründete Zuständigkeit  des  Kultusministeriums  fortbestehen.   Dies  natür- 
lich   vorbehaltlich    einer    anderweitigen    Verteilung    durch    das   Gesamt- 
ministerium in  Gemäßheit  des  Art.  30  Abs.  1  der  neuen  Verfassung   und 
der  in  Abs.  3  ebenda  vorgesehenen  Befugnis  des  Gesamtministeriums  und 
vorbehaltlich   einer   besonderen   Regelung   in   dem   noch   zu  erwartenden 
Ausführungsgesetz  zu  Art.  50  Abs.  1.   Davon  wird  dann  auch  abhängen, 
ob   in   §  14   Abs.  4   des  Meißener ,    §  13  Abs.  3   des  Wurzener  Reform- 
vertrages (oben  5)  und  in  §  17  der  Wurzener  Kapitelsstatuten  von  1899 
(oben  3)  die  das  Kultusministerium  als  Aufsichtsbehörde  nennende  Fassung 
bleiben  soll  oder  zu  verändern  ist. 

§  18. 
6.  Verhältnis  zur  römisch-katholisclieu  Kirche. 

Die  römisch-katholische  Kirche  hat  im  Sommer  1921  das  Land 
Sachsen  aus  einer  terra  missionis,  d.  h.  einem  Missionsland  mit  außer- 
ordentlicher katholischer  Kirchenverfassung  unter  einem  Apostolischen 
Vikar  für  die  Erblande  und  einem  Apostolischen  Präfekten  für  die 
Lausitz ,  zu  einer  terra  Sanctae  Sedis ,  d.  h.  einer  Diözese  mit  einem 
ordentlichen  Kirchenoberen,  einem  Diözesanbischof  an  der  Spitze,  gemacht. 
Die  päpstliche  „Suppressions-,  Erektions-  und  Restitutions" -Bulle  ist  in 
der  Nummer  11  vom  1.  September  1921  des  Annus  XIII  der  Acta  Apo- 
stolicae  Sedis  (XIII  S.  409  ff.)  veröffentlicht  als  Apostolische  Konstitution 
„Sollicitudo  omnium  Ecclesiarum"  vom  24.  Juni  1921 2^*).  Sie  erhebt 
die  KoUegiatkirche  St.  Petri  in  Bautzen,  also,  was  kaum  je  dagewesen 
sein  dürfte ,  eine  Simultankirche ,  in  deren  einem  Kirchteil  die  evange- 
lische Kirchgemeinde  Gottesdienst  zu  halten  berechtigt  ist  und  das 
evangelische  Kirchenlehn  grundbücherliches  Teileigentum  hat  ^^^),  zur 
Kathedrale  des  neuen  sächsischen,  exemten  (d.  h.  unmittelbar  dem  Heiligen 
Stuhl  unterstellten  und  nicht  einer  Kirchenprovinz  unter  einem  Metro- 
politen eingegliederten)  Bistums.  Sie  bestimmt,  daß  die  Diözese  „Meißen" 
genannt  werden  soll  („Misnensis  nuncupanda")  und  begründet  dies  damit, 
daß  dadurch 

„antiqua  dioecesis  Misnensis,  aliquot  abhinc 
saeculis  exstincta,  restitueretur." 

*^^)  Konrad  Woelker,  die  Verfassung  des  Freistaates  Sachsen,  Leipzig  1921,  Vor- 
bem.  4  vor  Art.  25  S.  110 ff.,  113. 

20*)  Sie  ist  unten  im  Anhang  abgedruckt:  Urk.  VII. 

*^^)  Siehe  Richard  Vötig,  die  simultankirchlichen  Beziehungen  zwischen  Katholiken 
und  Protestanten  zu  St.  Peter  in  Bautzen,  Leipziger  Jurist.  Dissertation,  1911. 
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Da  eine  katholische  Diözese  nach  der  Bistumskathedrale  genannt  zu 
werden  pflegt ,  so  ist,  wie  Zeitungen  und  Broschüren  dartun  ^^),  bei  der 
evangelischen  Bevölkerung  Sachsens  Beunruhigung  wegen  des  Doms  zu 
Meißen  entstanden. 

Demgegenüber  ist  von  katholischer  Seite  der  alte  Name  des  neuen 
Bistums  daraus  erklärt  worden,  daß  der  Lausitzer  Teil  des  Bistums  seit 
alters  her  bis  auf  den  heutigen  Tag  den  Titel  „Bistum  Meißen"  geführt 
habe  und  dieser  Titel  nunmehr,  und  zwar  aus  Gründen  rein  historischer 
Beminiscenz,  auch  auf  andere  Teile  ausgedehnt  worden  sei  ^^'j.  In  der  Tat 
hat  Bischof  Johann  IX.  von  Meißen  im  Jahre  1560  den  damaligen  Dekan 
des  Stiftes  zu  St.  Peter  in  Bautzen,  Johannes  Leisentritt,  zum  bischöf- 
lichen „Commissarius  generalis"  in  den  beiden  Lausitzen  bestellt,  was 
1561  durch  den  Kaiser  im  Einverständnis  mit  der  römischen  Kurie  be- 
stätigt wurde.  Es  hat  dann  der  päpstliche  Nuntius  Melchior  Biglia  1567 
„auctoritate  apostolica"  dem  genannten  Dekan  als  „Episcopatus  Misnensis 
per  Superiorem  et  Inferiorem  Lusatiam  Administratori  et  Commissario 
generali"  die  Ausübung  der  „Spiritualia  dicti  Episcopatus  Misnensis" 
förmlich  übertragen  und  1570  das  „jus  Administraturae"  der  „Ecclesiae 
Budissinensi  totique  Capitulo  catholico"  förmlich  „inkorporiert".  Diese 
Administratur  des  Bautzener  Stiftsdekans ,  die  lange  noch  sogar  geist- 
liche Jurisdiktionsrechte  über  die  Protestanten  der  Lausitz  in  sich  besrriff, 
hat  sich  erhalten  ^°^).  Sie  ist  zwar  später  in  eine  „Praefectura  Apostolica 
Lusatiae"  übergegangen  und  ist  damit  von  Rechts  wegen  in  den  Organis- 
mus der  Mission  einbezogen  worden  ^^^),  Und  es  ist  diese  Präfektur  seit 
Bischof  Mauermann  (1830)  mit  dem  Apostolischen  Vikariat  für  die  sächsi- 
schen Erblande  in  Dresden  in  Personalunion  verbunden  gewesen,  bis  beide 
Missionsämter  eben  durch  die  Apostolische  Konstitution  „Sollicitudo 
oranium  Ecclesiarum*'  vom  24.  Juni  1921  „supprimiert"  worden  sind. 
Es  hat  aber  bis  zuletzt  der  Apostolische  Vikar  zugleich  den  Titel  eines 
^episcopatus  Misnensis  per  Lusatiam  superiorem  ditionis  Saxonicae  ad- 
ministrator  ecclesiasticus",  also  eines  kirchlichen  Verwalters  des  Bistums 
Meißen  für  die  Oberlausitz  sächsischen  Anteils,  beibehalten,  und  es  hat 
das  Stift  zu  St.  Peter ,  unter  staatlicher  Anerkennung  (z.  B.  in  §  63 
Ziff.  9  der  Verf.-Urk.  von  1831),  den  Titel  „Domstift"  geführt.   Damit  ist 


^  Vgl.  z.  B.  die  oben  N.  185  angeführte  Schrift  von  Emil  Koerner. 

"')  Siehe  Leipziger  Kirchenblatt  vom  23.  Oktober  1921,  Jahrgang  9  Nr.  4  S.  29. 

*"*)  Vgl.  über  alles  dies:  Eduard  Machatschek,  Geschichte  der  Bischöfe  des  Hoch- 
stiftes Meißen  (1884)  S.  787 f.,  790,  797 flf.,  799,  805 f.;  Wetzer  und  Weites  Kirchen- 
lexikon, 2.  Aufl.,  Bd.  7  (1891)  Art.  , Lausitz*  Sp.  1546ff.  und  Art.  .Leisentritf  Sp.  1701; 
Joseph  Preisen,  Verfassungsgeschichte  der  katholischen  Kirche  Deutschlands  in  der  Neu- 
zeit (1916)  S.  152;  Vötig  a.  a.  0.  S.  19ff. 

to9^  Vgl.  Johannes  Baptist  Sägmüller,  Lehrbuch  des  katholischen  Kirchenrechts, 
3.  Aufl.,  §  104,  Bd.  1,  S.  490 f.;  Hinschiua  II  S.  355 f. 
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diesem  Teil  der  Lausitz  im  Veifassuiigsorganismus  der  römisch-katholi- 
schen Kirche  neben  der  offiziellen  Eigenschaft  als  terra  missionis  noch 
die  Eigenschaft  als  Rest-Teil  des  früheren  katholischen  Bistums  Meißen 
l'örmlich  bewahrt  worden  —  eine  eigentümliche  Doppelstellung ,  welche 
die  Gegenwart  mit  der  vorreformatorischen  Zeit  zu  verbinden  trachtete. 
Danach  hat  man  für  die  sächsische  Lausitz  in  der  Tat  die  Traditionen 
des  katholischen  Bistums  am  längsten  und  bis  auf  die  heutige  Zeit  auf- 
rechterhalten.   . 

Vor  allem  aber  ist  in  Ansehung  des  Doms  zu  Meißen  auf  die  klare 
Rechtslage  hinzuweisen. 

Das  katholische  Hochstift  Meißen  ist  nach  der  Reformation  zu 
einem  evangelischen  Hochstift  geworden  ^^^). 

Der  Westfälische  Friede,  Instrumentum  pacis  Osnabrugense  Art.  V 
§  14,  hat  wegen  des  konfessionellen  Besitzstandes  vom  1.  Januar  1624  end- 
gültig völkerrechtlich  und  reichsstaatsrechtlich  2^^)  für  den  evangelischen  Be- 
sitz an  Domkirche,  Domkapitel  und  Stiftsgütern  entschieden  und  damit  jede 
künftige  Revindikation  von  katholischer  Seite  ausgeschlossen  ^'2).  Daran 
hat  bekanntlich  der  von  Papst  Innocenz  X.  gegen  die  Friedensbestim- 
mungen in  der  Bulle  „Zelo  domus  Dei"  vom  20.  November  1648  ein- 
gelegte Protest  2^^)  als  ein  durchaus  einseitig  gebliebener  Akt  nichts  ändern 
können.  Das  Friedensinstrument  selbst  hatte  in  Erwartung,  daß  ein 
solcher  Einspruch  des  Papstes  kommen  würde,  ihn  durch  die  allgemeine 
Vorschrift  in  Art.  XVII  §  3  (Zeumer  S.  432)  im  voraus  für  unzulässig 
erklärt.  Der  Kaiser  verbot  die  Publikation  der  Bulle  in  Deutschland^^'*). 
Der  Westfälische  Friede  blieb  die  Rechtsgrundlage  bis  zur  Auflösung 
des  Reichs  im  Jahre  1806.  Seine  Bestimmungen  behielten  aber  darüber 
hinaus  Geltung,  nunmehr  als  Bestandteil  der  einzelstaatlichen  Rechts- 
ordnung, freilich  fortan  in  deren  Rahmen  aufhebbar  und  abänderlich  ^^^). 
Für  Sachsen  freilich  wurden  sie  alsbald  infolge  seines  Beitritts  zum 
Rheinbund  außer  Kraft  gesetzt.  Denn  Art.  II  der  Rheinbundsakte  vom 
11.  Juli  1806    (Zeumer  S.  532)    erklärte    alle    Gesetze   des   alten  Reichs 

210)  Oben  S.  6ft". 

2")  In  Erfüllung  der  in  Art.  XVII  §  2  gegebenen  Zusage  hat  der  Jüngste  Reichs- 
abschied von  1654  §§  4  und  5  (Zeumer,  Quellensammlung,  2.  Aufl.,  S.  447)  das  Friedens- 
instrument als  ^ein  ewiges  Gesetz  und  Sanctio  jDragmatica,  gleich  andern  des  Heil. 
Reichs  Fundamental-Satz-  und  Ordnungen  verbündlich ",  sich  einverleibt. 

212)  Oben  S.  10  f. 

213)  Carl  Mirbt,  Quellen  zur  Geschichte  des  Papsttums  und  des  römischen  Katholi- 
zismus, 3.  Aufl.  (1911),  Nr.  440  S.  294. 

2»*)  Georg  Phillips,  Kirchenrecht  Bd.  3  S.  477;  Mirbt  a.  a.  0. 

21**)  Siehe  Hinschius  (Sehling)  in  Hauck-Herzog,  Realencyklopädie,  8.  Aufl..  Bd.  21 
(1908)  S.  176  am  Schluß  des  Art.  „Westfälischer  Frieden".  Vgl.  allerdings  die  ein- 
schränkendere Formulierung  bei  Karl  Rieker,  Die  rechtliche  Stellung  der  evangelischen 
Kirche  Deutschlands  S.  334  Anm.  1. 
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für  Land  und  Leute  der  Rheinbundataaten  als  null  und  nichtig,  und 
Art.  V  des  den  Beitritt  regelnden  Posener  Friedensvertrages  vom  IL  De- 
zember 1806  2^^)  bestätigte  dies  noch  besonders  für  die  „lois  et  actes 
qui  determlnaient  les  droits  r^ciproques  des  divers  cultes  ^tablis  en 
Allemagne".  Die  Frage  aber,  ob  später  in  Sachsen  durch  die  Auflösung 
des  Rheinbundes  die  landesrechtliche  Geltung  der  alten  Reichsgesetze 
von  selbst  wiederhergestellt  wurde,  kann,  was  den  konfessionellen  Besitz- 
stand anlangt,  ganz  dahingestellt  bleiben.  Denn  der  Inhalt  der  hierauf 
sich  beziehenden  Friedensbestimmungen  war  inzwischen  bereits  zum  In- 
halt einer  ausdrücklichen  landesgesetzlichen  Regelung  ge- 
worden ,  nämlich  in  dem  Mandat  des  Königs  Friedrich  August  L,  die 
Ausübung  des  Römisch-Katholischen  G^ottesdienstes  betreffend ,  vom 
16.  Februar  1807  *i').  Dieses  Mandat ,  das  gerade  in  Ausführung  des 
Art.  V  des  Posener  Friedens  die  Gleichstellung  der  katholischen  mit  der 
evangelischen  Kultusübung  verordnete,  schloß  daran  den  Satz  an: 

„Also  erklären  Wir  zugleich,  zu  desto  mehrerer  Beruhigung  Unserer 
getreuen    Unterthanen   Augsburgischer  Confession,   hierdurch   aus- 
drücklich, daß  sie  bei  ihren  Kirchen,  Gottesdienst,  Ceremonien,  Ge- 
bräuchen, öffentlichen  Lehr-  und  Unterrichts-An stalten ,  Beneficien, 
Einkünften  und  Nutzungen,  auch  piis  causis,  auch  ferner  ungestört 
gelassen  und  ohne  Abbruch  geschützt  und  gehandhabt  werden  sollen/ 
Durch    diese    „Religions- Assekuranz"    war    auch   in   Sachsen    die   Fort- 
geltung des  konfessionellen  Besitzstandes,  folglich  auch  in  Ansehung  des 
Hochstifts  und  des  Doms  zu  Meißen,  wie  ebenso  des  Stifts  und  der  Stifts- 
kirche  zu  Würzen ,    staatsgesetzlich  gewährleistet.     Der  §  60   der  Ver- 
fassungsurkunde  vom  4.  September  1831,  der,  wie   oben   in  §  17  unter 
Ziff*.  2  hervorgehoben  ist,  auch  die  Stiftungen  und  Anstalten  des  öffent- 
lichen Rechts  betraf,  bestätigte  dies  staatsgrundgesetzlich***). 

Dem  entsprechen  die  oben  S.  35  unter  g  mitgeteilten  Eintragungen 
in  den  Grundbüchern.  Insbesondere  ist  das  Eigentum  an  der  Domkirche 
zu  Meißen  für  das  Hochstift  mit  dem  Vermerk  eingetragen : 

„Das    Hochstift  Meißen   besitzt   das    Grundstück   seit   rechts- 

verwährter  Zeit"   —  laut  Anzeige  vom  30.  Oktober  1865. 

Die  Angabe  des  Rechtsgrundes  für  den  Eigentumserwerb  wurde  hiernach 

durch     den    Hinweis     auf    unvordenklichen    Besitz    ersetzt.      Die    Ein- 

.tragung   begründet   heute  gemäß  §  891  BGB.  eine  Rechtsvermutung  für 


>^«)  Kousset-Martens,  Recueil  des  traites,  Supplement  T.  IV  (1808)  p.  385;  Rieker 
a.  a.  0.  S.  342. 

*'')  Codex  Augusteus,  Fortsetzung  III,  Abt.  1  S.  111;  v.  Seydewitz,  Codex  des  Kirchen - 
und  Schulrechts,  3.  Aufl.,  S.  99.  Dazu  v,  Weber,  Systematische  Darstellung  des  im 
Königreiche  Sachsen  geltenden  Kirchenrechts,  2.  Aufl..  Bd.  I  (1843)  S.  38  N.  74. 

"»)  Vgl.  V.  Weber  a.  a.  0.  S.  62,  auch  Anm.  30. 


—     78     — 

das  Eigentum  des  Hochstiftes,  so  daß  dieses  in  einem  Rechtsstreit  der 
eigenen  Beweisführung  enthoben  wäre  ^^^).  Auch  dies  wirkt  bei  der 
evangelischen  Natur  des  Hochstifts  zugunsten  des  evangelischen  Besitz- 
standes. 

Endlich  ist  jetzt  durch  Art.  138  Abs.  2  der  neuen  Reichsverfassung 
vom  11.  August  1919  das  Eigentum  der  Stifter,  also  auch  dasjenige 
am  Dom  zu  Meißen,  für  das  evangelisch-lutherische  Kirchen wesen  nicht 
bloß  gegenüber  dem  Staat  (oben  §  13  a.  E.),  sondern  auch  im  Verhältnis 
zur  katholischen  Kirche  wieder  reichsstaatsrechtlich,  und  zwar  mit  Ver- 
fassungsschutz, gewährleistet. 


^^•)  Es  ist  herrschende  Meinung,  daß  §  891  auch  für  solche  Eintragungen  gilt, 
die  aus  einem  alten,  landesrechtlichen  Grundbuch  in  das  neue,  reichsrechtliche  Grund- 
buch übernommen  sind,  selbst  wenn  nach  den  Gesetzen,  die  für  die  alten  Eintragungen 
galten,  eine  entsprechende  Vermutung  nicht  gegeben  war.  Habicht,  Einwirkung  des 
BGB.  auf  zuvor  entstandene  Rechtsverhältnisse,  3.  Aufl.,  S.  476;  Kommentare  von  Planck, 
zu  §  891  N.  7  (4.  Aufl.  Bd.  3  S.  215),  von  Staudinger,  zu  §  891  N.  8  (7/8.  Aufl.  Bd.  3 
S.  181);  Martin  Wolff,  Sachenrecht,  4.  Bearb.  (in  Enneccerus-Kipp-Wolff,  Lehrb.  des 
bürgerl.  Rechts,  12.— 14.  Aufl.,  II  1),  1921,  §  50  N.  6  S.  140;  OLG.  Dresden  VII  S.  vom 
30.  6.  1905  in  Annalen  des  Sachs.  OLG.  27  S.  155 f.;  Reichsgericht  V  Z.-S.  vom  11. 11. 1911 
und  vom  8.  2.  1913  in  Gruchots  Beiträgen  56  S.  599f.  und  57  S.  989.  Das  gilt  insbesondere 
für  Sachsen  nach  §  2  der  Verordnung  zur  Ausführung  der  Grundbuchordnung  vom 
26.  Juli  1899,  wonach  die  bisherigen  Grund-  und  Hypothekenbücher  Grundbücher  im 
Sinne  des  Reichsrechts  sind.  Kloss,  Sachs.  Landesprivatrecht,  2.  Aufl.,  S.  141.  Es  kommt 
also  nicht  darauf  an,  ob  nach  früherem  sächsischen  Recht  der  §  302  des  Sachs.  BGB. 
auf  „die  bei  Anlegung  eines  Grundbuchfoliums  erfolgte  Verlautbarung  einer  Person  als 
Eigentümer"  —  so  lag  es  in  unserem  Falle  —  anzuwenden  war  oder  nicht.  Vgl.  Paul 
Grützmann,  Lehrbuch  des  Königlich  Sächsischen  Privatrechts  Bd.  1  S.  149. 


Anhang: 
URKUNDEN. 


I. 

Revers  des  Kurfürsten  Jolianu  Georg  II.  vom  15.  Juni  1663. 

ün^edruckt.  Urschrift  im  Archiv  des  Domstiftes  Meißen,  auf  Pergament, 
77,2  cm  breit,  53  cm  hoch,  mit  dem  vollerhaltenen  großen  kurfürstlichen 
Siegel  an  schwarzgelber  Schnur.  Fehlerhafte  Abschrift  im  Hauptstaatsarchiv 
Dresden,  Loc.  9000  „Kursächsische  Postulation,  Kapitulation  und  Revers  wegen 
des  Stiftes  Meißen  1663%  fol.  553  ff.  Abschrift  in  den  Meißener  Akten  Ren. 
Lit.  B  Nr.  22. 

Über  diesen  Revers  oben  S.  12  N.  46.  Er  korrespondiert  mit  der  Postulatio 
perpetua  und  der  Capitulatio  perpetua,  die  beide  vom  gleichen  Tage  datiert 
sind.    Diese  sind  gedruckt  an  den  oben  N.  45  und  47  angeführten  Stellen. 

Von  Gottes  gnaden  Wir  Johann  Georg  der  Andere,  Herzog  zu  Sachsen, 
Jülich,  Cleve  und  Berg,  des  heiligen  Römischen  Reichs  Ertzmarschalch  und  Char- 
fürst,  Landgraf  in  Thüringen,  Marggraf  zu  Meißen,  auch  Ober :  und  Niederlausitz, 
Burggraf  zu  Magdeburg,  Graf  zu  der  Marg  und  Ravensberg,  Herr  zum  Ravenstein, 
Vor  uns  und  unser  ChurErben  thun  hiermit  künden  und  bekennen,  demnach  in 
betrachtung  der  sorg :  und  gefährlichen  Zeiten  erwogen ,  wie  leichtlich  durch 
allerhand  machinationes  dem  hohen  Stiefi'te  Meißen,  so  nunmehro  durch  ordent- 
liche postulation  an  uns  kommen  und  durch  Gottes  gnade  bies  an  unser  seeliges 
ende  zu  deßen  aufnehmen  und  Wohlfahrt  administrirt  und  regiert  werden  soll, 
allerhand  gefahr,  Zerrüttung  und  verderben  zuwachsen  könte,  wann  nicht  ander- 
weit mit  reiffen  rathe  und  guter  vorbetrachtung  diesfals  gnugsamer  Vorsehung 
geschehe ;  So  haben  die  Würdige,  Veste  und  Hochgelarte,  DomProbst,  Dechandt, 
Senior  und  DomCapitul  bemelten  Stiffts,  vermittelst  anruffung  der  heiligen  hoch- 
gelobten Dreyfaltigkeit,  aus  unterthänigster  devotion  unnd  vertrauen  zu  Uns  und 
unsern  Chur-  und  Fürstin.  Hause ,  umb  der  Ihnen  und  dem  Stiefft  von  unsers 
hochgeliebten  Herrn  Vaters  und  unserer  Vorfahren  Gn.  Christmilden  gedächtnüs 
erwiesnen  und  von  ihnen  mit  unterthänigsten  Danck  erkanten  gnaden  und  be- 
förderung ,  sambt  und  sonders,  freywillig  und  mit  wohlbedachtem  muthe ,  auch 
einhelligen  Schlüsse,  zu  unsern  besondern  gefallen,  unterthänigst  sich  ercläret, 
versprochen  und  zugesagt ,  dass  Sie  nach  unsern  in  des  Barmherzigen  Gottes 
gnädigen  willen  stehenden  seeligen  absterben  unsern  iezigen  ChurPrinzen  und 
deßelben  ChurErben,  und  im  fall  diese  iezige  ChurLini  (:  welches  doch  Gott  in 
gnaden  abwenden  wolle :)  gänzlich  abgehen  solte,  den  nechstfolgenden  aus  unsers 
hochgeliebten  Herrn  Vaters,  Churfürst  Johann  Georgens  des  I.  Christmilden  ge- 
dächtnüs ,  hohen  ChurHause  entsprossenen  ChurErben  und  Unsern  allerseits  an 
der  Churwürde  nächsten  Nachfolger,  wofern  dieselben  dem  Exercitio  der  wahren 
Evangelischen  Lutherischen  Religion  selbsten  zugethan ,  auch  das  DomCapitul 
und  StifFt  bey  dieser  rechten  Lehre  verbleiben,  und  Sie  allerseits  bey  der  unter 
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heutigen  Acto  aufgerichteten  Vergleichung   und  allen*)  Stieftischen  Juribus  gt 
ruhig  lassen,  und  ungehindert  handhaben  werden,  aller  frembden  hindangesezel, 
unverrückt  zu  einem  Bischoff  oder  Administratorn   des  Stieffts  Meißen  erwehlen 
und  postuliren  wollen,    nach  mehrern  inhalt  des  uns  unter  heutigem  dato  aus- 
gefertigten Instrumenti  perpetuae  Postulationis. 

Welche  des  DomCapituli  unterthänigste  Affection  und  neigung  zu  uns 
und  unserm  ChurHause  wir  gnädigst  gern  gehöret,  auch  das  ausgefertigte 
Instrumentum  postulationis  perpetuae  zu  gnaden  auf  und  angenommen ,  und 
darbey  die  an  uns  Ihren  schweren  zu  dem  Stieffte  geleisteten  Pflichten  nach 
unterthänigst  gesonnene,  auch  selbst  gnädigst  anerbothene  Sicherung  vor  nicht 
unbillich  befunden.  Als  thun  Wier  uns  hiermit  und  in  krafft  dieses  vor  uns 
und  und  Unsere  ChurErben  verpflichten,  verreversiren  und  zusagen,  bey  unsern 
Churfürstln.  würden,  guten  treu  und  glauben,  daß  Wir  und  unser  ChurErben 
das  Stiefft  Meißen  und  DomCapitul  bey  dem  Exercitio  der  rechten,  allein  seelig- 
machenden  Lehre  Göttlichen  Wortts ,  denen  dreyen  HaubtSymbolis ,  der  unge- 
enderten  Augspurgischen  Confession,  Schmalkaldischen  Articuln,  und  Christlichen 
Concordien  Buche ,  bey  Administration  gleich  durchgehender  Justiz ,  bey  der 
zwischen  Uns  und  dem  DomCapitul  aniezo  aufgerichteten  Vergleichung  und 
inhalts  derselben  bey  Ihren  Praecedentien ,  Prälaturen,  Canonicaten,  Dignitäten, 
Imuniteten,  Privilegien,  Receßen,  Special -Concessionen,  Rescripten,  Gerechtig- 
keiten und  alten  Herkommen  schüzen  und  handhaben,  auch  dieser  beschehenen 
perpetuirlichen  Postulation  halber  gegen  iedermänniglich  auf  unsere  Uncosten 
vertretten  undt  verthätigen  wollen.  Wier,  unsere  Erben  und  Nachfolgere  an  der 
Chur  und  Stiefft  Meißen  wollen  bey  zukünfftigen  sich  zutragenden  begebenheiten 
die  zwischen  uns  und  dem  DomCapitul  aniezo  aufgerichtete  Vergleichung  von 
fällen  zu  fällen  wiederholen  und  erneuern ,  auch  soll  dieselbe  dem  DomCapitul 
von  unsern  ChurErben  unter  ihren  Insiegel  und  Handschriefft  iederzeit  volnzogen 
überantworttet,  darauf  von  den  Stieffts  ünterthanen  in  beyseyn  der  Capitularen 
die  Huldigung  im  Stiefft  geleistet  werden. 

Wir  wollen  auch  ernstlich  anbefehlen,  dass  dasjenige,  so  aus  der  Procuratur 
dem  DomCapitul ,  Ihrer  StifftsFabriken  und  andern  gebüret ,  zu  rechter  Zeit 
ohne  Verhinderung  verzug  und  abbruch  an  gelde  gereichet ,  Im  übrigen  auch 
allen  ihren  iezigen  und  in  Zukunfft  entstehenden  beschwerungen  schleunigst 
remediret  und  abgeholffen  werde ;  Jedoch  dem  Hause  Sachsen  an  seiner  Erbschuz : 
und  andern  Gerechtigkeiten,  soviel  dasselbe  und  deßen  Vorfahren  zu  recht  oder 
nach  gewohnheit  hergebracht  oder  befugt  sein,  unnachtheilig  und  unabbrüchlich, 
Inmaßen  dieselben  hiermit  ausdrücklich  vorbehalten  werden.  Alles  treulich  unnd 
ungefehrlich. 

Dessen  zu  Urkund  haben  wier  unser  Insiegel  an  diesen  Brieff  wißentlich 
hangen  laßen,  unnd  unns  mit  eigenen  Händen  unterschrieben. 

Geschehen  und  geben  nach  Christi  unsers  lieben  Herrn  und  Seelig- 
machers geburth  am  Fünfzeh  enden  Juny,  im  Sechszehenhundert  und  Drey  unnd 
Sechzigstem  Jahre. 

Johann  Georg  Churfürst. 


*)  Danach  ist  offenbar  oben  S.  12  Z.  12  von  oben:  „allein*  in  „allen"  zu  ver- 
bessern. In  den  beiden  Drucken  und  in  der  für  den  laufenden  Gebrauch  im  Hochstift 
bestimmten  handschriftlichen  ürkundensammlung  steht  an  der  betreffenden  Stelle  der 
Postulatio  perpetua  das  Wort  „allein".  Im  Konzept  der  letzteren  in  den  Meißener 
Akten  Rep.  B  Nr.  22  ist  aber,  ebenso  wie  an  der  korrespondierenden  Stelle  der  oben 
abgedruckten  Urschrift  des  Reverses,  deutlich:  „allen"  zu  lesen. 


83 


II. 


Deklaration  des  Könis:s  Friedrich  August  I.  gegenüber  dem  Domkapitel 
zu  Meißen  vom  16.  Dezember  1818. 

Ungedruckt.  Urschrift  im  Archiv  des  Domstiftes  Meißen,  auf  Pergament, 
in  grünem  Sammet  gebunden,mit  Siegel  in  vergoldeter  Kapsel  an  goldgewirkt«r 
Schnur.  Vom  Stiftssyndikus  unter  dem  16.  Mai  J820  beglaubigte  Abschrift 
in  den  Wurzener  Kapitelsakten  Registr.  Nr.  821. 

Von  Gottes  Gnaden,  Wir  Friedrich  August  König  von  Sachsen  etc.  etc.  etc. 
i  hun  kund  und  bekennen  in  Kraft  dieses  Briefes  : 

Nachdem  in  der  mit  den  Würdigen  Vesten  und  Ilochgelahrten,  DomProbst, 
Dechandt,  Senior  und  Dom-Capitul  des  Stifts  Meißen  unterm  Ib^  Juny  1663. 
aufgerichteten  und  am  16i^  May  1771.  von  Uns  erneuerten  Capitulation  unter 
andern  in  dem  ersten  Puncte  enthalten :  daß  mit  des  Dom-Capituls  Rath  und 
Vorwissen  in  gedachtem  Stifte  7a\  Würzen  eine  ordentliche  wesentliche  Regie- 
rung geordnet  werden  solle,  in  welcher  auf  die  daselbst  näher  bestimmte  Weise 
auch  die  geistlichen  und  Consistorial-Sachen  zu  verhandeln  seyen ,  nun  aber 
für  die  innere  Landesverwaltung  zweckmäßiger  gefunden  worden ,  die  seitdem 
bestandene  Stift  Meißnische  Regierung  und  das  Stifts-Consistorium  zu  Würzen 
einzuziehen : 

So  haben  Wir ,  nach  vernommenem  Dafürhalten  der  über  die  Ausführung 
dieser  Maasregel  befragten  Landesbehörden ,  zuvörderst  das  Dom-Capitul  zu 
Meißen  von  dieser  bei  den  Stift  Meißnischen  Regierungs-Behörden  beabsichtigten 
Veränderung  in  Kenntnis  setzen  und  dessen  Erklärung  hierüber  erfordern  lassen. 

Es  hat  auch  das  Dom-Capitul  hierauf  in  einer  bei  gehaltenem  Stift- 
Meißnischen  General-Convente  zu  Würzen  unterm  28°-  May  1816.  verfaßten 
Schrift  die  dabei  vorwaltende  wohlthätige  Absicht  zu  Unserm  gnädigsten  Wohl- 
gefallen dankbar  anerkannt,  auch  zu  Beförderung  derselben  seine  Bereitwillig- 
keit erklärt ,  und  Wir  haben  Uns  auf  die  dabei  im  übrigen  gewünschte  fernere 
Erhaltung  der  Eigenthümlichkeiten  der  stiftischen  Verfassung  und  die  sonst  er- 
öffneten Anträge,  nach  vernommener  Erklärung  Unserer  getreuen  erbländischen- 
und  der  unter  ihnen  befindlichen  Stift-Meißnischen  Stände ,  folgendergestalt 
entschlossen : 

A.  Das  Hochstift  betreffend. 

1.  Mit  Einnahme  der  Huldigung  vom  Stifte  in  der  Stadt  Würzen  und 
der  Leistung  derselben  von  Seiten  des  Dom-Capituls  soll  es  ferner  in  der  bisher 
eingeführten  Weise  gehalten  werden ;  doch  wird  die  Aufforderung  der  stiftischen 
Stände  und  ünterthanen  dazu  künftig  durch  Unsere  Landesregierung  ergehen. 

2.  Die  Bestätigung  in  den  Canonicaten  und  die  Verleihung  der  Prälaturen 
wird  durch  die  wegen  der  evangelisch-geistlichen  Sachen  im  hiesigen  Königreiche 
beauftragten  Mitglieder  Unsers  Geheimen  Raths  mit  Beibehaltung  der  zeitherigen 
Curialien,  und  unter  dem  Stift-Meißnischen  Canzley-Secret  erfolgen.  Das 
letztere  soll  auch  bei  allen  Urkunden  und  Befehlen,  die  reinstiftische  Angelegen- 
heiten zum  Gegenstande  haben,  angewendet  werden. 

3.  Das  Dom  Capitul  behält  ferner  den  Mit  Gebrauch  der  vormals  bischöff- 
lichen  Bibliothek  und  soll  selbige,  so  lange  sie  in  Würzen  verbleibt,  im  Mit- 
beschlusse  und  Gewahrsam  haben.  Von  dem  vorhandenen ,  oder  insoweit  es  er- 
mangelt ,  darüber  zu  fertigenden  Inventario  ist  eine  Abschrift  zum  geheimen 
Archive  allhier  baldthunlichst  einzusenden. 

P  4.  Bei  künftiger  üebernehmung  des  Stift  Meißnischen  Archivs  mag  einem 

Bevollmächtigten    des  Dom  Capituls    der  Zutritt    und    die  Durchsicht   desselben 

6* 
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gestattet,  und  was  dieser  an  Urkunden  und  Nachrichten  zur  Aufbewahrung  bei 
dem  Capitul  geeignet  findet ,  ihm  entweder  originaliter  unter  behöriger  An- 
merkung, oder  befundenen  Umständen  nach,  abschriftlich  ausgehändiget  und  mit- 
getheilet  werden.  Die  unweigerliche  Mittheilung  der  sämmtlichen  Archiv-Stücke 
ist  gegenseitig  vorbehalten  worden. 

5.  Der  Superintendent  zu  Würzen  soll  ferner  den  Titel  eines  Stift  Meiß- 
nischen Superintendenten  führen  und  in  seinen  zeitherigen  Verhältnissen  zu  dem 
Dom  Capitul,  soweit  sie  die  Capitulationen  und  die  Observanz  festsetzt,  nament- 
lich bei  den  General-Conventen  zu  Würzen,  nicht  gestöret  werden. 

6.  Die  Dom  VicarStelle  zu  Meißen  soll  in  ihren  bisherigen  Verhältnissen 
sowohl  gegen  das  Dom-Capitul,  als  gegen  den  Stifts-Superintendenten  zu  Würzen 
ferner  verbleiben,  und  wird  übrigens,  nebst  den  übrigen  Consistorial-Angelegen- 
heiten  des  Stifts ,  dem  Consistorio  zu  Leipzig  unterwiesen ;  auch  werden  von 
diesem  bei  den  in  Ansehung  des  Domvikar  etwa  zu  ertheilenden  Aufträgen,  die 
von  dem  Dom-Capitul  durch  den  Stifts-Syndicus  auszuübende  weltliche  Coinspec- 
tions-Befugnisse  jederzeit  berücksichtiget  werden. 

B.  Das  CollegiatStift  betreffend. 

1.  Die  Bestätigung'  der  Collegiaturen  und  der  Aufrückungen  im  Collegiat- 
Stifte  soll  von  der  an  die  Stelle  der  Stifts-Regierung  tretenden  Behörde,  jedoch 
mittelst  verschlossener  Missiven  und  mit  Beobachtung  des  bisherigen  CurialStils 
geschehen. 

2.  Das  CollegiatStift  zu  Würzen  hat  sowohl  als  Corpus  als  in  Ansehung 
seiner  einzelnen  Mitglieder  den  in  Absicht  des  Gerichtsstandes  der  Schriftsassen 
überhaupt  erfolgenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  zu  unterwerfen. 

3.  Wir  genehmigen ,  dass  die  Besezung  des  OrganistenDienstes  an  der 
Stiftskirche  zu  Würzen  dem  dasigen  Capitul  überlassen  werde. 

C.  Die  StiftsStände  betreffend. 

1.  Wir  wollen  die  Behörden,  auf  die  die  Besorgung  der  von  den  stiftischen 
Collegien  bisher  betriebenen  Angelegenheiten  übergehen  wird,  künftig  dahin  an- 
weisen lassen ,  dass  sie  den  Stift- Würzen  sehen  Bezirk  stets  als  ein  besonderes, 
in  sich  geschlossenes  Ganze  behandeln  sollen. 

2.  Den  ritterschaftlichen  StiftsStänden  verbleiben,  so  lange  die  zeitherige 
Landtags-Verfassung  in  den  hierbei  einschlagenden  Beziehungen  keine  Abänderung 
erleidet ,  die  ihnen  als  einem  eigenen  Corpori  in  den  ritterschaftlichen  Aus- 
schüssen zustehende  Stellen ;  die  Einberufung  der  StiftsStände  zu  den  Landes- 
versammlungen und  Zufertigung  der  Ausschreiben  aber  wird  künftig  unmittelbar 
durch  Unsere  Landesregierung  geschehen. 

3.  Die  stiftischen  Vasallen  sollen  mit  der  Ablegung  nochmaliger  Lehns- 
pflicht bei  der  hiesigen  Lehns-Curie  auf  diesen  UeberweisungsFall  verschonet 
werden ;  sie  haben  aber 

4.  bei  den  führohin  allhier  vorzunehmenden  Lehnsverreichungen,  sowie  in 
den  allhier  vorfallenden  Lehnssachen  der  bei  hiesiger  LehnsCurie  eingeführten 
Taxe  sich  zu  fügen. 

5.  Gegen  diejenigen  unter  den  stiftischen  Vasallen,  welche  aus  dem  Stande 
des  hohen  Adels  sind,  als  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  wird  der  bisherige  Ge- 
brauch verschlossener  Missiven  und  des  besondern  CurialStils  ebenfalls  bei- 
behalten werden. 

6.  Wir  werden  jederzeit  geneigt  bleiben,  bei  vorfallenden  Stellbesetzungen 
in  den  an  die  Stelle    der  Stifts-ßegierung    und    des  Stifts-Consistorii    tretenden 
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Behörden    auf   hinlänglich    qaalificirte    Subjecte   aus    dem  Stifte    die    nach    den 
jedesmaligen  umständen  thunliche  Rücksicht  zu  nehmen. 

7.  Dem  Anverlangen  wegen  Collatur  der  Freistellen  ist  durch  die  unterm 
jQten  November  vorigen  Jahres  ünserm  OberConsistorio  ertheilte  Anordnung 
wegen  baldigster  Einrichtung  neuer  Alumnenstellen  in  den  Landschulen  Meißen 
und  Grimma  bereits  abgeholfen.  Die  Verleihung  derselben  soll  als  Entschädigung 
für  die  vorhin  in  der  Landschule  Pforta  betheiligten  CoUatoren  diesen  über- 
lassen werden. 

D.  Die  stiftischen  Unterthanen  betreffend. 

1.  Den  Eingebohrnen  des  Stifts  mag  zwar  ein  bestimmtes  Vorzugsrecht 
auf  die  Erlangung  der  im  Stifte  zur  Besetzung  kommenden  geistlichen  und 
Schulstellen  nicht  eingeräumt  werden ;  sie  haben  jedoch  gleiche  Berücksichtigung 
mit  Unseren  übrigen  Unterthanen  bei  geistlichen  Anstellungen  überhaupt  nach 
Maasgabe  ihrer   Qaalification  dazu  sich  zu  versprechen. 

2.  Bei  der  von  den  im  Stifte  vorhandenen  milden  Stiftungen  zu  machen- 
den Anwendung  wird  den  Fundationen  und  dem  13"-  Artikel  der  Capitulation 
auch  fernerhin  genau  nachgegangen  werden.  Auch  soll  die  bisher  von  dem 
Stiftshauptmann  zu  Würzen  ausgeübte  Collatur  des  Saalhausischen  Stipendiums 
in  eben  der  Art  und  Weise,  als  sie  von  diesem  besorgt  worden,  in  Zukunft  dem 
DomCapitul  überlassen  werden,  welches  jedoch  von  selbst  bedacht  sein  wird,  bei 
Vergebung  desselben  allenthalben  nach  demjenigen  sich  zu  achten ,  was  hier- 
unter bei  andern  Stipendien  gesezt  und  verfassungsmäßig  beobachtet  wird. 

3.  In  allen  Consistorial-  und  den  darunter  begriffenen  Ehesachen  verweisen 
Wir  das  Stift  Würzen  an  das  Consistorium  in  Leipzig. 

4.  Bei  den  für  das  bei  den  Wurzener  Oberbehörden  jetzt  angestellte  Per- 
sonal ausgesetzten  Wartegeldern  und  Pensionen  ist  auf  die  vom  DomCapitul 
für  sie  eingelegte  Fürsprache  gnädigst  Rücksicht  genommen  worden. 

5.  Auf  die  Erleichterung  der  Stadt  Würzen,  in  Betracht  des  dem  dortigen 
Nahrungsstande  nach  Einziehung  der  stiftischen  Collegien  entgehenden  Zuflusses, 
wird  in  vorkommenden  Fällen  thunlichst  Bedacht  genommen  werden. 

Durch  die  in  den  Stift  Meißnischen  Regierungs-Behörden  vor  sich  gehende 
Veränderung  soll  im  Uebrigen  den  dem  Stifte  und  dem  DomCapitul  zu  Meißen 
capitulationsmäßig  zustehenden  Rechten  kein  Eintrag  geschehen. 

Zu  dessen  Urkund  haben  Wir  Uns  mit  eigner  Hand  unterschrieben ,  und 
Unser  Innsiegel  an  diesen  Brief  hängen  lassen. 

So  geschehen  und  gegeben  zu  Dresden ,  den  sechszehnten  December  im 
Jahr  nach  Unsers  Heilandes  und  Seligmachers  Jesu  Christi  Geburt,  Eintausend, 
Achthundert  und  Achtzehn. 

Friedrich  August. 

Gottlob  Adolf  Ernst  Nostitz  und  Jänckendorf. 

Sr.  Königlichen  Majestät 

zu  Sachsen 
Declaration 

gegen  das  DomCapitul  zu  Meißen, 
die    durch  Einziehung   der    Stifts- 
Regierung  und  des  StiftsConsistorii  Carl  August  von  Zezschwitz. 
zu  Würzen  in  der  Stifts-Administra- 
tion verfügte  Veränderung  betreff'end. 


—   se- 
in. 

Bescheid  des  Königs  Friedrich  August  II.  aus  dem  Gesamtministerium 
für  das  Domliapitel  zu  Meißen  vom  19.  Dezember  1838. 

Ungedruckt.    Urschrift  im  Archiv  des  Domstiftes  Meißen. 

Bei  Sr.  Königlichen  Majestät  haben  Domprobst,  Dechant  und  Capitularen 
des  Hochstifts  Meißen ,  unterm  20.  Juni  1836  um  Erneuerung  der  perpetuir- 
lichen  Capitulation ,  in  der  nach  der  Declaration  vom  16.  December  1818 
modificirten  Maaße  ,  und  um  Annahme  der  hergebrachten  stiftischen  Huldigung 
zu  Würzen ,  von  Seiten  Sr.  jetztregierenden  Majestät ,  angesucht  und  es  ist 
hierauf  Allerhöchste  Entschließung  gefaßt  worden. 

Wenn  hiernach  Se.  Königliche  Majestät  bei  dem  gegenwärtig  stattgefundenen 
Regierungsantritte  die  hergebrachte  Huldigung  des  Stiftes  einzunehmen  nicht 
beabsichtigen ,  so  hat  es  zwar  auch  dermalen  einer  besonderen  Erneuerung  der 
perpetuirlichen  Capitulation  vom  15.  Juni  1663  und  der  Declaration  vom 
16.  December  1818  nicht  zu  bedürfen  geschienen,  da  die  dem  Hochstifte  er- 
weislich zustehenden  Rechte  ohnehin  schon  durch  §§  26  &  60  der  Verfassungs- 
urkunde und  das  derselben  vorausgegangene  Dekret  vom  1.  März  1831  ge- 
sichert sind  und  überhaupt,  nach  gegenwärtigem  Rechtszustande,  an  sich  gültige 
vertragsmäßige  Rechte ,  eben  so  wenig  als  Privilegien  bei  einem  Regierungs- 
wechsel einer  Erneuerung  bedürfen. 

Indessen  sind  doch  Se.  Königliche  Majestät  nicht  abgeneigt ,  dem  Dom- 
stifte, wenn  dasselbe  demohngeachtet  auf  dem  gestellten  Antrage  beharren  sollte, 
eine  die  perpetuirliche  Capitulation  erneuernde  Urkunde  ausstellen  zu  lassen. 
Da  jedoch,  wie  sich  das  Domkapitel  von  selbst  überzeugen  wird,  mehrere  Be- 
stimmungen darin,  wegen  immittelst  veränderter  Verhältnisse,  in  ihrer  jetzigen 
Fassung  nicht  mehr  passend  erscheinen,  so  wird  eine  abgeänderte  Fassung  dafür 
notwendig.  Die  hiernach  neuzuentwerfende  Fassung  dieser  Urkunde  wollen  aber 
Se.  Königliche  Majestät  vor  deren  Ausfertigung,  dem  Domkapitel  zu  Meißen,  um 
dasselbe  darüber  zu  hören ,  bei  Gelegenheit  derjenigen  Verhandlungen  vorlegen 
lassen,  welche  Allerhöchstdieselben,  in  Folge  ständischer  Anträge,  demnächst 
mit  mehrgedachtem  Kapitel  einleiten  zu  lassen  beschlossen  haben. 

Auf  Befehl  Sr.  Majestät  wird  vorstehende  Allerhöchste  Entschließung  dem 
Domkapitel  zu  Meißen  andurch  eröffnet. 

Dresden,  am   19.  December  1838. 

Gesammt-Ministerium. 
von  Lindenau.  von  Carlowitz. 


IV. 

Reformvertrag, 

das  Domliapitel  zu  Meißen  betr.,  vom  15.  Dezember  1859/25.  Februar  1860. 

Nachdem  durch  die  dermalige  Verfassung  des  Königreichs  Sachsen  und 
durch  die  in  deren  Folge  eingetretene  Veränderung  der  öffentlichen  Verhältnisse 
die  dem  Hochstift  Meißen  auf  Grund  der  mit  dem  Churhause  Sachsen  unter 
dem  löten  Juni  1663  abgeschlossenen  perpetuirlichen  Capitulation  zustehenden 
Freiheiten,  Privilegien,  Vorzüge  und  sonstigen  Gerechtsame  nicht  unwesentliche 
Veränderungen  erlitten  haben  und  in  Folge  dessen  von  Sr.  Majestät  dem  König 
dem  Capitel  eröffnet  worden,  daß  Allerhöchstdieselben  eine  Reform  der  Verfassung 


—     87     — 

des  Domcapitels  im  Wege  einer  Vereinbarung  wünschen  und  daß  von  Allerhöchst- 
(lonenselben  zu  den  diesfallsigen  Verhandlungen  das  Königliche  Ministerium  des 
Cultus  und  öffentlichen  Unterrichts  beauftragt  worden,  so  haben  die  Mitglieder 
des  Domcapitels  des  Hochstifts  Meißen  im  Gefühle  jener  ehrerbietigen  Hingebung, 
welche  dieselben  jederzeit  zu  bethätigen  bemüht  gewesen ,  dem  allgemeinen 
Staats  Wohle  Opfer  zu  bringen  sich  bereit  erklärt  und  es  ist  in  Verfolg  der  auf 
Sr.  Majestät  des  Königs  Befehl  von  dem  Königlichen  Ministerium  des  Cultus 
und  öffentlichen  Unterrichts  mit  den  Mitgliedern  des  Domcapitels  des  Hochstifts 
Meißen  eingeleiteten  Verhandlungen  unter  Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauf- 
tragten Herren  Staats-Minister  Folgendes  festgestellt  worden. 

1. 

Das  Domcapitel   zu  Meißen    besteht,  wie    zeither,    so    auch    künftig,    aus 
acht  Mitgliedern,  darunter  dem  Probste,  dem  Dechanten  und  dem  Senior. 


Die  Verleihung  der  Capitularenstellen  erfolgt  künftig ,  ohne  Unterschied 
zwischen  adeliger  und  bürgerlicher  Geburt,  nur  an  solche  Männer  des  evangelisch- 
lutherischen Glaubensbekenntnisses,  welche  Unterthanen  des  Königreichs  Sachsen 
sind  und  sich  in  demselben  um  die  evangelisch  -  lutherische  Kirche ,  um  das 
ünterrichtswesen,  oder  um  die  Universität,  oder  in  einem  von  ihnen  bekleideten 
höhern  Staatsamte  um  den  Staat  verdient  gemacht  haben. 

3. 

Wenn  bei  dem  Stift  Meißen  eine  Vacanz  eintritt ,  so  hat  dasselbe  dem 
Allerhöchsten  Stiftsherrn  drei  Candidaten  zur  Auswahl  in  Vorschlag  zu  bringen. 
Findet  sich  unter  diesen  keine  annehmliche  Persönlichkeit,  so  sind  drei  andere 
Candidaten  in  Vorschlag  zu  bringen.  Findet  sich  auch  unter  diesen  keine 
annehmliche  Persönlichkeit,  so  hat  für  dieses  Mal  der  Allerhöchste  Stiftsherr  die 
Stelle  ganz  nach  freier  Entschließung  an  eine  dazu  geeignete  Person  zu  vergeben. 

Rücksichtlich  des  Eintritts  der  beiden  Leipziger  theologischen  Professoren 
in  das  Hochstift  Meißen  verbleibt  es  bei  dem,  was  diesfalls  zeither  bestanden  hat. 

4. 
Bei  Erledigung  der  Stelle  des  Probstes  hat  das  Capitel  zu  deren  Wieder- 
besetzung dem  Allerhöchsten  Stiftsherrn  drei  seiner  Mitglieder  in  Vorschlag  zu 
bringen.  Befindet  sich  unter  den  Vorgeschlagenen  keine  annehmliche  Persönlich- 
keit, so  besetzt  der  Allerhöchste  Stiftsherr  für  dieses  Mal  die  Stelle  ganz  nach 
freiem  Ermessen,   doch  nur  mit  einem  Mitgliede  des  Capitels. 

5. 

Der  Dechant  wird  durch  die  Mitglieder  des  Capitels  gewählt. 
Die  Wahl    kann    nur    auf    ein  Mitglied    des  Capitels    fallen    und    ist    dem 
Allerhöchsten  Stiftsherrn  zur  Kenntnisnahme  anzuzeigen. 

6. 

Die  Stelle  des  Probstes  bei  dem  Capitel  St.  Petri  zu  Budißin  besetzt 
der  Allerhöchste  Stiftsherr  durch  ein  Mitglied  des  Domstiftes  Meißen ,  ohne 
hierbei  an  das  Senium  gebunden  zu  sein. 

Doch  kann  die  Wahl  keinen  der  beiden  Leipziger  theologischen  Professoren 
treffen. 
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7. 

Zur  Ausstattung  von  7  Capitularenstellen   bei  dem  Domcapitel   zu  Meißen 
werden  3300  r  - ,  ,  -  , ,  in  folgenden  Bezugsabstufungen  bestimmt,  als  : 

700  r  -  , ,  -  ,  ,  für  den  Domprobst, 

700  r  -  , ,  -  ,  ,     „       „     Dechant ,    incl.   100  r  -  , ,  -  , ,    als  Entschädiguni 
für  Reisen  und  Geschäftsaufwand, 


500 

r-  , ,  -  ,  , 

400 

r-  , ,  - , , 

400 

r-  , ,  -  ,  , 

300 

1'  ■   5    5   "   5    5 

300 

r-,5-,, 

3300  r-,,-,,  überhaupt. 

Die  8te  Capitularenstelle  ist  auf  die  Einkünfte  der  Probstei  bei  dem 
Capitel  St.  Petri  zu  Budißin  angewiesen ,  so  jedoch ,  daß  der  die  Summe  von 
700  r  - , ,  - , ,  etwa  übersteigende  Mehrbetrag  der  Reineinkünfte  davon,  so  lange 
nicht  eine  andere  Uebereinkunft  deshalb  getroffen  wird,  zu  den  §  14  bestimmten 
Zwecken  zu  verwenden  ist.  Derjenige  Capitular,  welcher  zum  Probste  bei  dem 
Capitel  St.  Petri  zu  Budißin  ernannt  wird,  hat  gegen  Annahme  des  mit  dieser 
Stelle  verbundenen  Einkommens  dem  bis  dahin  aus  dem  Meißner  Präbenden- 
vermögen  gehabten  Genuß  für  die  Zukunft  zu  entsagen. 

Wenn  aber  der  zum  Probste  des  Domstiftes  St.  Petri  zu  Budißin  gewählte 
Capitular  des  Domcapitels  zu  Meißen  bei  dem  letzteren  ein  höheres  Einkommen 
zu  beziehen  hatte,  als  die  Probstei  des  Domstifts  St.  Petri  zu  Budißin  gewährt, 
so  ist  der  Ausfall  durch  eine  entsprechende  Zulage  aus  den  Einkünften  des 
Meißner  Präbenden Vermögens  zu  decken. 

8. 

Von  den  dermaligen  Domherren  des  Hochstifts  Meißen  behält  der  der- 
zeitige Dechant  auf  Lebenszeit  seine  gegenwärtigen  Präbendenbezüge ,  die  in 
abgerundeter  Summe  auf  1600  r -,,-,,  jährlich  festgestellt  werden. 

Die  übrigen  dermaligen  drei  Domherren  erhalten  auf  Lebenszeit  den  achten 
Teil  der  gesammten  zeitherigen  Einkünfte  aller  acht  Stellen  und  ist  dieser  achte 
Teil  des  Gesamrateinkommens  auf  jährlich  900  r  -  , ,  - ,  ,  festgestellt  worden. 

9. 

Das  Capitel  übereignet  dem  Königlichen  Ministerium  des  Cultus  und 
öffentlichen  Unterrichts  das  Capitelshaus  zu  den  §  14  gedachten  Zwecken,  be- 
hält sich  jedoch  vor 

a)  die  an  diesem  Capitelshause  als  Decoration  angebrachten  Wappen  und 
stiftischen  Embleme    davon   zu   entfernen  und  anderweit  zu  verwenden, 

b)  das  Inventar  an  Schränken ,  Tischen ,  Stühlen  pp.  in  der  früheren 
Gerichtsstube  an  sich  zu  nehmen, 

c)  das  Wasser  aus  dem  Röhrtroge  im  Hofe  des  Capitel shauses  für  die 
übrigen  Stiftshäuser  zu  erholen  und  die  von  jenem  Röhrtroge  aus  nach 
dem  Garten  des  zeitherigen  Dechaneygebäudes  führende  Wasserleitung 
zu  unterhalten ; 

Hierüber 

d)  übernimmt  das  Königliche  Ministerium  des  Cultus  und  öffentlichen 
Unterrichts  mit  dem  Capitelshause  auch  die  Verbindlichkeit  zur  Instand- 
haltung der  Röhrenleitung  vom  Schloßwasserbassin  bis  ins  Capitelshaus 


—     So- 
und zur  verhältnißmäßigen  Mit  Übertragung   des   allgemeinen  Aufwandes 
für  Unterhaltung    des  Röhrwassers ,    des  Pflasters  und  der  polizeilichen 
Anstalten,  soweit  dies  Alles  dem  Stifte  obgelegen, 
sowie 
e^  die  Fortgewährung    der    freien  Wohnung    auf  Lebenszeit    für   den    vor- 
maligen Stiftssyndicus.  jetzigen  Gerichtsamtmann  Dr.  Springer. 

10. 

Das  Domprobsteigebäude  und  die  Curie  der  Dechaney  verbleiben  dem 
Doracapitel  zum  Gebrauch  für  seine  Zwecke. 

Wenn  diese  Gebäude  demselben  aber  einmal  entbehrlich  werden  .sollten, 
werden  solche  dem  nach  §  14  zu  bildenden  Fond  zugewiesen.  Es  kann  aber 
eine  solche  Zuweisung  nur  nach  vorgängigem  Gehör  des  Domcapitels  und  nicht 
anders  als  mit  Allerhöchster  Genehmigung  erfolgen. 

11. 

Den  dermaligen  Expectanten  bei  dem  Stifte  ist  von  der  Königlichen 
Staatsregierung  kein  Recht  auf  das  Einrücken  in  das  Capitel  aus  der  ihnen 
ertheilten  Expectanz  zugestanden  worden. 

Es  soll  aber  jedem ,  nach  den  zeitherigen  .'^tiftischen  Statuten  zur  Auf- 
nahme geeigneten  Anwärter  nach  der  Reihenfolge  der  Inscription  von  der  Zeit 
an ,  wo  durch  das  Ableben  eines  der  sechs  weltlichen  Domherren  der  Fall  ein- 
tritt, daß  er  bei  der  unveränderten  Fortdauer  des  Domcapitels  in  dasselbe  ein- 
gerückt und  zum  Genuß  einer  Pfründe  gelangt  sein  würde,  aus  den  üeber- 
schüssen  des  stiftischen  Präbendenvermögens  eine  angemessene  Entschädigung 
gewährt  werden  und  übernimmt  das  Ministerium  die  deshalb  erforderlichen  Ver- 
handlungen. 

Denjenigen  Expectanten,  welchen  die  angebotene  Vergütung  ungenügend 
erscheint,  oder  die  sich  bei  einer  etwaigen  abfälligen  Bescheidung  nicht  be- 
ruhigen wollen ,  bleibt  es  unbenommen ,  die  aus  ihrer  Inscription  abgeleiteten 
Ansprüche  auf  dem  Rechtswege  zu  verfolgen  und  übernimmt  das  Ministerium 
des  Cultus  und  öffentlichen  Unterrichts  die  diesfallsige  Vertretung  des  Stifts, 
obwohl  nur  aus  den  Präbendenüberschüssen  desselben. 

12. 

Es  werden  Expectanzen  künftig  nicht  mehr  ertheilt ;  jedoch  kann  vom 
Allerhöchsten  Stiftsherrn  beim  Regierungsantritt  ad  primarias  preces  auf  eine 
Stelle  die  Anwartschaft  ertheilt  werden,  so  daß  der  in  solcher  Weise  benannte 
Anwärter  bei  der  nächsten  Vacanz  einer  weltlichen  Domherrnstelle  im  Capitel, 
obschon  immer  nur  in  die  letzte  Stelle,  einzutreten  hat. 

Auch  hört  die  Resignation  der  Stellen  zu  Gunsten  Dritter,  sowie  das 
Optionsrecht  auf. 

13. 

Den  Erben  der  gegenwärtigen  Domherren  verbleibt  der  herkömmliche 
Gnadengenuß  auf  ein  volles  Jahr. 

14. 

Diejenigen  Einkünfte  und  Vermögensbestandtheile  des  Stifts,  welche  zeit- 
her  zur  Dotation  der  Präbenden  dienten ,  sind ,  soweit  sie  künftig  nicht  mehr 
dazu  erforderlich  sind,  zum  Besten  der  evangelisch  -  lutherischen  Kirche,  der 
evangelisch  -  lutherischen  Schulanstalten  und  der  üniversitÄt   zu  verwenden    niul 
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(las  Domcapitel  überweist  zu  diesem  Behufe  nach  Maßgabe  der  mit  Allerhöchster 
Genehmigung  erlassenen  Verordnung  des  Königlichen  Ministeriums  des  Cultus 
und  öifentlichen  Unterrichts  vom  14.  Juli  1859  von  den  gedachten  Präbenden- 
einkünften  alljährlich  eine  Summe  von 

Zweitausend  Thalern  -,,-,, 
dem    nurgedachten  Ministerium,  welches    diesen  Vermögenstheil   bei   den   daraus 
zu  machenden  Verwendungen  als   „Stift  Meißnischer  Fond"   bezeichnen  wird. 

Das  Ministerium  hat  hierbei  die  Zusicherung  ertheilt,  daß  es  rücksicht- 
lich der  ihm  zur  Verfügung  gestellten  Vermögenstheile  jederzeit  gern  geneigt 
sein  wird,  etwaige  Vorschläge  des  Domcapitels  entgegen  zu  nehmen  und  thun- 
lichst  zu  berücksichtigen ,  auch  in  geeigneten  Fällen  die  Ansicht  des  Dom- 
kapitels zu  hören,   Gelegenheit  nehmen  wird. 

Bis    zum   vollständigen  Eintritt    des    neuen  Etats  (vgl.  §§  7  und  8)  wird 
sich     das*    Königliche    Cultusministerium     mit     demjenigen    Minderbetrage     der 
Präbendenüberschüsse  begnügen,  welcher  nach  vollständiger  Deckung 
der  Domherrnbezüge, 

der  zeither  schon  auf  den  Präbenden  ruhenden  Abgaben  und  Leistungen, 
des  durch  Verwaltung  des  Präbendenvermögens  entstehenden  Aufwandes, 
des  auf  die  Präbendeneinkünfte  gewiesenen  vormaligen  Syndicatsgehaltes 
für     den    vormaligen    Stiftssyndicus ,     jetzigen     Gerichtsamtmann 
Dr.  Springer  von  jährlich  205  r.  16  ngr.  7  Pf., 
der    den    zeitherigen    Expectanten    nach    §    11    zu    gewährenden    Ent- 
schädigung und 
des    nach  §  18    auf    die    Präbendeneinkünfte    gewiesenen    Landtagsauf- 
wandes 
zur  freien  Verfügung  übrig  bleibt. 

Die  Verfügung  über  die  übrigen  üeberschüsse  des  Präbendenvermögens, 
soweit  sie  nach  Vorstehendem  nicht  dem  Ministerium  überwiesen  sind,  verbleibt 
dem  Domcapitel  zum  Besten  der  angegebenen  Zw^ecke,  auch  wird  dasselbe  von 
der  Verwendung  das  Cultusministerium  nach  Ablauf  eines  jeden  Rechnungsjahres 
in  Kenntniß  setzen  und  demselben  durch  Vorlegung  der  Rechnung  und  sonst 
die  vermöge  des  Oberaufsichtsrechtes  zustehende  Auskunft  geben. 

15. 

Die  bei  dem  Hochstifte  zu  Meißen  für  kirchliche ,  Schul-  oder  Wohl- 
thätigkeitszwecke  bestehenden  Stiftungen  erleiden  durch  die  Reform  des  Dom- 
capitels keine  Veränderung. 

16. 

Dem  Domcapitel  verbleibt  die  Erhaltung  und  Fürsorge  für  den  evange- 
lisch-lutherischen Gottesdienst  in  der  Domkirche  zu  Meißen ,  das  Collatur-  und 
Patronatsrecht  über  die  Pfarreien  und  Schulstellen  zu  Rüsseina,  Boritz  und 
Schirmenitz ,  die  Verwaltung  des  stiftischen  Vermögens ,  insbesondere  auch 
die  Verwaltung  und  Collatur  der  mit  dem  Stifte  verbundenen  Stiftungen  für 
kirchliche ,  Schul-  und  Wohlthätigkeitszwecke ,  jedoch  unter  Oberaufsicht  der 
zuständigen  Staatsbehörden. 

17. 

Die  zu  Würzen  befindliche  Bibliothek  des  Hochstifts  wird  der  Universität 
zu  Leipzig  überwiesen,  nach  vorgängiger  Ausscheidung  der  das  Hochstift  Meißen 
berührenden  Werke,  welche  demselben  verbleiben. 


—     91     — 

18. 

Die  Vertretung  des  Stifts  in  der  ersten  Kammer  bleibt  unverändert. 

Der  auf  dem  Landtage  erscheinende  Deputirte  des  Stifts  erhält  Tage- 
und  Reisegelder  aus  den  Einkünften  des  stiftischen  Präbendenvermögens,  solange 
die  gegenwärtig  bestehende  Einrichtung  nicht  eine  Abänderung  erleidet. 

19. 

Die  in  Vorstehendem  neu  vereinbarten  Bestimmungen  treten  mit  'dem 
1.  October  des  gegenwärtigen  Jahres  in  Kraft  und  das  was  denselben  entgegen 
in  der  zwischen  Sr.  Churfürstlichen  Durchlaucht  Herrn  Johann  Georg  II  Herzog 
zu  Sachsen  pp.  als  postulirten  Administrator  des  Hochstifts  Meißen  und  dem 
Capitel  dieses  Hochstifts  unter  dem  15.  Juni  1663  abgeschlossenen  perpetuir- 
lichen  Capitulation  vereinbart  gewesen,  ist  für  aufgehoben  zu  achten. 

Urkundlich  haben  die  sämmtlichen  dermal  igen  Domherrn  des  Hochstifts 
Meißen  gegenwärtigen  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  ausgefertigen 

Vertrag 
bis  auf  Se.  Königlichen  Majestät  von  Sachsen ,  als  Stifts-  und  Landes- 
herrn, Genehmigung  unterschrieben  und  besiegelt. 

Meißen,  am  15.  December  1859. 

Dettlev  Graf  von  Einsiedel,  Dechant. 
Hanns  von  Zehmen,  Senior. 
Herrmann  von  Nostitz- Wallwitz. 
L.  S.  Gustav  von  Watzdorf. 


WIR  JOHANN  VON  GOTTES  GNADEN  KÖNIG  VON  SACHSEN  pp.  pp.  pp. 

Urkunden    hiermit    und    bekennen    für  Uns ,    Unsere  Erben  und  Nachkommen  an 
der  Krone  Sachsen : 

Nachdem  in  Folge  der  dermaligen  Verfassung  des  Königreichs  Sachsen 
sich  eine  Reform  des  Domcapitels  Meißen  als  wünschenswerth  gezeigt  hat  und 
durch  ünsern  hierzu  verordneten  Commissar,  mit  Zustimmung  der  in  Evangelicis 
beauftragten  Staats-Minister,  mit  dem  Domcapitel  Meißen  ein  Vertrag  über  diese 
Reform  bis  auf  Unsere  stifts-  und  landesherrliche  Genehmigung  abgeschlossen, 
auch  die  hierüber  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  ausgefertigte ,  von  dem 
Domcapitel  unter  dem  15.  December  vorigen  Jahres  vollzogene  Urkunde  zu 
Unserer  Ratification  überreicht  worden  ist : 

So  haben  Wir  diesen  Vertrag  durchgängig  genehmigt  und  wollen ,  daß 
ihm  allenthalben  genau  nachgegangen  werde. 

Zu  Urkund  dessen  haben  Wir  gegenwärtige  Erklärung  unter  Vordruckung 
des  Königlichen  Siegels  eigenhändig  unterschrieben. 

So  geschehen  zu  Dresden,  am  fünfundzwanzigsten  Februar  Eintausend 
Achthundert  und  Sechzig. 

Johann 
L.  S.  Johann  Paul  von  Falkenstein. 

Ratification. 
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V. 

Reform  vertrag, 

das  Stiftskapitel  zu  Würzen  betr.,  vom  23.  Oktober/28.  November  1864. 

Nachdem  von  Seiner  Majestät  dem  König ,  als  Allerhöchstem  Stifts-  und 
Schutzherrn  des  Collegiatstifts  Würzen ,  dem  Capitel  des  Letzteren  eröffnet 
worden  ist ,  daß  AUerhöchstDieselben ,  in  Betracht  der  durch  die  dermalige 
Verfassung  des  Königreichs  Sachsen  herbeigeführten  Veränderung  der  öffentlichen 
Verhältnisse,  eine  Reform  der  zeitherigen,  durch  die  mit  dem  Churhause  Sachsen 
unterm  15.  Juni  1663  abgeschlossene  perpetuirliche  Capitulation  festgestellten 
Verfassung  des  Capitels  des  Collegiatstifts  zu  Würzen  im  Wege  einer  Verein- 
barung wünschen,  und  daß  von  AllerhöchstDenselben  zu  den  diesfallsigen  Ver- 
handlungen das  Königliche  Ministerium  des  Cultus  und  öffentlichen  Unterrichts 
beauftragt  worden,  so  haben  die  derzeitigen  Mitglieder  des  genannten  Capitels, 
im  Gefühle  jener  ehrerbietigen  Hingebung,  welche  sie  und  ihre  Vorfahren  im 
Capitel  gegen  ihren  Allerhöchsten  Stifts-  und  Landesherrn  jederzeit  zu  bethätigen 
bemüht  gewesen,  und  weil  sie  dies  mit  ihrem  Gewissen  und  ihren  aufhabenden 
capitularischen  Pflichten  für  vereinbar  erachten  konnten ,  jenem  Allerhöchsten 
Wunsche  nachkommen  und  demselben  Opfer  bringen  zu  wollen  sich  bereit  erklärt, 
and  ist  im  Verfolg  der ,  auf  Sr.  Majestät  des  Königs  Befehl ,  von  dem  König- 
lichen Ministerium  des  Cultus  und  öffentlichen  Unterrichts  mit  dem  Capitel  zu 
Würzen  eingeleiteten  Verhandlungen,  unter  Zustimmung  der  in  Evangelicis  be- 
auftragten Herrn  Staatsminister,  Folgendes  festgestellt  worden : 

§  1. 

Das  Capitel  des  Collegiatstifts  zu  Würzen  besteht,  wie  zeither,  so  auch 
künftig  aus  sieben  Mitgliedern,  einschließlich  des  Probstes,  des  Dechanten,  des 
Scholasticus  und  des  Custos. 

§  2. 

Das  Aufrücken  der  dermaligen  Capitularen  im  Capitel  erfolgt  ganz  in  der 
zeitherigen  Art  und  Weise ;  es  kommen  ihnen  auch  auf  Lebenszeit  diejenigen 
Bezüge  zu ,  auf  welche  sie  der  zeitherigen  stiftischen  Verfassung ,  insonderheit 
dem  ihnen  zustehenden  Options-Recht  nach  Anspruch  zu  machen  haben. 

§  3. 

Die  bei  Vollziehung  dieses  Vertrags  noch  vorhandenen  Praebendati  extra 
gremium  und  Exspectanten  rücken,  wenn  sie  nach  den  seitherigen  stiftischen 
Statuten  zum  Eintritt  in  das  Capitel  geeignet  und  die  herkömmlichen  Aufnahme- 
bedingungen von  ihnen  erfüllt  worden  sind,  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Inscription 
in  die  zur  Erledigung  kommenden  Capitularstellen  ein. 

Das  Capitel  begiebt  sich  hierbei  ausdrücklich  jeder  Dispensation  von  den 
seitherigen  statutenmäßigen  Erfordernissen  eines  aufzunehmenden  Präbendaten 
oder  Capitularen  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Dispensationsrechts  von  dem  Er- 
fordernisse der  peregrinatio  ultra  montes. 

§  4. 

Nach  Eintritt  des  letzten  geeigneten  Exspectanten  in  das  Capitel  (cfr.  §  3) 
erfolgt  künftig  die  Verleihung  der  zur  Erledigung  kommenden  Capitularstellen, 
ohne  Unterschied  zwischen  adliger  und  bürgerlicher  Geburt,  nur  an  solche 
Männer  des   evangelisch-lutherischen  Glaubensbekenntnisses,  welche  ünterthanen 
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des  Königreichs  Sachsen  sind,  sich  in  demselben  um  die  evangelisch-lutherische 
Kirche  ,  um  das  ünterrichtswesen ,  um  die  Universität ,  oder  überhaupt  um  den 
Staat  verdient  gemacht  haben  und  ein  dreijähriges  Studium  auf  einer  Universität 
nachweisen  können.  —  Dieselben  haben,  sowie  auch  diejenigen,  welche  infolge 
des,  dem  Allerhöchsten  Stiftsherrn  nach  wie  vor  zustehenden  Rechts  ad  primarias 
preces  in  das  Stift  eintreten,  anstatt  aller  und  jeder,  nach  der  zeitherigen 
Verfassung  und  dem  Herkommen  bei  der  Aufnahme  in  das  Capitel  zu  ent- 
richtenden Gebühren ,  Spesen ,  Kosten  und  dergleichen  bei  ihrem  Eintritt  die 
runde  Summe  von 

Fünfundsiebenzig  Thalern 
ad  Fabricam    zu   entrichten   und   sich,    nach    deren  Erlegung,    ihrer   feierlichen 
Einführung  in  das  Capitel  zu  versehen. 

Dispensations-Ertheilungen  von  irgend  einer  der  in  diesem  Paragraphen 
festgestellten  Aufnahmebedingungen  finden  nicht  statt. 

§  5. 
Wenn  dann  bei  dem  Stift  Würzen  eine  Vacanz  eintritt,  so  hat  dasselbe 
dem  Allerhöchsten  Stiftsherrn  drei  nach  §  4  geeignete  Candidaten  zur  Auswahl 
in  Vorschlag  zu  bringen.  Findet  sich  unter  diesen  keine  annehmbare  Persönlich- 
keit ,  so  hat  das  Capitel  drei  andere  Candidaten  vorzuschlagen  und  findet  sich 
auch  unter  diesen  keine  annehmliche  Persönlichkeit,  so  hat  für  diesmal  der 
Allerhöchste  Stiftsherr  die  Stelle  ganz  nach  freier  Entschließung  an  eine,  nach 
§  4  geeignete  Person  zu  vergeben. 

Von  Vollziehung  dieses  Vertrags  an  werden  Exspectanzen  nicht  mehr 
ertheilt ,  auch  sollen  Resignationen  auf  Präbenden  und  Inscriptionsrechte  zu 
Gunsten  anderer,  als  der  nach  §  3  zulässigen,  schon  inscribirten  Exspectanten, 
nicht  weiter  statt  finden. 

Dagegen  kann  vom  Allerhöchsten  Stiftsherrn  vermöge  des  Jus  primariarum 
precum ,  welches  AllerhöchstDemselben  wie  zeither  verbleibt ,  beim  Regierungs- 
antritt auf  eine  Stelle  die  Anwartschaft  ertheilt  werden,  so  daß  der  in  solcher 
Weise  benannte  Anwärter,  der  jedoch  die  §  4  vorgeschriebene  Qualification  haben 
muß ,  bei  der  nächsten  Vacanz ,  obschon  immer  nur  in  die  letzte  Stelle  des 
Capitels  einzutreten  hat. 

Die  zehn  niedrigsten  Präbenden  werden ,  so  lange  noch  so  viel  genuß- 
fähige Exspectanten  (cfr.  §  3)  vorhanden  sind,  an  die  zehn  ältesten  Exspectanten 
verliehen,  es  rücken  auch  dieselben  bis  mit  dem  Letzten,  von  den  geringeren  in 
die  höheren  Extra-Gremial-Präbenden,  wie  bisher,  auf. 

Von  der  Zeit  an,  wo  die  Zahl  der  Praebendati  extra  gremium  unter  zehn 
herabsinkt,  werden  die  zur  Erledigung  kommenden  Präbenden  nicht  weiter 
verliehen. 

Dagegen  werden  die  bereits  erledigten,  oder  von  nun  an  zur  Erledigang 
kommenden  Vicarien,  resp.  Seiten  des  Allerhöchsten  Stiftsherrn  oder  des  Capitels, 
gleich  von  jetzt  an  nicht  wieder  verliehen. 

8  8. 
Jeder  von  jetzt    an    in    das  Gremium  Capituii    einrückende  Präbendat  be- 
hält entweder    die    höhere  Präbende ,  welche    er    bis    dahin    genossen ,  auch  im 
Capitel    bei ,    oder    er    hat   sich ,    wenn  überhaupt   die  von  ihm  zur  Zeit  seines 
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Einrückens  besessene  Präbende  von  der  bei  seinem  Eintritte  vacanten  Präbende 
überstiegen  wird ,  mit  einem  ihm  ,  gegen  Aufgabe  seiner  zeitherigen  Präbende, 
aus  der  apert  gewordenen  zu  gewährenden ,  seine  zeitherige  Präbende  nicht 
übersteigenden  Präbendenanteil  so  lange  zu  begnügen,  bis  durch  die  Differenzen 
zwischen  dem  Einkommen  der  durch  Ableben  erledigten  Capitularstellen  einser- 
seits  und  dem  nach  Vorstehendem  unerhöht  bleibenden  Einkommen  der  neu 
eintretenden  Capitularen  andererseits  nach  und  nach  soviel  Einkünfte  erübrigt 
werden ,  daß  diesen  Letzteren  die  nach  §  10  für  ihre  Stellen  norinirten  festen 
Bezüge ,  und  zwar  jedem  früher  Eingetretenen  nach  ihrer  vollen  Höhe  zuerst, 
gewährt  werden  können. 

§  9- 

Den  Erben  der  gegenwärthigen  Capitularen  und  Präbendaten  verbleibt  der 
herkömmliche  Gnadengenuß  auf  ein  volles  Jahr. 

Die  Erben  der  Exspectanten  und  Anderer ,  welche  nach  Abschluß  dieses 
Vertrags  in  eine  Capitularstelle  oder  in  eine  Präbende  einrücken ,  haben  nur 
Anspruch  auf  die  Einkünfte  bis  nach  Ablauf  des  Sterbemonats. 

§  10. 
Zur  Ausstattung  von  sieben  Capitularstellen  werden 

1900  Thaler 
in  folgenden  Bezugsabstufungen  bestimmt,  als : 
400  Thaler  für  den  Probst, 
500       „        für  den  Dechant  einschließlich  der  Entschädigungen  für 

den  gewöhnlichen  Reise-  und  Geschäftsaufwand, 
300       „        für  den  Scholasticus, 
250       „        für  den  Custos, 
200       „        für  den  fünften  Capitular, 
150       „        für  den  sechsten  Capitular, 
100       „        für  den  siebenten  Capitular. 

1900  Thaler  Summa. 

§  11- 
Der  Dechant  wird   durch   die  Mitglieder  des  Capitels  gewählt.     Die  Wahl 
kann  nur  auf  ein  Mitglied  des  Capitels  fallen  und  ist  dem  Allerhöchsten  Stifts- 
herrn zur  Bestätigung  pflichtschuldigst  anzuzeigen. 

§  12. 
In  Betreff  der  Stellen  des  Probstes  ,    des  Scholasticus  und  des  Custos  be- 
wendet es  ebenfalls  bei  dem  zeitherigen  Herkommen,  wonach  die  Besetzung  der- 
selben   durch    den    Allerhöchsten    Stiftsherrn ,    jedoch   nur    aus    den  Mitgliedern 
des  Capitels  geschieht. 

§  13. 
Diejenigen  Einkünfte  und  Vermögensbestandtheile  des  Stifts,  welche  zeither 
zur  Dotation  der  Stellen  im  Stifte  und  der  Präbenden  außerhalb  desselben  ge- 
dient haben,  sollen,  soweit  sie  künftig  nach  §§  2  und  10  dieses  Vertrags  dazu 
nicht  mehr  erforderlich  sind,  zunächst  zum  Besten  der  evangelisch-lutherischen 
Kirche,  der  evangelisch-lutherischen  Schulanstalten  und  der  Universität  verwendet 
werden.  Zu  diesem  Behufe  überweist  das  Capitel  von  denjenigen  Einkünften, 
welche  durch  den  erfolgten  Eintritt  der  Fixation  sämmtl icher  Capitularen  zur 
Erledigung  kommen  werden,  die  Summe  von 

Vierhundert  Thalern 
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jährlich  dem  Ministerium  des  Cultus  und  öffentlichen  Unterrichts  zur  Ver- 
einigung mit  dem ,  aus  den  Überschüssen  des  Domstifts  Meißen  gebildeten 
Fond,  welchem  deshalb  die  Benennung  „Stift  Mcißen-Wurzener  Fond"  beigelegt 
werden  wird. 

Die  alljährliche  Entrichtung  dieser  400  Thaler  von  dem  oben  bezeichneten 
Zeitpunkte  an  wird  dem  Königlichen  Ministerium  andurch  ausdrücklich  und 
zwar  selbst  für  den  Fall  garantirt ,  daß  in  einem  oder  dem  andern  Jahre  die 
Einkünfte  des  Stifts  einen  Jahresüberschuß  von  oben  gedachtem  Betrage  nicht 
gewähren  sollten. 

Die  Verfügung  über  die  etwaigen  weiteren  Überschüsse  des  Präbenden- 
Verniögens  verbleibt  dem  Capitel  zur  Bestreitung  der  herkömmlichen  und  noth- 
wendigen  Ausgaben  des  Stifts ,  wie  z.  B.  zu  den  Landtagskosten  ,  zu  außer- 
ordentlichen Verwendungen  für  die  Domkirche  zu  Würzen,  Unterstützung  des 
dortigen  Schulwesens  und  dergleichen.  Von  der  Verwendung  der  Überschüsse 
wird  das  Capitel  das  Königliche  Cultus-Ministerium  nach  Ablauf  eines  jeden 
Rechnungsjahres  in  Kenntnis  setzen  und  demselben  durch  Vorlegung  der  Rech- 
nung und  sonst  die  vermöge  des  Oberaufsichtsrechts  zustehende  Auskunft  geben. 

§  14. 

Die  bei  dem  Collegiatstift  zu  Würzen  für  kirchliche ,  Schul-  und  Wohl- 
thätigkeitszwecke  bestehenden  Stiftungen  erleiden  durch  die  Reform  des  Capitels 
keine  Veränderungen. 

§  15. 

Dem  Capitel  verbleibt  die  Erhaltung  und  Fürsorge  für  die  Domkirche  zu 
Würzen  wie  zeither,  ferner  die  Collatur  über  das  dasige  Pfarramt,  Archidiaconat, 
Rectorat  und  Kirchneramt  mit  dem  Stadtrath  zu  Würzen  gemeinschaftlich, 
über  das  Organistenamt  daselbst  aber,  sowie  über  die  Pfarr-  und  Schulstellen  zu 
Lüptitz  und  Kühren  allein,  ganz  in  der  zeitherigen  Weise  ;  ferner  die  Verwaltung 
des  stiftischen  Vermögens.  Endlich  verbleibt  ihm  auch  die  Verwaltung  und 
Collatur  der  mit  dem  Stift  verbundenen  Stiftungen  für  kirchliche ,  Schul-  und 
Wohlthätigkeitszwecke,  jedoch  unter  Oberaufsicht  der  zuständigen  höhern  Staats- 
behörden. 

§   16. 

Die  Vertretung  des  Stifts  in  der  ersten  Kammer  der  Ständeversammlung 
erleidet  durch  diesen  Vertrag  keine  Veränderung.  Der  auf  dem  Landtag  er- 
scheinende Deputirte  des  Stifts  erhält  Tage-  und  Reisegelder  aus  den  Mitteln 
des  Letztern ,  solange  als  die  gegenwärtig  in  Betreff  der  Landtagsdiäten  be- 
stehende Einrichtung  überhaupt  nicht  eine  Abänderung  erleidet. 

^  17. 

Die  in  Vorstehendem  vereinbarten  Bestimmungen  treten  sofort  in  Kraft, 
soweit  sie  nicht  infolge  der  in  den  §§  2,  3  und  8  getroffenen  Bestimmungen 
einen  Aufschub  erleiden  müssen ,  und  das ,  was ,  denselben  entgegen ,  in  der 
zwischen  Sr.  Churfürstlichen  Durchlaucht,  Herrn  Johann  Georg  IL  Herzog  zu 
Sachsen  pp.  als  postulirten  Administrator  des  Hochstifts  Meißen  und  des 
Collegiatstifts  Würzen,  und  den  Capituln  beider  Stiften  unter  dem  15.  Juni  1663 
abgeschlossenen  perpetuirlichen  Capitulation  vereinbart  gewesen ,  ist  für  auf- 
gehoben zu  achten. 
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Urkundlich    haben    die    sämmtlichen  dermaligen  Capitularen  des  CoUegiat- 
stifts  Würzen  gegenwärtigen  in  zwei  gleichlautenden  Exemplaren   ausgefertigten 

VERTRAG 
bis    auf   Sr.  Königlichen  Majestät    von    Sachsen ,    als  Stifts-    und    Landesherrn, 
Genehmigung  unterschrieben  und  untersiegelt. 

Würzen,  den  23.  Oktober  1864. 

L.  S.  Dr.  Eduard  Friederici,  Capituli  Praepoaitus. 

L.  S.  Gurt  Robert  Freyherr  von  Welck. 

L.  S.  Hennig  Albert  von  Stammer. 

L.  S.  Dr.  Adolph  Emil  Wendler. 

L.  S.  Julius  Alexander  von  Jagow. 

L.  S.  Christian  Ludwig  Haubold  von  Schröter. 

L.  S.  Eugen  Küstner,  Dr.  med. 


WIR,  JOHANN,  VON  GOTTES  GNADEN  KÖNIG  VON  SACHSEN 
ec.  ec.  ec. 

Urkunden    hiermit    und    bekennen  für  Uns ,    Unsere  Erben   und  Nachkommen  an 
der  Krone  Sachsen : 

Nachdem  in  Folge  der  dermaligen  Verfassung  des  Königreichs  Sachsen  sich 
eine  Reform  des  Collegiatstifts  Würzen  als  wünschenswerth  gezeigt  hat  und 
durch  Unseres  hierzu  beauftragtes  Ministerium  des  Cultus  und  öffentlichen  Unter- 
richts mit  Zustimmung  der  in  Evangelicis  beauftragten  Staatsminister  mit  dem 
Collegiatstift  Würzen  ein  Vertrag  über  diese  Reform  bis  auf  Unsere  stifts-  und 
landesherrliche  Genehmigung  abgeschlossen ,  auch  die  hierüber  in  zwei  gleich- 
lautenden Exemplaren  ausgefertigte,  von  dem  Collegiatstifte  unter  dem  23.  October 
dieses  Jahres  vollzogene  Urkunde  zu  Unserer  Ratification  überreicht  worden  ist ; 

So  haben  Wir  diesen  Vertrag  durchgängig  genehmigt  und  wollen  ,  daß 
ihm  allenthalben  genau  nachgegangen  werde. 

Zu  Urkund  dessen  haben  Wir  gegenwärtige 

ERKLÄRUNG 
eigenhändig  unterschrieben  und  Unser  Königliches  Siegel  anhängen  lassen. 

So  geschehen  zu  Dresden,  am  acht  und  zwanzigsten  November  eintausend 
Achthundert  Vier  und  Sechzig. 

L.  S.  JOHANN. 

Johann  Paul  von  Falkensteiu. 


VL 

VERTEAG  MIT  DEM  KOLLEGIATSTIFT  WÜRZEN 

TOM  29.  APRIL  1899  ÜBER  ÄNDERUNG  DES  REFORM  VERTRAGS 

TOM  23.  OKTOBER  1864. 

Zu  §  1. 

„Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Kapitels  des  Kollegiatstifts  zu  Würzen  wird 
von  sieben  auf  fünf,  einschließlich  des  Propstes,  des  Dechanteri,  des  Scholastikus 
und  des  Kustos,  herabgesetzt. 

Se.  Majestät  der  König,  als  Allerhöchster  Stiftsherr,  hat  das  Recht,  ganz  nach 
freier  Entschließung  die  frühere  Anzahl  der  Kapitelsmitglleder  wieder  herzustellen. " 
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Zu  §  10. 
„Zur  Ausstattung  der  fünf  Kapitularstellen  werden 

6400  M. 
in  folgenden  Bezugs-Abstufungen  bestimmt,  als  : 
1600  M.  für  den  Propst, 
1400  M.  für  den  Dechanten, 
1200  M.  für  den  Scholastikus, 
1000  M.  für  der  Kustos, 
800  M.  für  den  fünften  Kapitular, 

400  M.  Entschädigung  an  den  Dechanten  für  den  gewöhnlichen 
Reise-  und  Geschäftsaufwand 

6400  M.   Summe.'' 
„Für  den  Fall,   daß  Se.  Majestät  der  König  von  dem  vorbehaltenen  Rechte 
Gebrauch    machen    sollte ,  die    frühere    Anzahl    der    Kapitelsmitglieder    künftig 
wieder  herzustellen,  werden  zur  Ausstattung  der  7  Kapitularstellen 

6200  M. 
in  folgenden  Bezugs- Abstufungen  bestimmt,  als: 
1200  M.  für  den  Propst, 
1050  M.  für  den  Dechanten, 
900  M.  für  den  Scholastikus, 
800  M.  für  den  Kustos, 
700  M.  für  den  fünften  Kapitular, 
600  M.  für  den  sechsten  Kapitular, 
500  M.   für  den  siebenten  Kapitular, 

450  M.  Entschädigung  an  den  Dechanten  für  den  gewöhnlichen 
Reise-  und  Geschäftsaufwand. 

6200  M.  Summe.« 
Das  unterzeichnete  Ministerium  hat  auf  das  vom  Kapitel  des  Kollegiat- 
stifts  zu  Würzen  unter  dem  18.  März  1899  geschehene  Ansuchen,  nach  erteilter 
Genehmigung  Sr.  Majestät  des  Königs  als  Allerhöchsten  Stiftsherrn ,  sowie  im 
Einverständnisse  mit  den  in  Evangelicis  beauftragten  Herren  Staatsministern 
unter  dem  heutigen  Tage  vorstehendem  Vertrage  mit  dem  genannten  Kapitel, 
die  Änderung  des  Reformvertrages  vom  23.  Oktober  1864  betreffend,  seine  Zu- 
stimmung erteilt. 

Zu  dessen  Urkund  ist  gegenwärtiges 

DEKRET 
ausgefertigt  worden. 

Dresden,  den  29.  April   1899. 

Ministerium  des  Kultus  und  öffentlichen  Unterrichts. 
Für  den  Minister : 
\j.   S.  Dr.  Waentig. 

Dr.  jur.  Georg  Friederici,  Propst. 

Dr.  jur.   Theodor  Friederici,  Dechant. 

Gustav  von  Quandt,  Scholasticus. 

Dr.  jur.  Julius  Alphons  Baumgärtner,  Custos. 

Dr.  phil.  Richard  Lepsius,  fünfter  Kapitular. 
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VII. 

Apostolische  Konstitution  des  Papstes  Benedikt  XV., 

die  Restitution  der  Meißener  Diözese  betreffend,  vom  24.  Juni  1921. 

Acta  Apostolicae  Sedis,  Annus  XIII,  p.  409  sqq. 

CONSTITUTIO  APOSTOLICA 

SUPPRESSIS  VICARIATÜ  ASOSTOLICO  SAXONIAE  ET  PRAEFECTURA 

APOSTOLICA  LUSATIAE, 

EORÜM  TERRITORIO  RESTITUITUR  DIOECESIS  MISNENSIS. 

BENEDICTÜS    EPISCOPÜS 

SERVÜS  SERVORÜM  DEI 
AD  PERPETÜAM  REI  MEMORIAM. 

Sollicitudo  omnium  Ecclesiarum,  quae  Romano  Pontifici  incumbit,  id  exigit, 
ut  quae  ad  religionis  incrementum  et  ad  meliorem  fidelium  gubernationem 
maxime  conducunt,  sedulo  praestentur. 

Cum  itaque  canonici  ecclesiae  coUegiatae  Sancti  Petri  in  Bautzen,  septimo 
iam  exeunte  centenario  ab  eiusdem  Capituli  canonica  constitutione,  supplices 
preces  Apostolicae  Sedi  porrexerint,  ut  ex  territorio  tam  praefecturae  apostolicae 
de  Lusatia,  quam  vicariatus  apostolici  Saxoniae  antiqua  dioecesis  Misnensis, 
aliquot  abhinc  saeculis  exstincta,  restitueretur ;  Nos,  in  propagationem  christiani 
nominis  et  in  bonum  ecclesiastici  regiminis  id  cessurum  cernentes ,  atque  prae 
oculis  habentes  praelaudati  Capituli  tum  singularem  erga  Sedem  Apostolicam 
fidelitatem  ac  devotionem ,  tum  eximia  in  catholicam  religionem  merita, 
praehabito  voto  dilectorum  filiorum  Nostrorum  S.  R.  E.  Cardinalium  S.  Con- 
gregationi  de  Propaganda  Fide  praepositorum,  benigne  libenterque  oblatis  precibus 
annuendum  censuimus. 

Quam  ob  causam ,  Apostolicae  potestatis  plenitudine ,  et  suppleto  quorum 
interest  vel  sua  interesse  praesumant  consensu,  per  praesentes  Litteras  statuimus, 
ut  territorium  memoratae  praefecturae  apostolicae  Lusatiae  et  vicariatus  apostolici 
Saxoniae,  suppressis  in  perpetuum  praefectura  et  vicariatu,  in  dioecesim  erigatur 
Misnensem  nuncupandam ,  quae  Sanctae  Sedi  immediate  erit  subiecta  et 
S.  Congregationis  Consistorialis  iurisdictioni  submissa. 

Huius  dioecesis  sedem  et  cathedram  episcopalem  in  urbe  Bautzen  in 
Lusatia  constituimus,  quam  proinde  ad  civitatis  episcopalis  gradum  et  honorem 
extollimus  cum  omnibus  privilegiis  et  iuribus,  quibus  ceterae  civitates  episcopales 
iure  communi  fruuntur.  Ecclesia  vero  collegiata  Sancti  Petri  loci  Bautzen  ad 
statum  et  dignitatem  Catliedralis  evehimus,  simulque  ipsi  eiusque  pro  tempore 
Episcopis  tribuimus  honores,  insignia,  favores,  gratias,  privilegia  et  iura,  quibus 
aliae  cathedrales  ac  earum  pro  tempore  Antistites  iure,  vel  legitima  consuetudine 
gaudent. 

Mandamus  insuper  ut  Capitulum  collegiale  a  S.  Petro  in  Bautzen  in 
Capitulum  cathedrale  dioecesis  Misnensis  erigatur ;  in  eiusque  gratiam  et  favorem 
volumus  ut  firma  maneant  et  confirmentur,  iuxta  novissima  Codicis  iuris  canonici 
decreta,  propria  statuta  capitularia,  nee  non  omnia  privilegia  et  iura,  quae 
hactenus  legitime  obtinuit ,  firma  tarnen  electione  canonicorum  et  Dignitatum 
Capituli  ad  tramitem  iuris  communis,  atque  adempta  in  posterum  Decano  eiusdem 
Capituli  qualibet  in  fideles  ecclesiastica  iurisdictione. 

Jubemus  quoque  ut,  quod  attinet  ad  Seminarii  dioecesani  institutionem,  ad 
Vicarii  Capitularis  sede  vacante   electionem,    ad   ipsorum   clericorum  et  fidelium 
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iura    et    onera ,    aliaque    huiusmodi ,    rite    serventur    quae   sacri  canones  de  bis 
rebus  praescribunt. 

Quousque  autem  haec  nova  dioecesis  de  proprio  pastore  provideatur, 
eiusdem  regimen  dilecto  filio  lacobo  Skala,  hodierno  Decano  capitulari,  tamquam 
Administratori  Apostolico,  committimus,  ipsi  tribuentes  facultates  ac  iura  omnia, 
quae  huic  muneri  corapetunt. 

Praesentes  autem  Litteras  et  iii  eis  contenta  quaecumque,  etiam  si  quilibet, 
quoruni  interest  vel  sua  interesse  praesumant,  auditi  non  fuerint  ac  praemissis 
non  consenserint,  etiam  si  expressa ,  specifica  et  individua  mentione  digni  sint, 
nullo  unquam  tempore  de  subreptionis,  vel  obreptionis,  aut  nullitatis  vitio,  seu 
intentionis  Nostrae,  vel  quolibet  alio ,  licet  substantiali  et  inexcogitato  defectu, 
notari ,  impugnari ,  vel  in  controversiam  vocari  posse ;  sed  eas ,  tamquam  ex 
certa  scientia  ac  potestatis  plenitudine  factas  et  emanatas ,  perpetuo  validas 
exsistere  et  fore ,  suosque  plenarios  et  integros  effectus  sortiri  et  obtinere, 
atque  ab  omnibus  ad  quos  spectat  inviolabiliter  observari  debere ,  et  si  secus 
super  bis  a  quocumque ,  quavis  auctoritate ,  scienter  vel  ignoranter ,  contigerit 
attentari,  irritum  prorsus  et  inane  esse  et  fore  volumus  et  decernimus. 

Hisce  itaque  ut  supra  constitutis,  ad  eadem  omnia  exsecutioni  mandanda, 
deputai;ius  venerabilem  fratrem  Eugenium  Pacelli ,  Archiepiscopum  titularem 
Sardianum ,  Nuntium  Apostolicum  in  Germania ,  eidem  tribuentes  necessarias  et 
opportunas  facultates,  etiam  subdelegandi,  ad  effectum  de  quo  agitur,  quemlibet 
virum  in  ecclesiastica  dignitate  constitutum,  facto  eidem  onere  ad  Sacram  Con- 
gregationem  Consistorialem  mittendi ,  infra  sex  menses  a  praesentibus  Litteris 
datis,  authenticum  exemplar  peractae  exsecutionis. 

Mandamus  denique  ut  harum  Litterarum  transumptis,  etiam  impressis,  manu 
tarnen  alicuius  notarii  public!  subscriptis,  ac  sigillo  alicuius  in  ecclesiastica 
dignitate  constituti  munitis,  eadem  prorsus  adhibeatur  fides,  quae  hisce  Nostris 
Litteris  tribueretur,  si  exhibitae  vel  ostensae  forent. 

Non  obstantibus,  quatenus  opus  sit,  regulis  in  synodalibus,  provincialibus, 
generalibus,  universalibusque  Conciliis  editis ;  specialibus ,  vel  generalibus  con- 
stitutionibus  et  ordinationibus  Apostolicis,  et  quibusvis  aliis  Romanorum  Ponti- 
ficum  praedecessorum  Nostrorum  dispositionibus ,  ceterisque  contrariis  quibus- 
cumque. 

Nemini  ergo  has  Litteras  Nostras  suppressionis,  erectionis,  seu  restitutionis, 
decreti,  mandati,  derogationis  et  voluntatis  infringere,  vel  contraire  liceat.  Si  quis 
vero,  temerario  ausu,  hoc  attentare  praesumpserit,  indignationem  omnipotentis 
Dei,  ac  beatorum  Petri  et  Pauli  Apostolorum  Eins,  se  noverit  incursurum. 

Datum  Romae  apud  Sanctuin  Petrum,  anno  Domini  millesimo  nongentesimo 
vigesimo  primo,  die  vigesima  quarta  mensis  iunii,  Pontificatus  Nostri  anno  septimo. 

t  C.  Card.  DE  LAI,  Episc.  Sabinen.  0.  Card.  CAGIANO 

S.  C.  Consist.  Secretarius.  S.  R.  E.  Cancellarius. 

Ludovicus  Schüller,  Protonotarius  Apostolicus. 
Leopoldus  Capitani,  Subst.  Reg.   ex  spec.  deleg. 

Loco  t  plumbi 
Reg.  in  Canc.  Ap.,  vol.  XXIU,  n.  60. 
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